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Vorwort  

Die Digitalisierung stellt eine der umfangreichsten Herausforderungen unserer 

Zeit dar, welche ähnlich der industriellen Revolution mit ihren folgenden gesell-

schaftlichen Umstrukturierungen in fast all unsere Lebensbereiche vorgedrun-

gen ist. 

Auch der öffentliche Sektor der Verwaltung ist von diesem Wandel betroffen. Mit 

der Verabschiedung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 2017 sind die Behör-

den verpflichtet bis spätestens 2022 ihre Verwaltungsleistungen auch elektro-

nisch über Verwaltungsportale anzubieten. Um diese Umsetzung zu ermögli-

chen ist eine umfangreiche IT-Infrastruktur zwingend notwendig. Die Einführung 

einer elektronischen Akte stellt dabei eine interne Voraussetzung dar und ist 

Grundlage für ein rechtskonformes digitales Registrieren und Verwalten von ak-

tenrelevantem Schriftgut. Neben den Herausforderungen, die sich aus der Ver-

pflichtung für den IT-Bereich ergeben, birgt jeder Veränderungsprozess in der 

Verwaltung ein zu erwartendes Konfliktpotenzial. Dies ergibt sich aus Neuerun-

gen in den bekannten Organisations- und Arbeitsabläufen auf welche die mit der 

Umsetzung betrauten Landesbediensteten reagieren müssen. 

Ziel der Arbeit ist es daher, Konflikte bei der Einführung der E-Akte in der Säch-

sischen Landesverwaltung mithilfe von qualitativen Experteninterviews heraus-

zustellen und diese in Clustern zu katalogisieren, um sie somit einer weiteren 

Bearbeitung zugänglich zu machen. Zudem sollen eigene Lösungsimpulse für 

weitere Digitalisierungsprojekte gegeben werden. 

Dafür soll zunächst auf die gesetzlichen Grundlagen, die Planungsstrategie des 

Freistaates Sachsen zur Digitalisierungsoffensive und deren derzeitiger Stand 

dargestellt werden. Darauffolgend soll die Konflikttheorie nach Friedrich Glasl 

erläutert sowie eine Einführung in Changemanagement gegeben werden, um 

die Konflikte in der Digitalisierung kontextualisieren zu können. Anschließend 

soll ein semi-strukturierter Leitfaden nach Methoden der empirischen Sozialfor-

schung entwickelt werden. Dieser wird als Grundlage für die Experteninterviews 

fungieren, in denen die ausgewählten Vertreter der Landesverwaltung ihre Er-

fahrungen und Erwartungen bezüglich auftretender Konflikte aufzeigen sollen.  

Da noch keine eigenen Kenntnisse zum Forschungsgegenstand vorliegen ist 

diese Forschungsarbeit nicht hypothesenprüfend, sondern rein explorativ ange-

legt. Sie soll unvoreingenommen erste Einblicke in die Thematik liefern und 

diese strukturieren.  
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Anmerkung 

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird im Nachfolgenden die gewohnte männliche Sprach-

form bei personenbezogenen Substantiven und Pronomen verwendet. Dies soll jedoch keine 

Benachteiligung des weiblichen Geschlechts implizieren, sondern im Sinne der sprachlichen 

Vereinfachung als geschlechtsneutralverstanden werden.
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1. Ziele der Einführung der elektronischen Akte in der Landesverwaltung Sach-
sen 

Die Einführung der elektronischen Akte (kurz E-Akte) bildet die Grundlage sowohl für ein 

rechtskonformes digitales Registrieren und Verwalten von aktenrelevantem Schriftgut, 

als auch für die elektronische rechtssichere und -konforme Dokumentation der dabei 

stattfindenden Entscheidungsprozesse.1 Sie bietet zudem ein breites Spektrum an Vor-

teilen. Die Arbeitsvorgänge werden durch eine Reduzierung der Durchlaufzeiten sowie 

den Wegfall von Medienbrüchen als auch Transport-, Warte- und Suchzeiten schneller.2 

Alle Zugangsberechtigten haben kontinuierlich sowie ortsunabhängig Zugriff auf akten-

relevantes Schriftgut und eine verbesserte schnellere Suche dessen oder von Informati-

onen erleichtert die Recherche.3 Da sowohl der aktuelle Zugriff als auch die Einsicht auf 

den Bearbeitungsstand eines Vorganges jederzeit möglich ist, wird die Transparenz er-

höht und der Austausch von Informationen und Dokumenten vereinfacht.4 Dies ermög-

licht zudem flexiblere Arbeitsweisen.5 Die automatische Nachweisführung bietet Revisi-

onssicherheit und durch die ständige aktuelle Übersicht über den Geschäftsvorgang 

durch die Anwender ist eine bessere Auskunftsfähigkeit gegenüber Dritten möglich.6 Zu-

sätzlich bietet der Wegfall von Papierfluten und die elektronische Speicherung eine große 

räumliche Platzeinsparung.7  

1.1 Gesetzliche Grundlagen zur Einführung der elektronischen Akte 

Im August 2013 trat das Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Govern-

ment-Gesetz, kurz: EGovG) in Kraft, dessen Erarbeitung sich aus dem Koalitionsvertrag 

der 17. Legislaturperiode ergab8. Es soll die elektronische Kommunikation mit der Ver-

waltung erleichtern und dem Bund, den Ländern sowie Kommunen, einfachere, nutzer-

freundlichere und effizientere elektronische Verwaltungsdienste anbieten.9 E-Govern-

ment steht für das englische “Electronic-Government” (übersetzt “Elektronische Regie-

rung“) und ist die Abwicklung geschäftlicher Prozesse der Regierung mit Hilfe von Infor-

mations- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien10. Sie soll den Bür-

gern und Unternehmen somit den unkomplizierten und zeitlich unabhängigen Zugang zu 

 
1 Vgl. www.bmi.bund.de/moderne-verwaltung.de, 05.02.2020, 10:57 Uhr. 
2 Vgl. ebd. 
3 Vgl. ebd. 
4 Vgl. ebd. 
5 Vgl. ebd. 
6 Vgl. ebd. 
7 Vgl. ebd. 
8 Vgl. Minikommentar zum E-Government-Gesetz, S. 4. 
9 Vgl. www.bmi.bund.de/e-government-gesetz.de, 04.04.2020, 16.34 Uhr. 
10 Vgl. Minikommentar zum E-Government-Gesetz, S. 2. 
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den Leistungen des Staates ermöglichen und das Verwaltungshandeln schneller, effizi-

enter, transparenter und kostengünstiger gestalten.11  

Das Gesetz legt zusätzlich Grundsätze der elektronischen Aktenführung und des erset-

zenden Scannens fest.12 Zudem wird das Erbringen elektronischer Nachweise und die 

elektronische Bezahlung in Verwaltungsverfahren erleichtert.13 Die Erfüllung von Publi-

kationspflichten durch elektronische Amts- und Verkündungsblätter, die Verpflichtung zur 

Dokumentation und Analyse von Prozessen sowie die Regelung in §12 EGovG zur Be-

reitstellung von maschinenlesbaren Datenbeständen durch die Verwaltung (“Open 

Data“), die sind weitere zentrale Punkte des Gesetzes.14 Datenbestände sind dabei ma-

schinenlesbar, wenn die enthaltenen Daten durch Software automatisiert ausgelesen 

und verarbeitet werden können.15 

Darauffolgend trat am 9. August 2014 das Sächsische E-Government-Gesetz in Kraft, 

welches den rechtlichen Rahmen für den Einsatz elektronischer Verfahren in der sächsi-

schen Verwaltung vorgibt. 16 Dieses solle Sicherheit auf dem neuen Rechtsgebiet des E-

Governments schaffen; sowohl für staatliche und kommunale Behörden, die das Gesetz 

anwenden, als auch für Bürger, die künftig Online-Verfahren für die Bearbeitung ihrer 

Anliegen nutzen möchten.17 Es konkretisiert hierfür die Anforderungen für eine behinder-

tengerechte Nutzung und trifft Regelungen zum Datenschutz sowie zur Informationssi-

cherheit.18 

Am 31. Dezember 2016 trat zusätzlich die Sächsische E-Government-Gesetz-Durchfüh-

rungsverordnung (SächsEGovGDVO) in Kraft, in welcher die vom Freistaat Sachsen be-

reitgestellten (Software-) Basiskomponenten (BaK) zur Umsetzung von E-Government 

abschließend bestimmt und rechtlich ausgestaltet wurden.19 Unter anderem werden darin 

die datenschutzrechtlichen Grundlagen der BaK geregelt sowie deren notwendigen In-

formationssicherheitsstandards.20 Außerdem wird festgelegt, welche Daten notwendiger-

weise für den Betrieb des Zuständigkeitsfinders - der Serviceplattform des Freistaates 

Sachsen - zu übermitteln sind.21 Aus Wirtschaftlichkeitsgründen stellt der Freistaat Sach-

 
11 Vgl. www.bmi.bund.de/e-government-gesetz.de, 06.04.2020, 16.41 Uhr. 
12 Vgl. www.bmi.bund.de/e-government-gesetz.de, 06.04.2020, 16.42 Uhr. 
13 Vgl. ebd. 
14 Vgl. ebd. 
15 Vgl. §12 Abs.1 EGovG 
16 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/sächsiches-e-government.de, 04.01.2020, 16.07 Uhr. 
17 Vgl. ebd. 
18 Vgl. ebd. 
19 Vgl. ebd. 
20 Vgl. ebd. 
21 Vgl. ebd. 
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sen seinen Verwaltungen diese BaKs zentral bereit, sodass ein unnötiger Mehrfachaus-

bau verhindert wird.22 Die Grundlage der BaKs ist die technische Infrastruktur der säch-

sischen E-Government-Plattform und des Sächsischen Verwaltungsnetzes (SVN).23 Ge-

mäß §1 Abs.13 SächsEGovGDVO stellt der Freistaat Sachsen z.B. als BaK eine E-

Government-Anwendung zur elektronischen Vorgangsbearbeitung und Aktenführung be-

reit, um die Umsetzung von § 12 des Sächsischen E-Government-Gesetzes zu gewähr-

leisten. Diese ermöglicht die Übernahme von elektronischem Schriftgut aus anderen An-

wendungen zur elektronischen Unterstützung der Verwaltungstätigkeit und beinhaltet 

eine Schnittstelle für die Übergabe von Schriftgut zur elektronischen Archivierung.  

Seit dem Inkrafttreten der Durchführungsverordnung wurden vierzehn E-Government-

BaKs abschließend bestimmt.24 Acht dieser BaKs stehen auch den kommunalen Verwal-

tungen über Mitnutzungsvereinbarungen zur Verfügung.25 Die über ausgewählten Kom-

ponenten bereit gestellten Dienste (z.B. sichere Authentifizierung mit dem elektronischen 

Personalausweis, elektronische Zahlverfahren) sowie deren Ergebnisse (z.B. Internet-

seiten, elektronische Formulare etc.) stehen wiederrum den Verwaltungen selbst, tech-

nischen Systemen, den Bürgern und den Unternehmen als Nutzern dieser zur Verfü-

gung.26 

Am 18. August 2017 trat das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwal-

tungsleistungen (Onlinezugangsgesetz, kurz OZG) in Kraft. Gemäß §1 OZG sind Bund 

und Länder verpflichtet, bis spätestens zum Ablauf des fünften auf die Verkündung die-

ses Gesetzes folgenden Kalenderjahres und damit bis zum 31.12.2022 ihre Verwaltungs-

leistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten sowie diese miteinan-

der zu einem Portalverbund zu verknüpfen. Insgesamt wurden knapp 600 gem. OZG zu 

digitalisierende Verwaltungsleistungen identifiziert (sogenannte OZG-Leistungen).27 Um 

diese umzusetzen wurden die OZG-Leistungen in einem OZG-Umsetzungskatalog in 35 

Lebens- und 17 Unternehmenslagen gebündelt und 14 übergeordneten Themenfeldern 

(z.B. "Familie & Kind" und "Unternehmensführung und -entwicklung") zugeordnet.28 Der 

OZG-Umsetzungskatalog orientiert sich dabei nicht an behördlichen Zuständigkeiten, 

sondern an der Nutzerperspektive von Bürgern sowie Unternehmen.29 Hintergrund hier-

für ist, dass in einer bestimmten Lebens- oder Geschäftssituation regelmäßig mehrere 

 
22 Vgl. https://www.egovernment.sachsen.de/basiskomponenten.html, 04.01.2020, 18.01 Uhr. 
23 Vgl. ebd. 
24 Vgl. ebd. 
25 Vgl. ebd. 
26 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/basiskomponenten.de, 04.01.2020, 18.06 Uhr. 
27 Vgl. www.bmi.bund/ozg.de, 19.01.2020, 20.31 Uhr. 
28 Vgl. ebd. 
29 Vgl. ebd. 
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Leistungen benötigt werden (im Durschnitt etwa zehn Verwaltungsleistungen pro Le-

bens- oder Geschäftslage), deren Zuständigkeiten jedoch meist innerhalb der Verwal-

tung verteilt sind.30 Mit Blick auf 2022 findet daher auch ein Paradigmenwechsel statt, da 

das OZG-Zielbild den Nutzer in den Mittelpunkt stellt.31 Der Erfolg der Digitalisierungs-

programme wird darum nicht nur daran gemessen werden, ob alle Verwaltungsleistun-

gen tatsächlich online verfügbar sind, sondern hauptsächlich daran, wie hoch die Akzep-

tanz und die Nutzung bei Bürgern und Unternehmen sind.32 

Zudem sind europarechtliche Vorgaben zu berücksichtigen. Zu diesen gehört u.a. die 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnen-

markt (EU-DLR),33 sowie die Verordnung zum Single Digital Gateway (SDG-VO) mit de-

ren Beschluss bis 2023 ein einheitliches digitales Zugangstor zu den Verwaltungsleistun-

gen der Europäischen Union und deren Mitgliedstaaten eingerichtet werden soll34. 

1.2 Die Basiskomponenten (BaK) des Freistaates Sachsen 

Die BaK „Amt24“ ist ein seit 2005 zur Verfügung stehendes, verwaltungsübergreifendes 

Service- und Informations-Portal mit integriertem Zuständigkeitsfinder.35 In einer Seiten-

navigation sind verschiedene Lebenslagen abgebildet (z.B. Geburt, Heirat oder Umzug), 

welche bei deren Auswahl eine zentrale Erschließung der jeweiligen Verwaltungsverfah-

ren inklusive Formularen und weiteren Online-Diensten ermöglichen.36 Der Formularser-

vice (BaK FS) hingegen bietet die zentrale Formularverwaltung, -bereitstellung und -

pflege an und kann zudem die zur Verfügung stehenden Formulare zum Ausfüllen per 

Hand ausdrucken.37 Die BaK Elektronische Signatur und Verschlüsselung (ESV) trägt 

zum Identitätsmanagement, dem Datenschutz und der Informationssicherheit bei, um 

eine rechtssichere Abbildung elektronischer Prozesse und Übermittlung von Daten zu 

gewährleisten.38 In Zusammenspiel mit der BaK FS können elektronische Formulare (E-

Formulare) signiert und an nachgelagerte Systeme (z. B. an EDV-Fachverfahren, per E-

Mail etc.) weitergeleitet werden.39 Die BaK Zahlungsverkehr (ZV), welche den Projekt- 

und Software-Markenname „ePayBL“ (E-Payment Bund und Länder) trägt, ermöglicht 

 
30 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/OZG-Umsetzung.de, 19.01.2020, 22.06 Uhr. 
31 Vgl. www.bmi.bund/ozg.de, 19.01.2020, 20.37 Uhr. 
32 Vgl. ebd. 
33 Vgl. Masterplan Digitalisierung Sachsen, 03.01.2020, 11:43 Uhr, S.5f. 
34 Vgl. www.it-planungsrat/Umsetzung/Portalverbund.de, 10.01.2020, 13:29 Uhr. 
35 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/amt24.de, 10.01.2020, 13:34 Uhr. 
36 Vgl. ebd. 
37 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/formularservice.de, 10.01.2020, 15.05 Uhr. 
38 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/esv.de, 10.01.2020, 15.00 Uhr. 
39 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/formularservice.de, 10.01.2020, 15.05 Uhr. 
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eine medienbruchfreie Abwicklung kostenpflichtiger Verwaltungsdienstleistungen und In-

teraktionen (z. B. Entrichtung einer Gebühr im Antragsverfahren, Bezahlung eines Arti-

kels im Online-Shop etc.) mittels Online-Zahlungsoptionen.40 Die BaK „Prozessplattform“ 

(BaK PP) ist eine zentrale Anwendung, welche Informationen über Prozesse und Pro-

zessnetze der öffentlichen Verwaltungen erfasset und verwaltet.41 Mit der BaK „Beteili-

gungsportal“ wurde ein einheitliches mandantenfähiges Onlineportal entwickelt, über 

welches Bürger, Unternehmen oder Träger öffentlicher Belange ihre Meinungen und Fa-

chexpertisen einbringen können.42 In Beteiligungsverfahren, welche über freien Diskus-

sionsangebote zu gesellschaftspolitisch relevanten Fragestellungen und Online-Frage-

bögen bis hin zu formellen Stellungnahmen zu aktuellen Entwürfen von Gesetzen, Ver-

ordnungen etc. reichen, können Meinungen durch Umfangreiche Statistik- und Auswer-

tungsmöglichkeiten aufgenommen und abgebildet werden.43 Weitere BaKs sind unter an-

derem das Webhosting (BaK WH), durch welche zentrale Dienste für Internetauftritte der 

Behörden und Einrichtungen des Freistaates Sachsen zur Verfügung gestellt werden44 

und die BaK Geodaten (GeoBaK) zur Bereitstellung und Nutzung von geografischen In-

formationen in elektronischen Fachverfahren der sächsischen Verwaltungen45. 

1.3 Die Basiskomponente eVA.SAX  

Die Einführung der elektronischen Vorgangsbearbeitung und Aktenführung in der säch-

sischen Staatsverwaltung (eVA.SAX) ist dabei die Bezeichnung einer der Basiskompo-

nenten als auch der Name eines Projektes, welches 2007 mit einer Pilotierungsphase in 

vier Behörden startete.46 Nach Inkrafttreten des Sächsischen E-Government-Gesetzes 

wurde hierfür der landesweite Roll-Out festgeschrieben und fortgeführt.47 Die BaK 

eVA.SAX gewährleistet eine effektive, rechtskonforme elektronische Erzeugung, Verwal-

tung und Verarbeitung von Behördenschriftgut sowie dessen revisionssichere Speiche-

rung und Archivierung durch Behördenmitarbeiter.48 Aus diesem Grund ist eVA.SAX in 

Teilen mit dem Projekt Langzeitspeicherung und elektronische Archivierung (LeA) ver-

zahnt.49 Zudem stehen Funktionen zur Suche, Bereitstellung sowie Aussonderung bereit 

und es können Aktenpläne verwaltet und bereitgestellt werden.50 Für die BaK eVA.SAX 

 
40 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/zahlungsverkehr.de, 10.01.2020, 15.09 Uhr. 
41 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/prozessplattform.de, 10.01.2020, 15.18 Uhr. 
42 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/beteiligungsportal.de, 10.01.2020,15.20 Uhr. 
43 Vgl. ebd. 
44 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/webhosting.de, 10.01.2020, 16.02 Uhr. 
45 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/geodaten.de, 10.01.2020, 16.04 Uhr. 
46 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/einfuehrungsprojekte-eva-sax.de, 05.01.2020, 10.15 Uhr. 
47 Vgl. ebd. 
48 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/eva, 11.01.2020, 18.20 Uhr. 
49 Vgl. ebd.  
50 Vgl. ebd. 
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ist dabei die Dreistufigkeit von Akte-Vorgang-Dokument vorgegeben.51 Nach Ablauf der 

Aufbewahrungsfrist, welche sich nach der hinterlegten Aussonderungsart richtet, wird 

von der zuständigen Behörde gemeinsam mit dem Sächsischen Staatsarchiv entschie-

den, ob die Akte vernichtet wird oder im elektronischen Staatsarchiv gespeichert wird.52 

Somit wird der vollständige Lebenszyklus einer Papierakte in elektronsicher Form abge-

bildet.53  

 

 

 

 

 

Die zentrale Koordination und Budgetverantwortung unterliegt dem Kompetenzzentrum 

Vorgangsbearbeitung (CCV)54 des Referates 43 in der Sächsischen Staatskanzlei, wobei 

die Verantwortung der Umsetzung den jeweiligen Organisationen der Behörden selbst 

obliegt.55 Der Staatsbetrieb Sächsische Informatik Dienste (SID) als zentraler IT-Dienst-

leister des Freistaates Sachsen übernimmt dabei den Betrieb des IT-Verfahrens.56  

Die Basiskomponente eVA.SAX setzt sich aus den beiden Teilkomponenten VIS.SAX 

und Kofax Capture zusammen.57 VIS.SAX dient der Verwaltung und Bereitstellung von 

elektronischem aktenrelevanten Schriftgutobjekten und basiert auf dem Softwareprodukt 

VIS Suite.58 Das Gesamtsystem wurde auf Basis einer Drei-Schichten-Architektur (Prä-

sentationsschicht, Logikschicht, Datenhaltungsschicht) entworfen und kann seine Ar-

beitsfläche entsprechend den Anforderungen seines jeweiligen Nutzers konfigurieren.59 

Die gesamte Anwenderfunktionalität wird dabei über einen bearbeitungsfähigen Webcli-

 
51 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/eva, 11.01.2020, 18.20 Uhr. 
52 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/einfuehrungsprojekte-eva-sax.de, 06.01.2020, 8.20 Uhr. 
53 Vgl. ebd. 
54 Das CCV ist die zentrale Koordinierungsstelle für dir Einführung er elektronischen Vorgangsbearbeitung 

und Aktenführung in der sächsischen Staatsverwaltung. 
55 Vgl. ebd. 
56 Vgl. ebd. 
57 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/eva, 06.01.2020, 9.38 Uhr. 
58 Vgl. ebd. 
59 Vgl. ebd.  

Abbildung : Lebenszyklus der elektronischen Akte 
Abbildung 1 
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ent bereitgestellt, wobei die fachliche Administration über eine gesonderte Administrati-

onssoftware erfolgt.60 VIS Suite kann zudem eine Vielzahl unabhängiger getrennter Da-

tenbestände, so genannte Mandanten, verwalten.61 Mit der Software Kofax Capture hin-

gegen erfolgt das Stapelscannen der Posteingangsdokumente.62 Durch die Integration 

des Posteinganges und Postausganges wird die Anbindung an andere BaKs realisiert, 

wobei Mailimportfunktionen es ermöglichen Formulardaten oder Rechnungen in die An-

wendung zu übernehmen.63 Die BaK eVA.SAX nutzt dabei unter anderem Komponenten 

der BaK ESV als Schnittstelle um Dokumente qualifiziert elektronisch zu signieren sowie 

die Signatur in eingehenden Dokumenten auf deren Echtheit und Gültigkeit zu überprü-

fen.64 Derzeit ist für die BaK eVA.SAX keine kommunale Mitnutzung vorgesehen.65 Jede 

Roll-Out-Behörde66 erhält zur Unterstützung einen Einführungsleitfaden vom CCV. 

1.3.1 Grundsätzlicher Ablauf des Projektes 

Das Projekt lässt sich in vier Phasen einteilen, wobei es eine Phase Null gibt, in welcher 

Vorbereitungen für den Projektstart getroffen werden. Hierzu gehört die Gründung einer 

Projektgruppe (unter Einbeziehung des Datenschutzbeauftragten und den Interessen-

vertretungen), die Festlegung von Zielen, Ressourcenplanung, das behördeninterne Be-

kenntnis zu dem Projekt sowie eine Vorbewertung des Roll-Out-Vorhabend mittels stan-

dardisierten Fragebogens.67 War dies erfolgreich, erreicht eine Behörde den Status „Roll-

out-ready“ und das Projekt kann gestartet werden. Es beginnt die erste Phase „Initialisie-

rung“ in welcher konkrete Rahmenbedingungen abgestimmt und dokumentiert werden.68 

In dieser Phase findet eine Kostenermittlung und die Erarbeitung sowie Unterzeichnung 

einer Projektvereinbarung statt.69 Zudem findet die Etablierung der Projektstruktur in der 

Roll-Out-Behörde und eine Projektauftaktveranstaltung statt.70 In Phase Zwei, der „Kon-

zeption“ werden die konzeptionellen Vorgaben für die Einführung des IT-Verfahrens in 

der Roll-Out-Behörde erarbeitet.71 Hierunter gehören z.B. die Erstellung der Schulungs-

konzepte, das Informationssicherheitskonzept sowie das Umsetzungskonzept (inklusive 

 
60 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/eva, 06.01.2020, 9.38 Uhr. 
61 Vgl. ebd. 
62 Vgl. ebd. 
63 Vgl. ebd. 
64 Vgl. www.egovernment.sachsen.de/eva, 06.01.2020, 9:46 Uhr. 
65 Vgl. ebd. 
66 Behörde der sächsischen Staatsverwaltung, die ein laufendes Projekt zur Einführung der E-Akte um-

setzt und sich in den Projektphasen eins bis vier befindet. 
67 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 13f. 
68 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 14. 
69 Vgl. ebd. 
70 Vgl. ebd. 
71 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 16. 
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prozessualer, organisatorischer und konfigurativer Vorgaben und Konfigurations-

skripte).72 Es wird ein Projekt-Mandant bereitgestellt und infrastrukturelle sowie techni-

sche Voraussetzungen geschaffen.73 Der Schwerunkt in Phase drei, der „Einführung“ 

liegt im Aufbau und der produktiven Inbetriebnahme der eVA.SAX-Systemumgebung, 

basierend auf den konzeptionellen Vorgaben aus Phase zwei, sowie der Durchführung 

der Schulungen und der Datenmigration.74 Mit Abschluss dieser Phase wird der Produk-

tivbetrieb begonnen und das System wird in der täglichen Arbeit eingesetzt.75 In der vier-

ten und letzten Phase „Betrieb/Evaluierung“ wird ein Abschlussbericht erstellt, die Pro-

jektstrukturen werden aufgelöst, es wird eine Projektabschlussveranstaltung durchge-

führt und ein begleiteter Betriebsübergang („Anwenderbetreuung“) vorgenommen.76  

1.3.2 Projektbeteiligte 

Zu den Beteiligten am Projekt gehört zum einen das CCV selbst, welches u.a. für die 

landesweite Durchführung des Projektes eVA.SAX, dessen Budgetverwaltung und Steu-

erung des zentralen IT-Verfahrensbetriebes sowie der zentral tätigen externen Dienst-

leister verantwortlich ist.77 Ebenfalls am Projekt beteiligt ist die Roll-Out-Behörde selbst, 

welche die E-Akte in ihrer Organisation einführen wollen.78 Diese arbeiten selbstständig 

in ihrem Roll-Out-Projekt, wobei sie unter der Gesamt-Programmsteuerung des CCV ste-

hen.79 Ein weiterer am Prozess Beteiligter ist der SID, welcher als Betriebsdienstleister 

als auch Ansprechpartner zur Schaffung notwendiger technischer und infrastruktureller 

Rahmenbedingungen fungiert.80 Zudem gibt es externe Dienstleister, welche in die pro-

jektorganisatorischen Strukturen der jeweiligen Projektbeteiligten eingeordnet werden 

und dem CCV, SID sowie den Roll-Out-Behörden unterstützend und beratend zur Verfü-

gung stehen.81 Des Weiteren sind Ressourcenansprechpartner am Projekt beteiligt.82 

Diese vertreten die Behörden ihres Ressorts und bilden eine wichtige Schnittstelle in der 

Kommunikation zwischen CCV und Roll-Out-Behörde, indem sie Informationen oder An-

forderungen jeweils vom CCV an die Behörden ihres Ressorts oder von diesen ans CCV 

weitergeben.83  

 
72 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 17. 
73 Vgl. ebd. 
74 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 20. 
75 Vgl. ebd. 
76 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 23 
77 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 10. 
78 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 11. 
79 Vgl. ebd. 
80 Vgl. ebd. 
81 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 11. 
82 Vgl. ebd. 
83 Vgl. ebd. 
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Zur Umsetzung des Projektes sollte eine Projektorganisation festgelegt werden, aus wel-

cher sich die Rollen, die Informations- und Kommunikationswege sowie die Entschei-

dungs- und Eskalationsprozesse ableiten lassen.84 Voraussetzung ist die Benennung ei-

nes Projektleiters, welcher für die Steuerung, Koordination der Projektes, der Projekt-

gruppenarbeit und den Austausch zwischen externen Dienstleistern sowie den internen 

Organisationseinheiten der Behörde verantwortlich ist.85 Standardmäßig wird ein Projekt-

team gebildet, wobei empfohlen wird jeweils Vertreter aus dem Organisationsbereich, 

dem IT-Bereich, dem Datenschutzbeauftragten (wenn vorhanden) und den Behördenbe-

reichen deren Prozesse im IT-Verfahren abgebildet werden sollen in das Projektteam 

aufzunehmen.86 Als weitere Instanzen zur Standartprojektorganisation gehören die Be-

reiche Veränderungs- und Akzeptanzmanagement, Qualitäts- und Testmanagement und 

der Lenkungskreis.87 

1.3 Der Umsetzungsverlauf in der Landesverwaltung Sachsen 

Der Freistaat Sachsen hat zur Umsetzung der Digitalisierungsoffensive verschiedene 

Planungsstrategien entwickelt. 

1.3.1 Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 

Bereits seit Januar 2016, als der Freistaat Sachsen sich selbst als eines der ersten Bun-

desländer mit „Sachsen Digital“ eine ressortübergreifende Digitalisierungsstrategie gab, 

fokussierte diese Bereiche, in denen der Freistaat für sich selbst sowohl einen Hand-

lungsauftrag sieht als auch die Gestaltungskompetenz zur Schaffung geeigneter Rah-

menbedingungen hierfür besitzt.88 Seitdem ist es das Ziel der Digitalisierungsstrategie, 

Sachsen durch den digitalen Wandel zu einer der technologisch, wirtschaftlich und kul-

turell führenden Regionen in Europa und der Welt zu entwickeln, welche moderne und 

vernetzte digitale Infrastrukturen sowie eine breite Anwendung digitaler Technologien für 

den Alltag der Menschen anbieten kann.89 Zur Weiterentwicklung der Strategie werden 

regelmäßige ressortübergreifende Sitzungen der zuständigen Lenkungsgruppe auf 

Ebene der Staatssekretäre durchgeführt, welche zusätzlich durch interministerielle, the-

menbezogene Arbeitstreffen und Strategie-Workshops ergänzt werden.90 Zudem stehen 

dem Beauftragten für Digitales ein umfassendes externes Netzwerk zur Seite, welches 

 
84 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 34. 
85 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 35 
86 Vgl. ebd. 
87 Vgl. ebd. 
88 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2019, S. 5,15. 
89 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2016, S. 4. 
90 Vgl. www.digitales.sachsen.de, 20.02.2020, 10.06 Uhr. 
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u.a. aus Branchen- und Unternehmensverbänden, kommunalen Verbänden, Wissen-

schaftlern und Gewerkschaften besteht.91 Der strategische Ansatz von „Sachsen Digital“ 

basiert dabei auf einer flächendeckend verfügbaren, leistungsfähigen und nachhaltigen 

digitalen Infrastruktur, darüber angebotenen digitalen Diensten sowie einem möglichst 

hohen Innovationsgrad, wobei nur ein gelungenen Zusammenspiel dieser drei Bereiche 

eine hohe Qualität sowie Attraktivität von digitalen Angeboten für alle Lebensbereiche 

gewährleisten kann.92 Sie umfasst fünf strategische Ziele, welche sich unter 15 Hand-

lungsfeldern und 138 konkreten Maßnahmen zur Umsetzung einordnen.93 Die strategi-

schen Ziele sind die Digitale Infrastruktur in Sachsen weiter zu entwickeln, Informations- 

und Cybersicherheit zu gewährleisten, die Arbeitswelt im digitalen Zeitalter zu gestalten, 

Digitale Innovationskraft zu stärken sowie die Digitalisierung der Verwaltung und öffent-

licher Institutionen voranzutreiben.94  

Der Demografische Wandel in Sachsen ist durch einen Rückgang der Bevölkerungszahl 

mit einhergehender Erhöhung des Durchschnittsalters und einer anhaltenden Urbanisie-

rung charakterisiert.95 Darum sollen traditionelle Standorte der Verwaltung durch mo-

derne Kommunikationswege ergänzt und teilweise abgelöst werden, sodass Mitteilungen 

und Dokumente einfach und sicher elektronisch übermittelt werden können und Online-

Angebote, Informationen zu Abläufen, Kosten, benötigten Dokumenten und den zustän-

digen Behörden, auch auf Smartphones und Tablet-PCs, jederzeit abrufbar sind.96 Dies 

steigert zudem die Effizienz interner Prozesse, weil die mühsame Übernahme von Daten 

aus einem per Hand ausgefüllten Papierformular ebenso wie Übertragungsfehler entfal-

len und Bescheide oder Rechnungen nicht mehr ausgedruckt werden müssen.97 Jedoch 

können Bürger dann auch zügigere Reaktionen auf ihre Mitteilungen sowie die vollstän-

dige Abwicklung des Anliegens auf dem von ihnen gewählten Kommunikationsweg er-

warten, was für die Verwaltungen eine Herausforderung darstellen wird.98 Gerade vor 

dem Hintergrund der älter werdenden Bevölkerung kommen dem persönlichen Besuch 

der Behörden sowie dem telefonischen Kontakt nicht weniger Bedeutung zu, weshalb 

auch die herkömmlichen Kommunikationswege verbessert werden sollen.99 Zudem 

möchte der Freistaat Sachsen eine Erleichterung des medienbruchfreien Datenaustau-

sches zwischen den Behörden durch Nutzung eines einheitlichen IT-Verfahrens oder 

 
91 Vgl. www.digitales.sachsen.de, 20.02.2020, 10.06 Uhr. 
92 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2019, S. 15. 
93 Vgl. ebd. 
94 Vgl. www.digitales.sachsen.de, 20.02.2020, 10.20 Uhr. 
95 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2016, S. 41. 
96 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2019, S. 50. 
97 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2016, S. 41. 
98 Vgl. ebd. 
99 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2019, S. 50. 



11 

standardisierte Schnittstellen ermöglichen.100 Um dies gewährleisten zu können soll die 

Zahl an Arbeitsplätzen an denen die Vorgangsbearbeitung und Aktenführung elektro-

nisch unterstützt wird erhöht werden. 101 Denn reine Papierakten oder Mischformen bei 

denen Dokumente teils in Papier, teils elektronisch geführt werden, haben die strukturel-

len Nachteile, dass viele elektronisch erstellte Dokumente ausgedruckt werden müssen 

oder Schriftgut an unterschiedlichen Stellen mit eventuell unterschiedlicher Systematik 

abzulegen oder zu suchen ist.102  

Neben der Digitalisierungsstrategie des Freistaates und dem Masterplan „Digitale Ver-

waltung Sachsen“ tragen ebenso die SMK-Konzeption „Medienbildung und Digitalisie-

rung in der Schule“ sowie die Rohstoffstrategie für Sachsen als strategischen Ansätze 

der sächsischen Staatsregierung zur Erreichung der operativen Ziele bei.103 Zudem 

stellt der Freistaat Sachsen mit den E-Government-Basiskomponenten und dem Säch-

sischen Verwaltungsnetz bereits seit einigen Jahren eine einheitliche IT zu Verfügung, 

welche in Zukunft konsequent weiterentwickelt und ausgebaut werden soll.104 

1.3.2 Masterplan „Digitale Verwaltung Sachsen“  

Der Masterplan „Digitale Verwaltung Sachsen“ stellt einen verbindlichen Leitfaden im 

Prozess der Einführung der elektronischen Verwaltung in Sachsen dar.105 Er wurde in 

enger Abstimmung mit allen Ressorts, den kommunalen Landesverbänden sowie weite-

ren Beteiligten aus dem kommunalen Raum erarbeitet und verbindet vielfältige Grundla-

gen, prüft diese und führt sie fort; insbesondere die „Strategie für IT und E-Government 

des Freistaates Sachsen“ vom April 2014, die Digitalisierungsstrategie des Freistaates 

Sachsen „Sachsen Digital“ sowie Eckpunkte des „Digitalisierungsprogramms Kommune 

2025“. Die wichtigste Leitlinie für die Verwaltungsmodernisierung ist dabei die konse-

quente Nutzerausrichtung, da die Verwaltung die gesellschaftlichen Erwartungen, unter 

einem angemessenen Ressourceneinsatz, umsetzen soll.106 Die Online-Anwendungen 

müssen darum zwingend einen Mehrwert gegenüber der papiergebundenen Prozessen 

liefern sowie dem Nutzer eine leichte Bedienung ermöglichen, transparent sein, Hilfestel-

lungen und Komfortfunktionen bieten und dabei stets datenschutzrechtlich gesichert und 

 
100 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2016, S. 43. 
101 Vgl. ebd. 
102 Vgl. ebd. 
103 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2019, S. 49.  
104 Vgl. Die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen 2016, S. 43. 
105 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 3f. 
106 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 4. 
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rechtsverbindlich sein.107 Da nicht nur Bürger und Unternehmen, sondern auch Verwal-

tungen selbst Nutzer sein können (z.B. Fördermittelanträge von Gemeinden), müssen 

diese Anwendungen für die Verwaltungen selbst gut skalierbar und anwendbar sein so-

wie deren Arbeitsabläufe effizient ermöglichen und unterstützen.108 Dabei sollen nicht für 

jedes Problem neue Lösungen gefunden werden, sondern unter Zusammenarbeit mit 

Partnern von Bund und Ländern erprobte Strategien in dafür geeigneten Bereichen über-

nommen werden, um Doppelentwicklungen zu vermeiden.109 Um dies zu gewährleisten 

spielt die ebenenübergreifende Zusammenarbeit eine wichtige Rolle, denn die Verwal-

tung beruht auf verteilten Zuständigkeiten.110 Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf 

der vertrauensvollen Kooperation mit der kommunalen Ebene.111 Unentbehrlich ist zu-

dem die Gewährleistung der Informationssicherheit, da die Fläche für mögliche Cyberan-

griffe durch die Verwaltungsmodernisierung wächst.112  

Aus diesem Grund sollen die Schutzmaßnahmen gegen Hacker-Angriffe stetig ausge-

baut und weiterentwickelt werden und Bürger durch Fortbildungs- und Sensibilisierungs-

maßnahmen ergänzend beraten werden.113 Im Freistaat Sachsen beheimatete Unterneh-

men sollen durch die Förderung von Schutzmaßnahmen sowie durch Beratungen und 

gemeinsame Sicherheitsprojekte unterstützt werden.114 Da der Ausbau im Bereich Infor-

mationssicherheit mit personellen Ressourcen verbunden ist, wurde unter anderem der 

Bachelorstudiengang „Fachrichtung Verwaltungsinformatik“ an der HSF Meißen einge-

richtet.115 

Das Kernziel des Masterplans ist die elektronische Verfügbarkeit aller hierfür geeigneten 

Verwaltungsleistungen gemäß OZG-Umsetzungskatalog bis zum 31.12.2022.116 Ein wei-

teres komplementäres Ziel hierfür ist die Medienbruchfreiheit in allen Verwaltungsverfah-

ren, welche durchgängig elektronisch bearbeitet werden sollen.117 Barrierearme bzw. -

freie Lösungen werden angestrebt.118 Da diese Ziele die verfügbaren Möglichkeiten der 

Digitalisierung noch nicht ausschöpfen, wurde die Erweiterung der elektronischen Kom-

munikation sowie die Optimierung der bestehenden Verwaltungsprozesse als weite Ziele 

 
107 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 4. 
108 Vgl. ebd. 
109 Vgl. ebd. 
110 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 5. 
111 Vgl. ebd. 
112 Vgl. ebd. 
113 Vgl. ebd. 
114 Vgl. ebd. 
115 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 16. 
116 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 6. 
117 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 7. 
118 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 6. 
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in den Masterplan aufgenommen.119 Zusätzlich sollen mit dem weiteren Ausbau von O-

pen Government Data („Open Data“) der Verwaltung vorliegende Daten für Dritte ma-

schinenlesbar zur weiteren Verwendung, Verarbeitung und Verbreitung bereitgestellt 

werden, sodass diese die Daten für eigene Zwecke und Anwendungen nutzen können.120 

Außerdem soll das Online-Beteiligungsportal des Freistaates Sachsen weiter ausgebaut 

werden.121 

1.3.3 Der IT-Planungsrat 

Der IT-Planungsrat ist das wichtigste Bund-Länder-Gremium zum E-Government in 

Deutschland.122 Durch die Föderalismuskommission II wurde die Informationstechnik 

2009 mit Artikel 91c Grundgesetz erstmals in die Deutsche Verfassung aufgenommen 

und erschuf somit die Grundlage für eine verbindliche gemeinsame IT-Koordinierung.123 

Zu den Aufgaben des Gremiums zählen gemäß §1 IT-Staatsvertrag die Koordinierung 

der Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der Informationstechnik, die Steu-

erung von zugewiesenen E-Government-Projekten, die Beschlussfassung über fachun-

abhängige und fachübergreifende IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards so-

wie die Übernahme von ausgewählten Aufgaben für ein Verbindungsnetz.124 Mitglieder 

des Planungsrates ist der Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik und 

jeweils ein zuständiger Vertreter für Informationstechnik aus den Ländern (i.d.R. Staats-

sekretäre).125 Dabei wechselt jährlich der Vorsitz zwischen Bund und Ländern, wobei die 

Länder den Vorsitz in alphabetischer Reihenfolge übernehmen. 126 An den Sitzungen 

können zudem drei Vertreter der Gemeinden und Gemeindeverbände, welche von den 

kommunalen Spitzenverbänden auf Bundesebene entsandt werden, sowie die Bundes-

beauftragte für Datenschutz und die Informationsfreiheit in beratender Funktion teilneh-

men.127 Zusätzlich können weitere Personen, insbesondere Ansprechpartner der Fach-

ministerkonferenzen, hinzugezogen werden, sollten diese fachlich durch Entscheidungen 

des IT-Planungsrats betroffen sein.128 Damit auch die Belange der Kommunalen Ebene 

 
119 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 7f. 
120 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 7 
121 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 8. 
122 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 15. 
123 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/itPlanungsrat.de, 11.01.2020, 19.01 Uhr. 
124 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/Aufgabenspektrum.de, 11.01.2020, 19.42 Uhr. 
125 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/Mitglieder.de, 11.01.2020, 19.46 Uhr. 
126 Vgl. ebd. 
127 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/Mitglieder.de, 11.01.2020, 19.46 Uhr. 
128 Vgl. ebd. 
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eingebracht werden können, sind zudem die kommunalen Spitzenverbände Mitglieder 

und dadurch auch in beiden Projekten vertreten.129 

Mit dem Digitalisierungsprogramm und dem Portalverbund, welche jeweils als Projekte 

angelegt sind, soll das OZG umgesetzt werden.130 Durch die beiden Projekte wird zudem 

die Mehrheit der Anforderungen aus der EU-Verordnung zum SGD erfüllt. 131 Koordiniert 

wird die Umsetzung auf Beschluss des IT-Planungsrats gemeinsam durch das Bundes-

ministerium für Inneren, für Bau und Heimat sowie der Föderalen IT-Kooperation ( 

FITKO).132 Als Bestandteil das Portalverbundes ist seit September 2018 ist ein Prototyp 

des neuen Verwaltungsportales des Bundes veröffentlicht, welches einen nach Lebens- 

und Geschäftslagen strukturierten Zugang zu sämtlichen Leistungen von Bundesbehör-

den bieten soll und über das auch die Leistungen der Länder sowie der Kommunen zu-

künftig einfach und schnell abzurufen sein sollen.133 Zu den weiteren Themenfelder erar-

beitet jeweils ein passendes Bundesressort mit einem oder mehreren Bundesländern ge-

meinsam einen Digitalisierungsplan und leiteten dessen Umsetzung mit dem Ziel digitale 

Leistungen zu schaffen, welche andere Bundesländern und Kommunen einfach nach-

nutzen können.134 

1.3.4 Aktueller Stand in der Landesverwaltung Sachsen 

Aktuell wird bereits eine Vielzahl an Leistungen, zumindest teilweise, digital angebo-

ten.135 Dies reicht von der Bereitstellung von Informationen über Verwaltungsleistungen, 

einzelne elektronisch ausfüllbare Formulare bis hin zu vollelektronisch bereitstehenden 

Antragsverfahren.136 Für die Kommunikation mit sächsischen Verwaltungen steht in der 

Regel mindestens eine E-Mail-Kontakt-Adresse zur Verfügung, wobei zukünftig die Mög-

lichkeit zur verschlüsselten und rechtlicheren Kommunikation weiter ausgebaut werden 

soll. 137 Bereits weit fortgeschritten ist die Einführung der elektronischen Vorgangsbear-

beitung, welche die Basis für den Ausbau der digitalen Verwaltung bildet.138 Die Sächsi-

sche Staatskanzlei bietet in Zusammenarbeit mit dem SID eine breites Spektrum an di-

gitalen Lösungen als Grundlagen für Verwaltungsverfahren an.139  

 
129 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/OZG-Umsetzung.de, 11.01.2020, 19.52 Uhr. 
130 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/itPlanungsrat.de, 11.01.2020, 20.01 Uhr. 
131 Vgl. www.it-planungsrat/Umsetzung/Portalverbund.de, 11.01.2020, 20.04 Uhr. 
132 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/itPlanungsrat.de, 11.01.2020, 20.15 Uhr. 
133 Vgl. www.it-planungsrat.de/DE/ITPlanungsrat/OZG-Umsetzung.de, 11.01.2020, 20.20 Uhr. 
134 Vgl. ebd. 
135 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 8. 
136 Vgl. ebd. 
137 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 7. 
138 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 8. 
139 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 8. 
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Hierzu zählen u.a. die Plattform Amt24 mit dem Zuständigkeitsfinder, die Bereitstellung 

der elektronischen Vorgangsbearbeitung für die Staatsverwaltung, die Basiskomponente 

Zahlungsverkehr und der eID-Service Sachsen zur Nutzung der Ausweisfunktion mit dem 

elektronischen Personalausweis.140 Über die Datenbank REVOSax ist bereits ein einfa-

cher und vollständiger Zugriff auf das Landesrecht möglich.141 Auch das Staatsministe-

rium des Inneren bietet bereits eine Vielzahl an elektronischen Verwaltungsverfahren, so 

kann z.B. über die Onlinewache der Polizei auf elektronischem Wege Anzeige erstattet 

werden sowie aktuelle Verkehrsinformationen abgerufen werden.142 Das Statistische 

Landesamt bietet bereits alle Erhebungen vollelektronisch an und auch im Bereich Steu-

erverwaltung ist dank des ELSTER-Portals die Abgabe einer rein elektronischen Lohn-

steuererklärung bereits ermöglicht.143 Auch die Anmeldung der Umsatzsteuer erfolgt nur 

noch elektronisch und die Anmeldung von Gewerben mittels Gewerbeanzeigen lässt mitt-

lerweile die Wahloption zwischen schriftlicher, persönlicher oder vollelektronischer An-

meldung zu.144  

Die Einführung der elektronischen Akte hat das Staatsarchiv bereits erfolgreich beendet. 

Es archiviert bereits alle im Rahmen des E-Government entstehenden Unterlagen, ent-

scheidet über den bleibenden Wert, übernimmt den archivwürdigen Teil in das von SID 

betriebene „elektronische Staatsarchiv“ (el_sta) und stellt diese unter Beachtung mögli-

cher archivgesetzlicher Schutzfristen zur Nutzung bereit.145 Darüber hinaus wird das vom 

Staatsarchiv verwahrte, nichtelektronische Archivgut online zugänglich gemacht, sodass 

mittlerweile ca. 2,5 Millionen Erschließungsdatensätze im Internet recherchierbar sind.146 

Auch der Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN) hat 

sich in den vergangenen Jahren zu einem hochtechnisierten Dienstleister für Geodaten 

entwickelt.147 Im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Soziales und Verbraucher-

schutz, für das die Verwaltungsmodernisierung aus Datenschutzrechtlichen Gründen 

problematischer ist, werden die Verwaltungsleistungen immer weiter ausgebaut.148 Hoch-

wasserinformationen und Luftmessdaten stellt das Staatsministerium für Umwelt und 

Landwirtschaft bereits elektronisch zur Verfügung.149  

 
140 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 8. 
141 Vgl. ebd. 
142 Vgl. ebd. 
143 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 9f. 
144 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 10. 
145 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 9. 
146 Vgl. ebd. 
147 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 9f. 
148 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 10. 
149 Vgl. ebd. 
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Besonders erfolgreich war hier auch die elektronische Bohranzeige „elba.sax“, die in Zu-

sammenarbeit über verschiedene Ressorts und Ebenen hinweg, entstanden ist.150 Die 

Einführung der elektronische Vorgangsbearbeitung läuft derzeitig noch. Im Bereich des 

Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst ist es bereits gelungen, dass die Gewäh-

rung des Bundesausbildungsförderungsgeld vollelektronisch abgewickelt werden 

kann.151 

Durch ihre unabhängige Stellung in unserem Staatswesen, spielt die Justiz mit ihren spe-

ziellen Anforderungen eine besondere Rolle und wurde unter dem Leitwort E-Justice wei-

terentwickelt.152 Im Bereich des Elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) ist der Freistaat 

Sachsen Vorreiter, denn bereits ab dem1. Dezember 2012 wurde der elektronische Zu-

gang zu allen sächsischen Gerichten eröffnet und seit dem 1. Januar 2018 auch zu sämt-

lichen sächsischen Staatsanwaltschaften.153 Seit dem 1. Januar 2018 sind zudem sämt-

liche Gerichte per De-Mail erreichbar.154 Obwohl im Justizbereich Leistungen des Um-

setzungsplan des OZG dem Bereich der Rechtspflege zuzuordnen sind und damit keine 

„Verwaltungsleistungen“ nach §1 I OZG sind, sieht das Staatsministerium der Justiz die 

Verwaltungsportale i.S.d. OZG als einfache sowie sichere Möglichkeit den Bürgern einen 

einheitlichen Zugang zu Leistungen der Verwaltung auch als der Justiz zu ermögli-

chen.155 Aus diesem Grund sollen neben den E-Government-Leistungen auch die E-Jus-

tice-Leistungen perspektivisch in diese Portale eingebunden werden.156 Des Weiteren ist 

eine Onlineberatung für Impfungen bzw. Impfempfehlungen sowie ein digitales Verwal-

tungsverfahren zur Umweltsiegelverleihung, Agrarförderung und Umlegung von Grund-

stücken geplant.157 

Die Einführung der E-Akte stellt somit eine grundlegende interne Voraussetzung dar, 

damit das breite Spektrum an Vorteilen der Verwaltungsmodernisierung genutzt werden 

kann. 

  

 
150 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 10. 
151 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 10f. 
152 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 11. 
153 Vgl. ebd. 
154 Vgl. ebd. 
155 Vgl. ebd. 
156 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 11. 
157 Vgl. Masterplan Digitale Verwaltung Sachsen, S. 13. 
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2. Konflikttheorie 

Aufgrund der Fragestellung der vorliegenden Arbeit und der damit verbundenen Erarbei-

tung eines Leitfadens zu Konflikten ist eine Begriffsbestimmung der sozialen Konflikte 

erforderlich. Die bedeutsamste Konflikttheorie im deutschsprachigen Raum ist Friedrich 

Glasls Forschung zu Konflikten und Konfliktmanagement. Das folgende Kapitel zur Defi-

nition des Konfliktes (2.1) sowie der Typologie (2.2) und Diagnose der Konflikte (2.3) wird 

sich aufgrund der besonderen Eignung dieser Konflikttheorie ebenfalls auf die Untersu-

chungen Glasls fokussieren. Das Kapitel schließt mit der Darstellung des Eskalations-

verlaufes anhand eines Phasenmodells (2.4). Die nachfolgende Betrachtung der Kon-

flikttheorie soll im weiteren Verlauf der Untersuchung zur Kontextualisierung und damit 

der Bewertung der festgestellten Konflikte dienen. 

2.1 Konfliktdefinition 

Die Sozialwissenschaften verfügen zur Bestimmung von Konflikten über eine breite Va-

riation an Definitionen. Die Bandbreite dieser Definitionen macht Friedrich Glasl für seine 

Konfliktdefinition nutzbar. Es handelt sich daher bei der folgenden Definition um eine 

Synthese verschiedener in der Konflikttheorie verwendeter Definitionen.158 Hierin liegt 

der wesentliche Vorzug dieser Konfliktdefinition, da sie erlaubt Konflikte in ihrer Vielfalt 

zu erfassen.  

Laut Glasl ist „ein sozialer Konflikt […] eine Interaktion zwischen Aktoren (Individuen, 

Gruppen, Organisationen, Völker usw.). Dabei erlebt wenigstens ein Aktor Differenzen 

(Unterschiede, Widersprüche oder Unvereinbarkeiten) im Wahrnehmen und im Denken, 

Vorstellen, Interpretieren, im Fühlen (Sympathie, Antipathie, Vertrauen oder Misstrauen 

etc.) und im Wollen (Motive, Ziele, Triebfedern) mit dem anderen Aktor (bzw. den Akto-

ren) und zwar in der Art, dass beim Verwirklichen (Umsetzen, Ausführen, Realisieren) 

dessen, was der Aktor denkt, fühlt oder will, eine Beeinträchtigung – durch einen anderen 

Aktor (bzw. durch die anderen Aktoren) erfolge“.159 Differenzen zwischen zwei Aktoren 

mit unterschiedlichem Standpunkt entwickeln sich demnach erst dann zum sozialen Kon-

flikt, wenn einer der Aktoren den mit den Differenzen verbundenen Stress nicht mehr 

bewältigen kann. Streitigkeiten ausschließlich aufgrund unterschiedlicher Standpunkte 

sind folglich nicht ausreichend, um als sozialer Konflikt bezeichnet zu werden160 Ande-

rerseits ist es für das Vorliegen eines sozialen Konflikts ausreichend, dass lediglich ein 

Aktor die Unvereinbarkeit subjektiv wahrnimmt. Hierbei kann diese sich auch auf die kog-

 
158 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 16f. 
159 Vgl. Glasl, in: Sozialpsychologie, S. 123. 
160 Vgl. Glasl, in: Handwörterbuch, S. 628. 
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nitive Ebene beschränken, muss sich jedoch auch in einem entsprechenden Realisie-

rungshandeln äußern und innerhalb einer Interaktion mit einem anderen Aktor kommuni-

ziert werden.161 Schließlich muss sich mit dem Fortwähren des Konflikts die Unverein-

barkeit auch auf das Gefühlsleben auswirken, um als sozialer Konflikt bezeichnet zu wer-

den. Darüber hinaus ist es erforderlich, dass wenigstens ein Aktor die Interaktion in der 

Weise erlebt, dass dessen eigene Einschränkungen in den Gedanken, Gefühlen und In-

tentionen in der anderen Partei begründet sind.162 Für eine solche Wahrnehmung ist es 

demnach notwendig, dass wenigstens eine Partei die eigene Beeinträchtigung realisiert 

und erlebt. In der Folge wird dieses subjektive Empfinden auch die Kommunikation mit 

der anderen Partei und das generelle Verhalten beeinflussen, da der Wille besteht, die 

Beeinträchtigung durch den anderen Aktor unwirksam zu machen.163 

Diese genannten Merkmale müssen insgesamt in Interaktionssituationen gegeben sein, 

um als sozialer Konflikt bezeichnet zu werden. Unvereinbarkeiten, die lediglich den kog-

nitiven oder emotionalen Bereich ohne weitergehendes Handeln betreffen oder beste-

hende reine Willensunterschiede, stellen folglich keinen sozialen Konflikt dar.164 

2.2 Typologie von Konflikten 

Im Unterschied zu den klassischen Konflikttypologien, die eine Typenbildung nach Streit-

gegenständen, Erscheinungsformen oder den Konfliktparteien vornehmen,165 verfolgt 

Friedrich Glasl eine handlungsorientierte Perspektive.166 Hierfür erfolgt eine Orientierung 

an der Erscheinungsform der Konfliktaustragung, da diese verlässliche Auskunft über 

den Konflikt gibt, selbst wenn die Erscheinung durch taktische Täuschung verzerrt ist.167 

Die Selbstdarstellung des Konfliktes durch die Konfliktparteien muss wahrgenommen 

und anhand einzelner Orientierungspunkte interpretiert werden. Dies umfasst die Be-

trachtung des sogenannten Konfliktrahmens (2.2.1), der Reichweite der Bemühungen 

(2.2.2) sowie die sogenannte dominante Äußerungsform des Konfliktes (2.2.3),168 welche 

in den folgenden Kapiteln näher beleuchtet werden sollen. 

 
161 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 17. 
162 Vgl. ebd. 
163 Vgl. ebd., S.17f. 
164 Vgl. ebd., S. 18f. 
165 Vgl. ebd., S. 53f. Andere Konfliktarten, wie Zielkonflikte, Bewertungskonflikte, Verteilungskonflikte, Be-

ziehungskonflikte oder Rollenkonflikte werden hier, da Glasl eine eigene Typologisierung vornimmt, 
nicht betrachtet. Siehe dazu: Kreyenberg, Konflikt-Management, S. 25-47. 

166 Vgl. ebd., S. 60. 
167 Vgl. ebd., S. 65. 
168 Vgl. ebd., S. 66. 
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2.2.1 Konfliktrahmen 

Der Konfliktrahmen betrachtet den sozialen Umfang eines Konfliktes. Ein Konflikt kann 

sich in einem mikro-sozialen, meso-sozialen oder makro-sozialen Rahmen bewegen.169 

Den Ausgangspunkt für die Frage, welcher dieser sozialen Rahmen im Einzelnen gege-

ben ist, bildet die Betrachtung der „Issues“ (englisch für Probleme, aber auch Fragen und 

Angelegenheiten) der Konfliktparteien. Die Einordnung erfolgt so dann anhand der im 

Konflikt vorgebrachten Issues, aber insbesondere auch anhand einer Untersuchung der 

Artikulation dieser Issues. Betrachtet wird hierbei wer die Issues angebracht hat und in 

welcher Rolle er sich dabei befand (z.B. als Sprecher oder direkt als Konfliktpartei), um 

Rückschlüsse auf deren Zuordnung in einen sozialen Rahmen zu ziehen.170 

Ein mikro-sozialer Rahmen umfasst alle Konflikte zwischen zwei oder mehreren Einzel-

personen oder kleineren Gruppen, die in eine direkte sogenannte Face-to-face-Interak-

tion miteinander treten. Die Konfliktparteien sind hier bekannt und die Beziehungen zu-

einander weitgehend überschaubar.171 Die Beziehungen gestalten sich innerhalb dieses 

Rahmens stets direkt, so dass sich auch die Konfliktbehandlungsinterventionen direkt an 

die Konfliktparteien richten können.172 

Konflikte im meso-sozialen Rahmen umfassen als Aktoren soziale Gebilde einer mittle-

ren Größenordnung, wie beispielsweise eine Verwaltungsbehörde. Die sozialen Bezie-

hungen innerhalb dieser Einheiten gestalten sich nach den Funktionsbedingungen der 

Kleingruppen, während die Kleingruppen untereinander oftmals über keine direkte Be-

ziehung verfügen, so dass die Kommunikation über vertretende Mittelspersonen (soge-

nannte Exponenten) der jeweiligen Gruppen erfolgt.173 Die Konfliktdynamik kann inner-

halb dieses Rahmens besonders durch die Ambitionen, Beziehungen und die direkten 

Interessen der Exponenten geprägt sowie teilweise überlagert werden. Weiterhin wird 

der Konflikt auch durch die Organisation selbst aufgrund der vorgegebenen Ziele, Struk-

turen und Aufgaben beeinflusst. Interventionen müssen zunächst auf Ebene des meso-

sozialen Rahmens erfolgen, um anschließend mikro-soziale Konflikte bearbeiten zu kön-

nen.174 

Eine höhere Komplexität weisen Konflikte in einem makro-sozialen Rahmen auf, in de-

nen verschiedene Kollektive durch eigene Vertreter beteiligt sind.  

 
169 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 67. 
170 Vgl. ebd. 
171 Vgl. ebd., S. 68. 
172 Vgl. ebd. 
173 Vgl. ebd., S. 69. 
174 Vgl. ebd., S. 69f. 
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Der Konflikt wirkt sich hierbei auf jede Einzelperson der Kollektive sowie auf die Gesell-

schaft aus und lässt sich kaum analysieren.175 

Konflikte haben die Tendenz im Verlaufe der Eskalation den sozialen Rahmen zu erwei-

tern.176 

2.2.2 Reichweite der Bemühungen 

Mittels dem Kriterium der Reichweite der Bemühungen werden drei verschiedene Kon-

fliktarten unterschieden, die nach der Akzeptanz oder Ablehnung der Parteien bezüglich 

der eigenen Position, der Position der Gegenseite sowie dem Gesamtrahmen, der die 

Positionen zueinander regelt, fragen. Für die Einordnung in eine der Konfliktarten werden 

die genannten Issues nach ihrem Inhalt sowie der Art und Weise, wie diese Issues vor-

gebracht wurden, untersucht. Diese Analyse ermöglicht Rückschlüsse zur Reichweite 

der Konfliktintentionen sowie der eigenen Position.177 Unterschieden wird der Issue-Kon-

flikt, der Positionskampf und der Systemveränderungs-Konflikt. 

Der Issue-Konflikt beinhaltet stets eine Sachdiskussion, in der jedoch das festgelegte 

Positionsverhältnis zwischen den Konfliktparteien respektiert wird. Innerhalb der Diskus-

sion werden die Positionen nicht grundsätzlich in Zweifel gestellt, sondern verfolgen eine 

Verbesserung oder dienen der Klärung der eigenen Position.178 

Anders verhält es sich beim sogenannten Positionskampf, in denen aus den Issues deut-

lich wird, dass die Positionsverhältnisse abgelehnt werden und ein Bestreben zur Ände-

rung der Positionsverhältnisse hinzutritt.179 

Der Systemveränderungs-Konflikt wiederum stellt die Änderung des Gesamtrahmens zur 

Diskussion beziehungsweise verfolgt die Abwehr einer solchen Änderung. Als Beispiel 

eines derartigen Konfliktes kann die Reorganisation einer Behörde herangezogen wer-

den. Systemveränderungs-Konflikte bewegen sich zumeist innerhalb eines meso- und 

makro-sozialen Rahmens, können jedoch auch, zum Beispiel in Form eines Wandels der 

Gesamtstruktur einer Kleingruppe, im mikro-sozialen Rahmens auftreten.180 

2.2.3 Äußerungsformen des Konfliktes 

Ungeachtet jeglicher Beeinflussungsversuche seitens der Konfliktparteien ist es ab-

schließend zur Typologisierung eines Konfliktes notwendig die Erscheinungsform des 

 
175 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 70. 
176 Vgl. ebd., S. 71. 
177 Vgl. ebd., S. 72. 
178 Vgl. ebd. 
179 Vgl. ebd., S. 73. 
180 Vgl. ebd., S. 73f. 
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Konfliktes zu betrachten. Hierbei konzentriert sich die Betrachtung auf die dominante, 

augenfällige Äußerungsform eines Konfliktes. Die Aspekte, die insofern nähere Beach-

tung finden sind die Form des Konflikts sowie das soziale Klima der Interaktion zwischen 

den Konfliktparteien.181 

Hinsichtlich der Äußerungsform wird nach der Formgebundenheit, Formfreiheit oder 

Formlosigkeit eines Konflikts gefragt. Formgebundene Konflikte erleichtern in der Regel 

die Konfliktbehandlung, da sich die Konfliktparteien anerkannter Konfliktaustragungsmit-

tel, beispielsweise von Institutionen oder Arbeitskampfmittel, bedienen, sodass der Kon-

flikt geregelt verläuft. Die Konfliktaustragungsmittel (z.B. rechtliche Prozeduren, Schieds-

kommissionen etc.) werden dabei von den Parteien als geeignete Konfliktlösungsmittel 

angesehen.182 Im Gegensatz hierzu werden beim formlosen Konflikt keine vorgegebenen 

Austragungsformen genutzt, weil diese nicht als geeignet empfunden werden oder durch 

die fortschreitende Konflikteskalation die ursprüngliche Formgebundenheit verlassen 

worden ist. Aufgrund einer ermöglichten freieren Zielsetzung wird durch diskriminierte 

Parteien bei Systemveränderungs-Konflikten bevorzugt auf formlose Austragungsformen 

zurückgegriffen.183 

Im Fokus der Betrachtung des sozialen Klimas der Interaktion steht die Unterscheidung 

in heiße und kalte Konflikte. Hierfür wird der dominierende Verhaltensstil der Interaktion 

zwischen den Konfliktparteien betrachtet und damit das Klima der Beziehung zwischen 

ihnen bewertet.184 Heiße Konflikte äußern sich durch ein direktes Angriffs- und Verteidi-

gungsverhalten, während kalte Konflikte sich durch Inaktivität, Vermeidung und mitunter 

selbstzerstörerischen Verhalten auszeichnen.185 Beide Konflikttypen werden in den fol-

genden Unterkapiteln ausführlicher dargestellt. 

2.2.3.1 Heißer Konflikt 

Heiße Konflikte kennzeichnen sich durch eine außerordentliche Begeisterungsstimmung, 

eine Idealisierung des eigenen Standpunktes und dem daraus begründeten Versuch die 

Gegenseite vom eigenen Standpunkt zu überzeugen.186 Aufgrund dieser Ausrichtung 

handelt es sich bei heißen Konflikten meist um sogenannte Erreichungsziele, die das 

Handeln beeinflussen. Das idealisierte, bestimmte Vorhaben soll unter allen Umständen 

 
181 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 74. 
182 Vgl. ebd., S. 74f. 
183 Vgl. ebd., S. 75. 
184 Vgl. ebd., S. 76. 
185 Vgl. ebd. 
186 Vgl. ebd., S. 77. 
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verwirklicht werden, sodass auch eine Konfrontation mit der Gegenseite in Kauf genom-

men wird.187  

Die Idealisierung der eigenen Motive führt bei heißen Konflikten dazu, dass diese selbst 

nicht zur Diskussion stehen und es bei jeglichem Anzweifeln der Motive durch die Ge-

genseite oder einer dritten Partei zu einem unreflektierten, heftigen Abstreiten kommt. 

Dies äußert sich zudem in einem übersteigerten positiven Selbstbild und einer Über-

schätzung der eigenen Kraft der Gruppe und der eigenen Idee.188 

Beide Parteien streben dennoch üblicherweise einer Annäherung entgegen und verfügen 

über eine gegenseitige Anziehungskraft. Die Konfrontation ist für die Entwicklung der ei-

genen Identität gar erwünscht.189 

Mit heißen Konflikten geht ein sogenanntes Handlungs-Überangebot einher. Um in der 

verfügbaren Zeit das Erreichungsziel durchzusetzen, kommt es zu einer Vielzahl von Ak-

tivitäten, die sich gegenseitig verdrängen. Der Konflikt ist hierbei geprägt von kurzen, 

explosiven Handlungen.190 Im Verlaufe eines heißen Konfliktes steigt aufgrund der 

Selbstüberschätzung die Risikobereitschaft der Konfliktbeteiligten. Zudem ist der Konflikt 

dadurch geprägt, dass die Konfliktparteien an ihrer Expansion interessiert sind und durch 

Motivation eine Erweiterung ihrer Anhängerschaft bewirken.191 Des Weiteren führt der 

heiße Konflikt zu einer starken Führerzentrierung und demnach auf eine Fixierung auf 

eine Person, die im Vordergrund agiert und unverkennbar das Macht- und Willensbil-

dungszentrum einer Konfliktpartei darstellt.192 

2.2.3.2 Kalter Konflikt 

Im Gegensatz zum heißen Konflikt äußert sich der kalte Konflikt nicht offenkundig. Die 

Konfliktparteien sind geprägt von einer tiefen Enttäuschung, einer umfassenden Desillu-

sionierung sowie von Frustration. Die eigenen Ideale werden als illusorisch angezweifelt 

und lediglich als rationalisierte Bedürfnisse wahrgenommen. Es mangelt zudem inner-

halb der eigenen Konfliktpartei an verbindenden Ideen.193 Anders als beim heißen Kon-

flikt reflektieren die Konfliktparteien ihre eigenen Motive, die jedoch durch Sarkasmus 

und Zynismus herabgewertet werden. Aufgrund der kalten Grundstimmung stehen mo-

ralische Skrupel oder ethische Bedenken nicht zur Diskussion.194 Im Konfliktverlauf 

nimmt das Selbstwertgefühl der Konfliktbeteiligten stetig ab. Da es an einem positiven 

 
187 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 77. 
188 Vgl. ebd., S. 78. 
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191 Vgl. ebd. 
192 Vgl. ebd., S. 80. 
193 Vgl. ebd. 
194 Vgl. ebd., S. 81. 
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Selbstbild fehlt, rechtfertigen die Konfliktparteien sich selbst und ihr Handeln mit der Ab-

wertung des Gegners.195 Auch an einer Führungsperson fehlt es innerhalb der Konflikt-

parteien. Somit verfügen die Konfliktbeteiligten über keinen sozialen Orientierungspunkt, 

der die Ziele der Gruppe repräsentiert. Durch diese Orientierungslosigkeit werden die 

Regelungsmechanismen bereits vorhandener organisatorischer Strukturen genutzt, bei-

spielsweise Vorschriften und typische Abläufe einer Organisation. Dadurch unterliegt der 

Konflikt Systemzwängen, in dem der Wille der einzelnen Personen keinen Ausdruck fin-

det und nicht lenkend wirkt.196 Dies führt in der Organisation zu einem sozialen Fatalis-

mus, da die Aussichten auf die Beeinflussung des Geschehens abnehmen, der Druck 

der Organisation und der Gegenseite jedoch zunimmt. Damit einhergehend kann es zu 

Stress und psychosomatischen Erkrankungen kommen, da eine menschliche Beeinflus-

sung auf das unpersönliche Steuerungssystem nicht möglich ist und folglich eine Aus-

weglosigkeit empfunden wird. 197 Aufgrund dieser empfundenen Ausweglosigkeit werden 

keine eigenen Änderungsversuche unternommen, sondern solche stets von außen (z.B. 

der Organisation) erwartet. Diese Haltung prägt die soziale Wirklichkeit, da die eigene 

Initiativlosigkeit durch Fremdbestimmung kompensiert wird, so dass sich der Fatalismus 

letztlich weiter verschärft.198 

Innerhalb eines kalten Konfliktes kommt es zum Erliegen der direkten Kommunikation 

zwischen den Konfliktparteien. Begegnungs- und Gesprächsmöglichkeiten treten nur 

noch sporadisch auf oder werden gar gemieden. Begegnungen erfolgen nicht persönlich 

(face-to-face), sondern indirekt über formale, meist schriftliche Kommunikationswege.199 

Es werden Ausweich- und Vermeidungsverfahren entwickelt und in die bestehende Or-

ganisation integriert, welche dadurch zunehmend erstarrt und aufgrund fehlender Begeg-

nungsplätze in kleinere Einheiten zerfällt.200 So werden beispielsweise Sitzungen selte-

ner gehalten oder unter Vorwänden nicht mehr besucht sowie kleinere Fachgruppen ge-

bildet, um eine direkte Kommunikation zu umgehen.201 Im Konfliktverlauf kommt es 

dadurch zu einer „sozialen Erosion“, das heißt die Beziehungen zwischen einzelnen Per-

sonen werden eingestellt und bislang bestehende Einheiten zerfallen. Hierdurch bilden 

sich viele kleinere Einheiten oder es handelt sich gar nur noch um isolierte Individuen.202 

Zudem erleben sich die Konfliktparteien selbst als machtlos, sodass sie der Gegenseite 

eine Allmacht zuschreiben. 

 
195 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 81. 
196 Vgl. ebd., S. 81f. 
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200 Vgl. ebd., S. 82f. 
201 Vgl. ebd., S. 83. 
202 Vgl. ebd. 
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Die Auswirkungen des Verhaltens auf die Gesamtsituation oder die Gegenpartei werden 

nicht wahrgenommen und dringen nicht zum Bewusstsein durch, was eine Konfliktlösung 

erschwert.203 

Kalte Konflikte sind nicht weniger destruktiv als heiße Konflikte, es werden lediglich an-

dere Methoden gewählt. Diese sind wesentlich indirekter und weniger offensichtlich, 

wodurch eine Behandlung kalter Konflikte zeitintensiver ist und zunächst das Selbstver-

trauen der Konfliktparteien aufgebaut werden muss.204 

2.3 Inhaltliche Konfliktdiagnose 

Das Wahrnehmen der Phänomene eines Konflikts steht am Beginn einer Konfliktdiag-

nose, in der Konfliktmechanismen, welche innerhalb der Konfliktparteien sowie in den 

gegenseitigen Beziehungen wirksam sind, herausgearbeitet werden.205 Zum besseren 

Verständnis sollen daher die fünf wichtigsten inhaltlichen Aspekte der Konfliktdiagnose 

in den folgenden Kapiteln näher erläutert werden. Es handelt sich hierbei um die Kon-

fliktgegenstände, die schon angesprochenen Issues (2.3.1), den Konfliktverlauf (2.3.2), 

die Konfliktparteien (2.3.3), die Beziehungen zwischen den Konfliktparteien (2.3.4) sowie 

die Grundhaltung der Konfliktparteien und ihr Strategie-Kalkül (2.3.5).206 Nicht alle dieser 

Aspekte können stets im Rahmen einer Konfliktdiagnose untersucht werden, zum einen 

aufgrund begrenzter Ressourcen, zum anderen können gewisse Aspekte aufgrund von 

Verzerrung und Verdeckung für eine Untersuchung unzugänglich sein.207  

2.3.1 Konfliktgegenstände 

Naheliegt, dass für eine Konfliktdiagnose die Streitgegenstände (Issues) erfasst werden 

müssen, da jeder Konflikt auf spezifische Themen, Fragen oder Anliegen fußt. Die Kon-

fliktparteien können hierbei unterschiedliche Issues haben und im Laufe einer Eskalation 

können neue Issues hinzutreten.208 

Um Ansätze für eine Konfliktlösung zu finden, müssen die Issues beider Parteien offen 

benannt werden. Bei der weiteren Analyse der Issues wird zunächst herausgestellt, wel-

che Themen, Ideen oder Werte unstrittig sind. Darauffolgend ist zu erarbeiten, welche im 

Streit stehenden Issues die unterschiedlichen Parteien vorbringen und welche Unter-

schiede in den Kernfragen des Konflikts aufkommen, wobei auch Ängste, Sorgen oder 

 
203 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 83f. 
204 Vgl. ebd., S. 84. 
205 Vgl. ebd., S. 105. 
206 Vgl. Glasl, in: Mediation, S. 79. 
207 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 195f. 
208 Vgl. ebd., S. 106. 
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Erwartungen aufgenommen werden können.209 Weiterhin ist die Verknüpfung der Issues 

mit den Parteien und eine etwaige Deckungsgleichheit in den Issues beider Parteien zu 

ermitteln. So wird beispielsweise visualisiert, welche Issues alle Parteien teilen oder wel-

che nur von einer Partei problematisiert wird.210 Da in der Regel jede Partei nur die eige-

nen Issues kennt und über die der Gegenseite nur mutmaßen kann, kommt es oftmals 

zu Fehlinterpretationen und damit zu einer Eskalation des Konflikts. Daher muss unter-

sucht werden, inwieweit die Parteien die Issues der Gegenseite kennen und gegebenen-

falls muss Unkenntnis oder ein Missverständnis aufgezeigt werden.211 

Wenn die Konfliktpunkte wenig konkret und damit sehr umfänglich sind, empfiehlt es sich 

diese in kleinteilige, konkret überprüfbare Issues aufzulösen, um die konkreten Differen-

zen der Parteien festmachen zu können.212 Des Weiteren kann es sich anbieten heraus-

zuarbeiten, wie stark die Parteien emotional auf die Issues fixiert sind. Dabei wird eine 

Wertung der einzelnen Issues abgefragt und für die Gegenseite ersichtlich gemacht, so-

dass die Verhandlung über gewisse Issues bewusster erfolgen und damit eine Deeska-

lation erreicht werden kann.213 

2.3.2 Konfliktverlauf 

Mit der Befragung zum Konfliktverlauf soll die Eskalationsdynamik des Konflikts abgebil-

det werden. Hierzu wird beispielsweise abgefragt, was die Konfliktparteien als Wende-

punkte im Konfliktverlauf wahrgenommen haben und was sich daraus folgend geändert 

hat (z.B. das Klima).214 Weiterhin kann herausgearbeitet werden, ob sich der Konflikt im 

Verlauf auf weitere Issues oder Parteien ausgedehnt hat und was dazu beigetragen hat. 

Darüber hinaus kann eine Intensivierung des Konflikts relevant sein, aber auch getroffene 

Maßnahmen zur Eskalationsvermeidung.215 

2.3.3 Konfliktparteien 

Um die Konfliktparteien benennen zu können, eignet sich eine Annäherung über soge-

nannte Stakeholder. Dies sind Personen oder Gruppen, die nicht aktiv in den Konflikt 

eingreifen, aber ein Interesse am Ausgang des Konflikts haben.216 Erst wenn die Stake-

holder herausgearbeitet sind, kann nach den am Konflikt aktiv beteiligten Parteien und 

damit nach den Konfliktparteien gefragt werden. 
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In der weiteren Analyse der Konfliktparteien ist herauszuarbeiten, ob es sich bei diesen 

um Einzelpersonen oder Gruppen handelt.217 Ferner hat es auf den Konflikt Auswirkun-

gen, ob die Konfliktparteien formell oder unorganisiert sind. Konflikte zwischen Parteien, 

die sich durch eine formell anerkannte Struktur auszeichnen, verlaufen geregelter als bei 

unorganisierten Parteien, die spontan und außerhalb geregelter Abläufe agieren.218 Be-

deutend ist ebenfalls wer die Kernpersonen der Konfliktparteien sind, die das Konfliktge-

schehen bestimmen und maßgeblich auftreten.219 Darüber hinaus ist die innere Kohäsion 

der Konfliktparteien zu untersuchen. Dies umfasst unter anderem den Zusammenhalt 

und die Druckausübung innerhalb der Gruppe.220 

2.3.4 Gegenseitige Beziehung der Parteien 

Die Konfliktparteien befinden sich bei Konflikten innerhalb einer Organisation innerhalb 

desselben Gesamtrahmens, in denen sie unterschiedliche Positionen einnehmen, die die 

Beziehungen zwischen den Parteien beeinflusst. Diese Beziehungen können sowohl for-

meller als auch informeller Art sein.221 

Informelle Beziehungen bedürfen keiner normativen Konstitution, sondern entwickeln 

sich spontan. Die dabei entstehendene Beziehungsmuster unterliegen einem sogenann-

ten ungeschriebenen Rollenvertrag. Bei der Diagnose ist daher zu untersuchen, ob eine 

solche ungeschrieben Vereinbarung der Rollenverteilung vorliegt, da diese beispiels-

weise über exklusive Verhaltensweisen innerhalb der Gruppe Auskunft geben kann. Wei-

terhin kann das Machtgefüge herausgearbeitet werden, indem die Art der eingesetzten 

Sanktionen bei abweichendem Verhalten betrachtet werden.222 

Formelle Beziehungen sind solche, die durch Konstitution, Statuten, Geschäftsordnun-

gen, Organigramme oder andere Normen explizit geregelt werden.223 Typischerweise 

sind formelle Beziehungen in Organisationen vorzufinden, die mit ihrem strukturellen Auf-

bau ein gewisses Konfliktpotential in sich tragen. So können Hierarchien, Regelungen 

und die Ausübung von Kontrolle Konfliktpotential mit sich bringen.224 Die Organisation 

kann mit einem bestimmten Aufbau und ihrer Strategie dieses Konfliktpotential beeinflus-

sen, indem sie ihre Identität, Strategie, Struktur der Aufbauorganisation, das Organisati-

 
217 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 116. 
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221 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 120. 
222 Vgl. ebd., S. 121. 
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onsklima, ihre Organe und Prozesse offen festlegt und kommuniziert, um damit verbind-

liche Regelungen zu schaffen, an denen sich alle Organisationsmitglieder orientieren 

können.225  

Die Organisation ist darüber hinaus von Abhängigkeitsverhältnissen geprägt, die ein Kon-

fliktpotential hinsichtlich der Beziehungen darstellen können. Zum einen im Sinne einer 

hierarchischen Abhängigkeit (vertikale Abhängigkeit), zum anderen in Form einer Abhän-

gigkeit durch Vernetzung zwischen Gleichgestellten (horizontale Abhängigkeit), zum Bei-

spiel innerhalb eines Teams.226 

Letztlich entscheidet über den Ausbruch eines sozialen Konfliktes innerhalb von Organi-

sationen nicht das Konfliktpotential an sich, sondern stets die Haltung der betroffenen 

Menschen, die sie bezüglich ihrer eigenen Situation in diesem Gefüge einnehmen.227 

2.3.5 Grundhaltung der Parteien 

Die Grundhaltung der Parteien ist dafür entscheidend, ob die Konfliktparteien selbststän-

dig oder erst mit Hilfe einer dritten Partei an dem Konflikt arbeiten. Die Grundauffassun-

gen und die Bewertung der Konfliktparteien über Sinn und Nutzen des Konflikts für die 

eigene Partei zu ermitteln, sind entscheidend für eine solche Diagnose. So ist zunächst 

zu untersuchen, wie die Parteien die Gesamtsituation bewerten, das heißt inwiefern sie 

den Konflikt im objektiven sowie subjektiven Empfinden für vermeidbar halten und ein 

Konsens möglich erscheint.228 Des Weiteren muss eruiert werden, wie die Parteien 

grundsätzlich Konflikten gegenüberstehen und diese beispielsweise als schädlich, för-

dernd und positiv oder störend einschätzen.229  

Neben der Grundhaltung der Konfliktparteien ist das Strategiekalkül der Parteien zu eru-

ieren. Dies beinhaltet die Beurteilung des erhofften Ergebnisses in Abwägung mit dem 

hierfür notwendigen Einsatz sowie die Erwartung zum eigenen Verlust aufgrund der Kon-

frontation.230 Schließlich kann auch die Untersuchung der Einstellungen zu bislang er-

folgten Konfliktlösungsversuchen gewinnbringend sein. Hierfür kann betrachtet werden, 

ob die Konfliktparteien bereits eigene Lösungsversuche unternommen haben, wie diese 

sich auf den Konfliktverlauf ausgewirkt haben und ob sie den Konflikt überhaupt für lösbar 

halten.231 Insofern spielen auch die vorhandenen Konfliktregulatoren (Rollen, Normen 

und Prozeduren in der Organisation, z.B. Beschwerdeverfahren) und deren Bewertung 
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für das eigene Ziel und Befinden eine Rolle. Deren Wirksamkeit ist demnach vom Nutzen 

abhängig, beispielsweise inwiefern durch sie das Verfahren verkürzt oder verzögert wird 

oder der Konflikt sich „abkühlt“.232 

2.4 Phasenmodell der Eskalation 

Konflikte können in ihrem Verlauf aufgrund bestimmter Mechanismen eskalieren. So nei-

gen Konfliktparteien dazu, die Gegenseite als Ursache aller Probleme und der eigenen 

Frustration festzusetzten. Darüber hinaus ergibt sich die Tendenz im fortschreitenden 

Konflikt weitere Issues in den Konflikt zu integrieren und diese zusätzlichen Streitpunkte 

zusehends subjektiv wahrzunehmen.233 Gleichzeitig erfolgt gegenüber der Gegenseite 

ein Prozess zunehmender Personifizierung des Konflikts, während eine direkte Kommu-

nikation nicht mehr stattfindet. Um dennoch die Gegenseite vom eigenen Standpunkt zu 

überzeugen, treten vermehrt Gewaltandrohungen auf, die wiederum gewaltsam erwidert 

werden und somit eine weitere Eskalation bewirken.234 Diese Mechanismen verleihen der 

Eskalation eine zerstörerische Dynamik, die Friedrich Glasl als Abwärtsbewegung in 

neun Eskalationsstufen im sogenannten Phasenmodell der Eskalation dargestellt hat.235 

Jede Stufe verfügt über ein anderes Gewaltniveau, welches die Handlungsmöglichkeiten 

der Konfliktparteien zunehmend einschränkt. Das eigene Verhalten beider Parteien wird 

dabei fortlaufend aufgrund fehlender Handlungsalternativen eingeschränkt und durch 

das eigene Erleben der gesteigerten Eskalation wird der Konflikt emotionaler ausgetra-

gen.236 Die neun Eskalationsstufen des Phasenmodells umfassen:237 

1. Stufe eins: Verhärtung 

2. Stufe zwei: Debatte und Polemik 

3. Stufe drei: Taten statt Worte 

4. Stufe vier: Sorge um Image und Koalitionen 

5. Stufe fünf: Gesichtsverlust 

6. Stufe sechs: Drohstrategien und Erpressung 

7. Stufe sieben: Begrenzte Vernichtungsschläge 

8. Stufe acht: Zersplitterung, totale Zerstörung 

9. Stufe neun: Gemeinsam in den Abgrund 

 

Die Stufe der Verhärtung ist gekennzeichnet durch Ausformung und allmähliche Verfes-

tigung der eigenen Standpunkte und Ideen, sodass die Offenheit für eine Beeinflussung 
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durch die Gegenseite sinkt. Aufgrund dessen werden auch Eindrücke nur noch selektiv 

wahrgenommen, die eigene Gruppe und die eigenen Standpunkte werden positiver be-

wertet und es erfolgt eine Fokussierung auf die Unterschiede der Gruppen.238  

Im Verlauf der Auseinandersetzung werden einzelne Personen aufgrund ihrer Initiative 

als „Schlüsselfiguren“ wahrgenommen und welchen fortan Rollenerwartungen zuge-

schrieben werden, die einschränkend wirken können. Zudem werden die Konfrontationen 

in der weiteren Entwicklung zunehmend als Normalzustand wahrgenommen. Gleichzeitig 

werden die Konfrontationen jedoch auch als einschränkend und belastend empfunden. 

Es bilden sich Widerstand und Durchsetzungswille heraus und mit weiterer Verhärtung 

verändert sich der Umgang mit der Gegenseite aufgrund der nunmehr erwarteten Stö-

rung.239 Trotz der zunehmenden Verhärtung sind beide Parteien in dieser Phase jedoch 

noch um Kooperation bemüht.240 

Harte, verbale Konfrontation bestimmen die zweite Stufe, die mit Debatte und Polemik 

bezeichnet wird und in der das Eigeninteresse und die Ziele der eigenen Gruppe deutli-

cher hervortritt. Dies geht mit einem gesteigerten Zusammengehörigkeits- sowie Selbst-

wertgefühl einher, sodass das Verteidigen der eigenen Standpunkte prestigegeladener 

wird.241 Durch diese Veränderung wird die eigene Situation subjektiver eingeschätzt, was 

wiederum Auswirkungen auf den Umgang mit der Gegenseite hat. So begegnen sich die 

Parteien mit Misstrauen und in Erwartung von klischeehaften und typischen Verhaltens-

weisen.242 Die Kommunikation verändert sich fortschreitend dahingehend, dass sich die 

Parteien nicht mehr als gleichwertig ansprechen, die Kommunikation mehrdeutig wird 

und insgesamt eine Asymmetrie in den Beziehungen angestrebt wird.243 Die Beeinflus-

sung der Gegenseite erfolgt nunmehr im Stile einer Debatte. Hierbei werden rhetorische 

Mittel und demonstrative Überlegenheitssuggestionen genutzt, um die Gegenseite unter 

intellektuellen Druck zu setzen und somit deren Zustimmung zu erreichen.244 Durch den 

Einsatz von gezielten Taktiken, wie zum Beispiel durch extreme Schlussfolgerungen oder 

das Appellieren an gewohnte Denkweisen, wird eine Polarisierung im Denken und auch 

im gegenseitigen Verhältnis vorangetrieben. Gleichzeitig wird auf eine Gefühlsbeeinflus-

sung abgezielt, indem unbedeutende Aspekte des Verhaltens oder der Argumentation 

aufgebläht und angegriffen werden sowie übertrieben emotionale Äußerungen zur Pro-

vokation oder übermäßig gefühlsbeladene Begriffe eingesetzt werden.245 Dadurch ist 
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diese Stufe geprägt durch quasi-rationale Argumentationen, dem Versuch die eigene 

Überlegenheit zu beweisen und die Argumentation der Gegenseite abzuwerten.246 

Innerhalb der dritten Stufe erfolgt die Einsicht, dass Gespräche den Konflikt nicht lösen 

und daher zu Taten übergangen werden muss. Die Ziele der Gegenseite sollen verhin-

dert und die eigenen umgesetzt werden, wofür auch Widerstand in Kauf genommen wird. 

Die gegenseitige Blockadehaltung lässt gleichzeitig die steigende Abhängigkeit von ei-

nander empfinden.247 Die Gruppen selbst steigern ihr Selbstwertgefühl durch ein ge-

schlossenes Auftreten, was jedoch mit einem Konformitätsdruck innerhalb der Gruppe 

einhergeht.248 Aufgrund der Auffassung, dass Argumentationen nicht mehr wirksam sind, 

werden Gespräche abgebrochen oder anderweitig eingestellt und versucht durch einsei-

tige Aktionen die Gegenseite vor vollendete Tatsachen zu stellen. So werden Drohge-

bärden hinsichtlich möglicher Konsequenzen bei nicht erfolgender Zustimmung einge-

setzt, was zusammen mit allgemeinem Misstrauen und Machtdemonstrationen zur zügi-

gen Verschärfung des Konflikts beiträgt.249 Die Einschränkung der verbalen Kommunika-

tion verstärkt eine Fokussierung der Parteien auf die non-verbale Kommunikation, die 

durch ihre Mehrdeutigkeit und Unbestimmtheit eher zu Negativinterpretationen und somit 

zur weiteren Eskalation führt.250 In den ersten drei Stufen der Eskalation steht primär 

noch der Inhalt des Streitgegenstands im Fokus, während sich der Konflikt in den darauf 

anschließenden Phasen von der Inhalts- auf die Beziehungsebene verschiebt.251 

So verdichten sich in der vierten Phase die negativen Erfahrungen zu stereotypen Vor-

stellung, bis hin zu Zerrbildern bezüglich der Fach- und Sozialkompetenz der Beteiligten. 

Dies trägt dazu bei, dass nunmehr ein überhöhtes positives Selbstbild einem überhöhten 

negativen Feindbild gegenübersteht.252 Zusammenfassend ist diese Phase von der Über-

zeugung einer „win-lose“-Situation geprägt, das heißt von einer Vorstellung, dass die 

Auseinandersetzung zwangsläufig auf Sieg oder Niederlage ausgerichtet ist.253 Um den 

erwünschten Ausgang zu sichern, werden Anhänger mittels Image-Feldzügen hinzuge-

wonnen sowie Koalitionen und Allianzen gebildet.254 

Innerhalb der fünften Phase wird der Gegner nunmehr ausschließlich als Feind wahrge-

nommen und soll durch Zuschreibung unmoralischen, krankhaften oder kriminellen Ver-

haltens öffentlich beschämt werden, um einen Gesichtsverlust zu erreichen.  

 
246 Vgl. Glasl, in: Handwörterbuch, S. 629. 
247 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 252. 
248 Vgl. ebd., S. 253. 
249 Vgl. Glasl, in: Gruppendynamik, S. 159f. 
250 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 254-257. 
251 Vgl. Meyer, Konfliktregelung S. 37. 
252 Vgl. Glasl, in: Handwörterbuch, S. 630. 
253 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 259. 
254 Vgl. Ebd., S. 268. 
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Die hierzu eingesetzten Mittel führen zu einem vollständigen Vertrauensbruch. Die Ge-

genseite ist auf Rehabilitierung fixiert und handeln dementsprechend mit Gegenatta-

cken.255 Durch die Angriffe verstärken sich innerhalb der Gruppen und den Allianzen die 

symbiotischen Bindungen, die aufgrund von Komplizenschaft auch als Schuld-Symbio-

sen auftreten können.256 

Die sechste Eskalationsphase ist gekennzeichnet durch den Willen beider Konfliktpar-

teien, die Gegenseite durch Drohungen und Gegendrohungen niederzuzwingen: Hierfür 

werden ultimative Forderungen angebracht und Sanktionen in Aussicht gestellt, falls die 

Forderungen nicht erfüllt werden. Auf ethische Aspekte wird dabei keine Rücksicht ge-

nommen und die Konflikte werden durch Drohung und Gegendrohung stark beschleu-

nigt.257 Gleichzeitig führen die Androhungen zu einer gegenseitigen Einschränkung der 

Entscheidungs- und Handlungsspielräume sowie zu einer Radikalisierung und Gewalt-

ausbrüchen.258 

In der siebten Phase wird die Gegenseite nicht mehr als Mensch wahrgenommen, so-

dass auch bisher abgelehnte Untugenden (Lüge, Täuschung, Überrumpelungstaktiken, 

Desinformation) genutzt werden. Die Forderungen der Drohungen treten dabei in den 

Hintergrund, denn schädigende Aktionen werden nunmehr ohne weiteres durchgeführt. 

Auf eine Begrenzung der zerstörerischen Wirkung ihrer Aktionen achten die Konfliktpar-

teien dennoch.259 Das eigene Überleben steht bei allen Handlungen im Vordergrund und 

Verluste des anderen werden als eigener Gewinn verbucht.260 

Die achte Phase ist schließlich vom Willen geprägt die Gegenseite und ihre Anhänger 

sowie Koalitionspartner mit Vernichtungsaktionen und direktem Gewalthandeln irrepara-

bel zu zerstören. Hierbei bewirken Körperverletzungen, schwere Erkrankung als Folge 

des Stresses, hoher Geldverlust und andere existenzgefährdende Schäden eine weitere 

Radikalisierung.261 

Sobald die Selbstbegrenzung bezüglich der Vernichtung aufgrund der eigenen Existenz-

sicherung wegfällt, ist schließlich die letzte und neunte Phase erreicht. Es kommt zu ei-

nem vollständigen Einsatz aller verfügbaren Gewalt, da eine Ohnmacht zur Umkehr der 

Lage empfunden wird.  

 
255 Vgl. Glasl, in: Gruppendynamik, S. 160. 
256 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 279. 
257 Vgl. Glasl, in: Gruppendynamik, S. 161. 
258 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 294. 
259 Vgl. Glasl, in: Gruppendynamik, S. 161. 
260 Vgl. Kreyenberg, Konflikt-Management, S. 94f. 
261 Vgl. Vgl. Glasl, in: Gruppendynamik, S. 162. 
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Daher wird unabhängig von Neutralität gegen alle Seiten Gewalt ausgeübt und damit 

sowohl die Vernichtung der Gegenseite als auch der eigenen Konfliktpartei bewirkt.262 

3. Change Management 

Jede Veränderung von oder innerhalb einer Organisation löst zunächst Ängste und Un-

behagen aus, sodass Widerstände aufgebaut werden.263 Besonders da sich die Betroffe-

nen nicht immer über das Ziel, die Konsequenzen, die eigene Anpassungsfähigkeit und 

den Nutzen sowie der Risiken bewusst sind, treten in Veränderungsprozessen häufig 

Konflikte auf.264 Veränderung kann dabei zu Stress führen, da der Mensch allgemein an 

Gewohnheiten festhält und eine nicht selbst initiierte Veränderung einen Kontrollverlust 

bedeutet.265 Daher überrascht es nicht, dass nachgewiesen werden konnte, dass der 

Widerstand der Mitarbeiter eine der Hauptursachen für das Scheitern eines organisati-

onsinternen Veränderungsprozesses darstellt.266 Um eine Veränderung erfolgreich ab-

schließen zu können und auf die damit verbundenen Konflikte reagieren zu können, be-

darf es aus diesem Grund bei jedem Veränderungsprozess des gezielten Einsatzes von 

Maßnahmen des Change Management. Vor dem Hintergrund dieser Notwendigkeit soll 

in den folgenden Kapiteln das Konzept des Change Management näher erörtert werden 

(3.1). Anschließend werden Ansätze und Instrumente des Change Management darge-

stellt (3.2), bevor abschließend Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren von Veränderungspro-

zessen betrachtet werden (3.3) und endlich die Empfehlungen des Change Management 

hinsichtlich der Einführung der E-Akte im Freistaat Sachsen (3.4) eingegangen werden. 

3.1 Definition und Ziel des Change Managements 

Mit dem Begriff Change Management wird ein sich dynamisch entwickelndes Arbeitsfeld 

an der Schnittstelle zwischen Organisationsentwicklung, Unternehmensberatung sowie 

Prozessbegleitung bezeichnet. Unter dem Begriff werden die systematische Gestaltung 

bewusster, zielgerichteter, tiefgreifender Veränderungen hinsichtlich der Ziele, Arbeits-

weisen, Strategien, Strukturen sowie Prozesse innerhalb einer Organisation zusammen-

gefasst.267 Dabei kann sich Change Management auf beliebige Organisationen (z. B. 

Hochschulen, Wissenschaftseinrichtungen, Industrieunternehmen,) erstrecken, zu unter-

schiedlichen Anlässen (z. B. politisch motiviert, aus wettbewerblichen Gründen, aufgrund 

von Führungswechsel) und in verschiedenen Dimensionen (lokal, partiell, global etc.) 

veranlasst werden.  

 
262 Vgl. Glasl, Konfliktmanagement, S. 302. 
263 Vgl. Hopp/ Göbel, Management, S. 180. 
264 Vgl. Kreyenberg, Konflikt-Management, S. 97f. 
265 Vgl. Czichos, Erfolgsfaktor, S. 159. 
266 Vgl. Lauer, Change Management, S. 50. 
267 Vgl. Schmidt, in: HDS.Journal, S. 14 
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Change Management beschreibt lediglich bewusste Organisationsänderungen. Zufällige 

Veränderungen auf der Organisationsebene werden von dem Begriff nicht umfasst.268 

Durch Change Management wird die optimale Steuerung von Veränderungen bezweckt, 

jedoch nicht auf Grundlage einer strategischen Zielplanung, sondern ausgerichtet auf die 

Mitglieder der sich verändernden Organisation.269 

3.2 Ansätze und Instrumente des Change Managements 

Aufgrund des Fokus auf die Mitglieder der Organisation, ergeben sich drei Ansatzpunkte 

für das Change Management: Individuen, Organisationskultur und Organisationsstruktur.  

Als kleinstes soziales Element der Organisation, muss das Individuum zum einen befä-

higt werden sich an die Herausforderungen des Veränderungsprozesses anzupassen, 

zum anderen bedarf es einer Förderung der notwendigen positiven Einstellung gegen-

über der Veränderungsziele und damit der Mitarbeit.270 Die Organisationskultur wiederum 

beinhaltet alle Normen, Einstellungen und Werte, welche das Verhalten der Organisati-

onsmitglieder untereinander und mit der Organisationsumwelt beeinflusst und steuert. 

Diese Kultur bestimmt maßgeblich den Erfolg eines Veränderungsprozesses und ist da-

her auch als weicher Faktor in das Change Management eingegliedert.271 Schließlich 

werden selbstverständlich alle Aspekte der formalen Aufbau- und Ablauforganisation so-

wie die Strategien und Ressourcen, die unter dem Begriff der Organisationsstruktur zu-

sammengefasst werden, vom Change Management in den Blick genommen.272 

3.3 Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren von Veränderungsprozessen 

Die Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren eines Veränderungsprozesses sollten bereits vor 

der Konzeption und Durchführung eines Veränderungsprojektes bekannt sowie berück-

sichtigt werden, um Fehler zu vermeiden und von Beginn an eine erhöhte Akzeptanz der 

Mitarbeiter gegenüber den anstehenden Veränderungen zu erreichen. Nicht zuletzt, da 

in einem tiefgreifenden Veränderungsprozess die Mitarbeiter besonders sensibilisiert und 

aufmerksam sind.273  

Um Mitarbeitern Unsicherheit zu nehmen und ihre Unterstützung am Projekt zu fördern, 

muss das Endziel der Veränderung deutlich benannt sein sowie die konkreten Zielvorga-

ben und Maßnahmen erläutert werden. Des Weiteren ist es entscheidend von Beginn an 

die Mitarbeiter in den Prozess einzubeziehen, damit dieser von den Mitarbeitern eher 

 
268 Vgl. Schmidt, in: HDS.Journal, S. 14. 
269 Vgl. Lauer, Change Management, S. 4ff. 
270 Vgl. ebd., S. 7. 
271 Vgl. Hopp/ Göbel, Management, S. 184. 
272 Vgl. Lauer, Change Management, S. 7. 
273 Vgl. Hopp/ Göbel, Management, S. 203. 
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mitgetragen und akzeptiert wird. Dasselbe gilt für Interessenvertreter, wie den Personal-

rat oder etwaige Beauftragte (Gleichstellungsbeauftragter etc.). Letztlich bedarf es vor 

allem auch einer uneingeschränkten Unterstützung und Identifikation der Behördenlei-

tung mit dem Veränderungsprozess.274 

Grundsätzlich stellen diese Erfolgsfaktoren auch die Kernthemen des Change Manage-

ment dar. Diese umfassen zumindest die Entwicklung und Umsetzung einer Vision, die 

Kommunikation mit den Betroffenen sowie deren Beteiligung und Qualifizierung,275 kön-

nen jedoch zum Beispiel um die Faktoren der Führung, Integration der Betroffenen, der 

Projektorganisation und der Konsultation erweitert werden.276  

Vor Beginn eines Veränderungsprozesses ist zunächst ein Zielzustand (Vision) zu defi-

nieren, der durch die Veränderung erreicht werden soll. Eine solche Zielformulierung ist 

notwendig, um im Prozess stets über eine Richtungsweisung und Orientierung zu verfü-

gen.277 Sie hilft Mitarbeitern zu verdeutlichen, welche langfristigen Zielen mittels der Ver-

änderung erreicht werden sollen und dient gleichzeitig der Motivation der Mitarbeiter, um 

diese Ziele zu verfolgen.278 Die Entwicklung einer richtungsweisenden Vision kann bei-

spielsweise mithilfe eines Visionsentwicklungs-Workshops erfolgen.279 

Kommunikation ist für sich genommen ein weiterer entscheidender Erfolgsfaktor des 

Change Management. Darüber hinaus ist Kommunikation aber auch mit anderen Erfolgs-

faktoren verbunden, was sich schon darin offenbart, dass beispielsweise Führung, als 

weiterer Erfolgsfaktor, entscheidend auf Kommunikation beruht. Verfehlte Kommunika-

tion wiederum kann auf der anderen Seite ein Misserfolgsfaktor darstellen, da auftretende 

Missverständnisse und Fehlinterpretationen in der Kommunikation zu Konflikten füh-

ren.280 Der Erfolgsbeitrag gelungener Kommunikation kann die Schaffung einer informa-

torischen Transparenz, das heißt einer ausreichenden Information zu Zielen und Grün-

den der Veränderung, sein. Darüber hinaus können Widerstände und Konflikte erkannt 

und abgeschwächt werden.281 Durch das Zusammenarbeiten in neuen Gruppenkonstel-

lationen kann schließlich eine Förderung der sozialen Integration erfolgen.282  

Um während des Veränderungsprozesses Kommunikationsmaßnahmen gezielt einset-

zen zu können, bedarf es unter anderem der Beachtung der Zielgruppe, der Zielsetzung, 

 
274 Vgl. Hopp/ Göbel, Management, S. 203. 
275 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 6. 
276 Vgl. Lauer, Change Management, S. 87-229. 
277 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 15. 
278 Vgl. Lauer, Change Management, S. 113. 
279 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 16f. 
280 Vgl. Lauer, Change Management, S. 125. 
281 Vgl. ebd., S. 128. 
282 Vgl. ebd., S. 129. 
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zielorientierter Kommunikationsmittel sowie der Zeitpunkte eines Kommunikationskon-

zeptes.283 Hierbei sind die Grundsätze einer wirksamen Kommunikation zu beachten, die 

sich neben der erwähnten Zielgruppenorientierung, durch das persönliche Gespräch als 

wichtigsten Kommunikationskanal, der zeitnahen und zeitgleichen Informationsübermitt-

lung an alle Beteiligten, einer hochrangigen Kommunikation für eine erhöhte Akzeptanz 

sowie einer zügigen Erfolgsmitteilung auszeichnen.284  

Die Kommunikation ist außerdem von den Phasen des Veränderungsprozesses abhän-

gig. Zu Prozessbeginn liegt der Fokus auf der Information über den geplanten Wandel, 

vor allem bezüglich der Gründe, Ziele, Auswirkungen, vorhandenen Fähigkeiten, der Un-

terstützung der Leitungsebene und erwarteten Schwierigkeiten. Gleichzeitig können die 

vom Veränderungsprozess Betroffenen durch Veranstaltungen zur Partizipation bewegt 

werden.285 Während der Durchführungsphase liegt das Hauptaugenmerk auf der Auf-

rechterhaltung der Veränderungsmotivation, sodass vor allem Erfolge kommuniziert wer-

den sollten. Daneben erstreckt sich der Fokus auf soziale Aspekte der Veränderung, so-

dass Widerstände und Konflikte erkannt und überwunden sowie dauerhafte Veränderun-

gen der Organisationskultur verankert werden können. Für die Vermittlung von sachbe-

zogenen Informationen sind Maßnahmen wie Projektinformationsveranstaltungen, For-

men der medialen Kommunikation (Newsletter usw.) und Begegnungsräume geeignet.286 

Zum Erkennen und Überwinden von Widerständen und Konflikten bieten sich hingegen 

Mitarbeitergespräche und bei mehreren Standorten Vorortbesuche an.287 

Die Partizipation der Veränderungsprozesses Betroffenen zielt auf das Einbringen von 

Wissen und Meinungen der Mitarbeiter ab, wovon der Veränderungsprozess vor allem 

fachlich profitieren kann.288 Darüber hinaus fördert Partizipation den Veränderungspro-

zess, indem sie eine intensivere Auseinandersetzung der Betroffenen mit den Inhalten 

fördert. Beteiligte Führungskräfte und Mitarbeiter können im Veränderungsprozess als 

Multiplikatoren fungieren und ihr neu erworbenes Fachwissen an Kollegen weitergeben. 

Zudem kann durch die Partizipation eine Identifikation mit den Veränderungsinhalten ein-

hergehen, die die Bereitschaft, die Veränderung zu akzeptieren und mitzutragen, för-

dert.289 Beteiligungsmaßnahmen können durch die Mitarbeit im Projektteam, in Bera-

tungsteams, in Change-Runden und in Multiplikatorenteams erfolgen, aber auch durch 

schriftliche Beteiligungsmaßnahmen, wie Befragungen.290 

 
283 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 72. 
284 Vgl. Lauer, Change Management, S. 129ff. 
285 Vgl. ebd., S. 132f. 
286 Vgl. ebd., S. 133f. 
287 Vgl. ebd., S. 135f. 
288 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 128. 
289 Vgl. ebd. 
290 Vgl. ebd., S. 129. 



36 

Die Qualifikation von Mitarbeitern steht am Ende des Veränderungsprozesses und zielt 

auf den Erwerb von Kompetenzen und Fähigkeiten ab, um die neuen Anforderungen 

nach Abschluss der Veränderung bewältigen zu können. Dabei steht nicht allein der Wis-

senserwerb im Fokus, sondern auch der Erwerb von neuen Werten und Einstellungen.291 

Hierfür Maßnahmen zu ergreifen trägt zum Erfolg bei, da ein notwendiger Wandel der 

Organisationskultur unterstützt wird, Qualifikationsdefizite abgebaut werden und die Mit-

arbeiter motiviert werden.292 Qualifikationsmaßnahmen können im klassischen Sinn 

Schulungen, Seminare und E-Learning-Angebote,293 aber auch Maßnahmen wie die 

Teamentwicklung sein.294 

Innerhalb des Change Management haben sich gewisse Führungsstile als erfolgsrele-

vant herausgestellt, besonders die sogenannte transformatorische und die transaktionale 

Führung. Erstere zeichnet sich durch den Fokus auf die Inspiration und Motivation der 

Mitarbeiter aus, in der die Führungskraft als eine Art Visionär und authentisches Vorbild 

agiert.295 Der transaktionale Führungsstil, der gekennzeichnet ist durch ein analytisches, 

sachorientiertes Vorgehen, welches mit Kontrolle verbunden wird, um im Endergebnis 

höchste Effizienz zu erreichen,296 ist wiederum geeignet den Veränderungsprozess zu 

planen und steuern, indem diesem die Eigenschaft zur Aufrechterhaltung von Ordnung 

und Beständigkeit zu kommt.297 Da für einen erfolgreichen Veränderungsprozess ein 

ausgewogener Anteil beider Führungsstile entscheidend ist, sollte dies bei der Besetzung 

des Projektteams und weiterer Partizipationsorgane beachtet werden.298 

Spiegelbildlich zu den damit dargestellten Erfolgsfaktoren sind Misserfolgsfaktoren unter 

anderem unverständlich formulierte Visionen, unvollständige Kommunikation und feh-

lende Qualifikation, beispielsweise durch den Wegfall von Schulungen. Daneben kann 

aber auch ein zu knapp bemessener Zeitrahmen für den Veränderungsprozess sowie 

fehlendes Problemverständnis negative Auswirkungen haben.299 Für den Veränderungs-

prozess können solche Misserfolgsfaktoren drastische Konsequenzen haben. 

 
291 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management., S. 186. 
292 Vgl. Lauer, Change Management, S. 187. 
293 Vgl. ebd., S. 193f. 
294 Vgl. Stolzenberg/ Heberle, Change Management, S. 212. 
295 Vgl. Lauer, Change Management, S. 87. 
296 Vgl. ebd., S. 90. 
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298 Vgl. ebd., S. 89. 
299 Vgl. Hopp/ Göbel, Management, S. 203. 
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3.4 Empfehlungen zum Change Management im Projekt eVA.SAX 

Im Zusammenhang mit der Einführung der E-Akte in den Landesverwaltung des Frei-

staates Sachsen empfiehlt das CCV aufgrund des tiefgreifenden Veränderungsprozes-

ses von Beginn an Change Management in der Planung der Einführungsprojekte einzu-

beziehen. Das Veränderungsmanagement soll hierbei bei der Projektgruppe der jeweili-

gen Roll-Out-Behörde angegliedert und begleitet werden.300 Mit dem sogenannten Werk-

zeugkasten eVA.SAX werden den Roll-Out-Behörden als Hilfestellungen Maßnahmen für 

ein erfolgreiches Veränderungsmanagement zur Verfügung gestellt. Als Hauptaufgabe 

eines Verantwortlichen für Veränderungs- und Akzeptanzmanagement nennt das CCV, 

die Information und Einbeziehung der künftigen Anwender und formuliert diesen Posten 

als ein Erfolgsfaktor für ein Roll-Out-Projekt.301 Neben dem Projektmanagement, der Ein-

beziehung der Interessensvertretungen und der Gremienarbeit als wichtigste übergrei-

fende Arbeiten, die in allen Phasen kontinuierlich erfolgen sollen, wird das Akzeptanz- 

und Veränderungsmanagement genannt, was die Bedeutsamkeit des Veränderungsma-

nagement noch einmal herausstellt.302 Daher wird das Veränderungsmanagement in der 

empfohlenen Standardprojektorganisation für ein Roll-Out-Projekt nach Möglichkeit eine 

gesonderte Stelle zugedacht, sodass ein Veränderungsmanager neben dem Projektleiter 

eingesetzt werden könnte.303  

4. Erhebungsmethodik der qualitativen Sozialforschung 

Die vorliegende Arbeit zielt auf die Beschreibung sozialer Sachverhalte und greift aus 

diesem Grund auf die Methoden der empirischen Sozialforschung zurück, die in qualita-

tive und quantitative Methoden unterschieden werden.304 Da die für die Forschungsfrage 

zu erhebenden Daten, die Erfahrungen mit Konflikten bei der Einführung der E-Akte, nicht 

standardisiert sind, handelte es sich hier um eine qualitative Erhebung.305 Das weitver-

breitetste Verfahren der qualitativen Sozialforschung stellt dabei das Interview dar,306 

welches die grundlegende Datenerhebungsmethode dieser Untersuchung ist. 

 4.1 Datenerhebungsmethode: Qualitative Befragung mittels Leitfadeninterviews 

Innerhalb der qualitativen Sozialforschung werden verbale Daten vorrangig über Erzähl-

verfahren (z.B. narrative Interviews) oder über Leitfadeninterviews erfasst.  

 
300 Vgl. Einführungsleitfaden Roll-Out-Projekte, S. 36. 
301 Vgl. ebd., S. 37. 
302 Vgl. ebd., S. 25. 
303 Vgl. ebd., S. 34. 
304 Vgl. Häder, Empirische Sozialforschung, S. 13. 
305 Vgl. Nohl, Interview, S. 15. 
306 Vgl. Reichertz, Qualitative und interpretative Sozialforschung, S. 184. 
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Letzteres ist vorzuziehen, wenn konkrete Aussagen über einen bestimmten Gegenstand 

Ziel der Untersuchung sind.307 In der vorliegenden Arbeit liegt der Fokus auf konkreten 

Erfahrungswerten zu Konflikten bei der Einführung der E-Akte im Freistaat Sachsen, so-

dass für die Untersuchung ein qualitatives Leitfadeninterview präferiert wurde. 

Das zentrale Element bei qualitativen Interviews ist der Leitfaden, dem eine Steuerungs- 

und Strukturierungsfunktion zukommt. Leitfadeninterviews gehören zu den sogenannten 

semi-strukturierten Erhebungsformen zur Ermittlung verbaler Daten, die anhand des Ein-

satzes eines vorab formulierten Leitfadens eruiert werden. Abgrenzend zu narrativen For-

men der Befragung, in denen die Strukturierung durch den Interviewten selbst erfolgt, 

ergibt sich die Strukturierung beim Leitfadeninterview durch den Forschenden mittels 

Leitfadens.308 Leitfadeninterviews zeichnen sich ferner durch den Einsatz einer offenen 

Fragestellung aus, sodass der Befragte in seinen Antworten nicht gesteuert wird. Darüber 

hinaus ermöglicht der konsequente Einsatz des Leidfadens, dass eine Vergleichbarkeit 

verschiedener Interviews gegeben ist.309 Der Einsatz des Leitfadens stellt daneben auch 

sicher, dass keine wesentlichen Aspekte der Forschungsfrage übersehen werden. Die 

Reihenfolge der Fragestellung kann dabei vom Interviewer umgestellt werden. Außer-

dem können Nachfragen und Rückführungen zum Thema angemessen sein.310 

Eine Fokussierung erhält die gewählte Erhebungsmethode im Rahmen der vorliegenden 

Untersuchung durch die Auswahl von Experten als Zielgruppe und damit verbunden eine 

Schwerpunktsetzung auf Expertenwissen, als besondere Art von Wissen und als das be-

sondere Forschungsinteresse.311 Die Forschungsfrage nach den Konflikten bei der Ein-

führung der E-Akte in der sächsischen Landesverwaltung setzt voraus, dass für die Ein-

führung Verantwortliche aus den jeweiligen Roll-Out-Behörden als Experten befragt wer-

den können. Insgesamt konnten sechs Projektbeteiligte für die Experteninterviews ge-

wonnen werden. 

4.2 Entwicklung des Leitfadens für die Experteninterviews 

Leitfäden können in verschiedenen Strukturierungsgraden erstellt werden. Die Band-

breite reicht von vorformulierten Fragen mit vorgeschriebener Reihenfolge bis hin zu le-

diglich stichwortartigen Themenlisten, die in beliebiger Reihenfolge angesprochen wer-

den können. Der Strukturierungsgrad des Leitfadens ist abhängig von diversen Faktoren, 

 
307 Vgl. Mayer, Interview, S. 37. 
308 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 65. 
309 Vgl. Mayer, Interview, S. 37. 
310 Vgl. ebd. 
311 Vgl. Helfferich, in: Handbuch Methoden, S. 670. 
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wie der Forschungsfrage, der gewählten Interviewmethode oder der Erfahrenheit der For-

schenden.312 Der Fokus liegt bei einem leitfadengestützten Experteninterview nicht auf 

der Person selbst, sondern vielmehr auf dessen Wissen zu gewissen Handlungsfeldern, 

in denen diese agiert.313 Weiterhin fungiert der Experte als Repräsentant einer Gruppe 

und stellt keinen bloßen Einzelfall dar. Demnach bedarf es einer besonderen Steuerung 

durch den Leitfaden, um der Einschränkung auf die Eigenschaft als Experte gerecht zu 

werden. Zum anderen müssen die Interviewer mit der spezifischen Thematik vertraut sein 

und dies auch dem Experten vermitteln.314 

4.2.1 Vorüberlegungen zum Aufbau und Ablauf 

Der Leitfadenaufbau unterliegt drei Grundprinzipien der qualitativen Forschung: 

Das erste Grundprinzip ist die Offenheit des Leitfadens und beinhaltet, dass nicht im 

Vorfeld festgelegte Hypothesen überprüft werden sollen, sondern die subjektiven Erleb-

nisse und Einstellungen des Interviewten festgehalten werden. Die Offenheit ergibt sich 

je Zielsetzung auch für die Veränderlichkeit und Anpassung des Leitfadens sowie für die 

Flexibilität in der Reihenfolge der Fragestellung je Gesprächsverlauf.315  

Das zweite Grundprinzip stellt die Prozesshaftigkeit dar, welche eine Analyse des Ver-

gangenheit-Gegenwarts-Prozesses sowie eine Analyse des Ich-Andere-Prinzips um-

fasst. Die erste Analyse beinhaltet das konkrete Nachfragen zur Vergangenheit und zu 

Veränderung im Verlauf, während sich die zweite Analyse vorrangig mit Fragen zur Rolle 

der sozialen Umwelt für die Entstehung von Sichtweisen beschäftigt.316  

Das letzte Grundprinzip umfasst die Bedeutung der Kommunikation und setzt Kommuni-

kationsregeln fest. Dies beinhaltet ein gehobenes Sprachniveau, die Verständlichkeit der 

Fragen, die Nähe zu alltäglichen Sprachregeln sowie die Aushandlung über Inhalte. Für 

die Verständlichkeit der Fragen ist hierbei zu beachten keine Fachtermini anzuwenden, 

eine einfache Fragestruktur einzuhalten und Fragen nicht zu verknüpfen. Die Prozess-

haftigkeit von Kommunikation und damit ein mögliches Abweichen vom Leitfaden auf-

grund weiterer relevanter Inhalte wird unter die Aushandlung der Inhalte gefasst.317 

Davon abgesehen hebt sich die Kommunikation innerhalb eines Experteninterviews von 

der Alltagssprache und einer üblichen Alltagsbegegnung deutlich ab, da das Verhalten 

 
312 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 66. 
313 Vgl. Nohl, Interview, S. 17. 
314 Vgl. Mayer, Interview, S. 38. 
315 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 66f. 
316 Vgl. ebd. 
317 Vgl. ebd. 
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der Forschenden im Interview aufgrund des Forschungsinteresses grundsätzlich strate-

gisch ist. Darüber hinaus werden im Alltag üblicherweise Suggestivfragen oder Deu-

tungsangebote in der Kommunikation verwendet, die jedoch im Rahmen eines qualitati-

ven Interviews dysfunktional wirken.318 Zudem werden gewisse Regeln der Alltagskom-

munikation, wie beispielsweise das beidseitige Beitragen zum Gespräch, außer Kraft ge-

hoben. Im Interview wird im Gegensatz zum Alltagsgespräch einseitig erfragt, wobei eine 

weitergehende Gesprächsbeteiligung durch den Befragenden ausbleibt.319 Die beson-

dere Kommunikation des qualitativen Interviews setzt insofern umfangreiche fachliche 

und persönliche Kompetenzen voraus, da der Forschende mithilfe von taktischer Zurück-

haltung und notwendigen sowie vertiefenden Nachfragen das Gespräch lenken muss.320 

In qualitativen Interviews befürchten die Befragten oftmals, dass sie nicht die „richtigen“ 

Antworten geben könnten. Die Antworten der Befragten können daher unterschieden 

werden in Antworten, die authentisch sind und Antworten, die verzerrt werden durch die 

Annahme der Befragten, dass bestimmte Antworten erwartet würden (soziale Erwünscht-

heit). Da eine qualitative Erhebung auf authentische Antworten angewiesen ist, sollte von 

Anfang an für eine angenehme, offene und vertrauensvolle Gesprächsatmosphäre ge-

sorgt werden, sodass der Befragte sich ermutigt fühlt, sich frei zu äußern und sich das 

Interview nicht lediglich an der Oberfläche sozialer Erwartungen bewegt.321 

Der Ablauf der Interviews wird auch davon geprägt, in welcher Konstellation sich der 

Befragte und Befragende gegenüberstehen.322 Hierbei muss der Forschende auf die 

Aushandlung von Nähe und Distanz zum Experten, der Offenlegung und Transparenz, 

dem gegenseitigen Erwartungsvermittlung und dem Einnehmen einer Innen- oder Au-

ßenperspektive achten.323  

Schließlich ist zu beachten, dass ein Experteninterview eine gewisse Expertise abver-

langt, um die mitunter komplexen Prozesse nachvollziehen und kompetente Fragen stel-

len zu können.324 Daher sollten sich die Forschenden vor der Durchführung der Inter-

views mit dem Untersuchungsfeld vertraut machen, damit sie befähigt sind das Exper-

teninterview „auf Augenhöhe“ zu führen.325 Aus diesem Grund fand zur Vorbereitung der 

vorliegenden Untersuchung ein Vorgespräch mit einem Experten einer dem Prozess 

übergeordneten Instanz statt, um Vorwissen über den Projektablauf sowie üblicherweise 

 
318 Vgl. Helfferich, Die Qualität qualitativer Daten, S. 47. Zur Sprache ebenso Helfferich, in: Handbuch Me-

thoden, S. 670. 
319 Vgl. ebd. 
320 Vgl. Heinze, Qualitative Sozialforschung, S. 161. 
321 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 68. Hierzu auch Petersen, Der Fragebogen in der Sozialfor-
schung, S. 37f. 
322 Vgl. Weischer, Sozialforschung, S.283. 
323 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S.151. 
324 Vgl. ebd., S. 218. 
325 Vgl. Bogener, Experteninterviews, S.127. 
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auftretende Komplikationen zu erhalten. So konnte grundlegendes Wissen über das Pro-

jekt eVA.SAX, dessen Beteiligten und möglicherweise auftretenden Konflikten erlangt 

werden, welches auch in die Erstellung des Leitfadens einfließen konnte. 

Sowohl für die Erstellung des Leitfadens als auch für eigentliche Durchführung der Ex-

pertengespräche bildeten diese Vorüberlegungen die Grundlage. 

4.2.2 Aufbau des Leitfadens 

Die Entscheidung, ob ein Leitfaden stichpunktartig aufgebaut werden sollte oder ausfor-

mulierte Fragen verwendet werden, die dem Befragenden Sicherheit geben können, 

hängt von der Präferenz der Forschenden ab.326 Aufgrund der Unerfahrenheit der Inter-

viewenden wurde vorliegend entschieden, die Fragestellungen im Leitfaden auszuformu-

lieren und sich weitgehend an die durch den Aufbau festgelegte Reihenfolge zu halten. 

Dies bot den erwarteten Vorteil, dass die Antworten vergleichbarer sein sollten und keine 

wesentlichen Aspekte der Forschungsfrage übersehen werden. 

Den weiteren Aufbau des Leitfadens bestimmen sowohl strukturelle als auch inhaltliche 

Aspekte. Auf struktureller Ebene lassen sich mit der Informations-, Aufwärm-, Haupt- und 

Ausklangphase vier Interviewphasen einteilen. 

In der Informationsphase wird der Befragte über die Zielstellung der Studie unterrichtet. 

Darüber hinaus wird die Vertraulichkeit des Gesprächs festgelegt und über sonstige Ab-

laufplanungen informiert.327 Aus diesem Grund wurde bei der Erarbeitung des Leitfadens 

ein Gesprächseinstieg gewählt, in dem zum einen das Forschungsthema erläutert wird 

und zum anderen Informationen zur Vertraulichkeit und späteren Anonymisierung der 

Gesprächsparteien in den zu erstellenden Protokollen vermittelt werden. Bei dieser Ge-

legenheit wurde auch auf die Gesprächsaufzeichnung hingewiesen. 

Die anschließende Aufwärm- oder Einstiegsphase zielt auf eine Erleichterung des Ein-

stiegs in die Interviewsituation und in das Forschungsthema hinsichtlich des Befragten 

ab. Hierfür wird vom Interviewenden zu Beginn eine möglichst offene und breite Frage 

gestellt, um den Befragten in einen Erzählfluss zu versetzen und somit die anfängliche 

Befangenheit, die mit einem Interview üblicherweise verbunden ist, der ungewohnten 

Kommunikationssituation allgemein sowie einer möglichen Gesprächsaufzeichnung ab-

zulegen.328 Im Leitfaden wurde zur Intervieweröffnung die Frage nach der eigenen Rolle 

im Projekt eVA.SAX gestellt, die zum freien Erzählen anregen sollte.  

 
326 Vgl. Vgl. Mey/ Mruck, Qualitative Interviews, S. 268f. 
327 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 68. 
328 Vgl. ebd. 
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Zur Vertiefung des Verständnisses zum jeweiligen Roll-Out-Projekt wurden weitere Ein-

stiegsfragen in den Leitfaden aufgenommen, die ausschließlich sachlich beantwortbar 

sind. 

In der Hauptphase des Interviews werden im Austausch mit dem Interviewten die eigent-

lich relevanten Themen erörtert. Die Fragestellung kann hierfür aus dem Vorwissen oder 

aus den Informationen während des Gesprächsverlaufes abgeleitet werden. Für die Ori-

entierung des Befragten empfiehlt sich eine Strukturierung anhand von Themenberei-

chen.329  

Für den inhaltlichen, aber auch strukturellen Aufbau des Hauptteils des Leitfadens waren 

die Erkenntnisse aus der Konflikttheorie Friedrich Glasls maßgebend, welche sich in den 

Schlüsselfragen widerspiegeln. Hierfür wurde insbesondere die Konfliktdiagnose heran-

gezogen. Die wichtigsten Dimensionen der Konfliktdiagnose lassen sich auf die Themen 

Streitpunkte (Issues), den Konfliktprozess, die Konfliktparteien, die Art der Beziehungen 

der Konfliktparteien, die Grundhaltung sowie das Strategie-Kalkül der Konfliktparteien 

beschränken.330 Inhaltlich wurde der Leitfaden daher in Anlehnung in fünf Bereiche mit-

tels der Oberbegriffe Beteiligte, Konfliktentstehung, Konfliktverlauf, Auswirkungen des 

Konfliktes sowie Lösungsversuche und deren Auswirkungen gegliedert. In einem zweiten 

Schritt wurden diesen Oberbegriffen thematisch abgestimmte Fragen untergeordnet.  

Dieser Aufbau folgt primär der oben genannten Empfehlung, dem Befragten durch die 

Themenbereiche Orientierung zu verschaffen, dient aber sekundär auch der übersichtli-

chen Auswertung und damit der Vergleichbarkeit der Experteninterviews. Ferner wurde 

hinsichtlich des Umfanges die Empfehlung beachtet, dass ein Leitfaden in der Regel nicht 

mehr als acht bis fünfzehn Fragen umfassen sollte,331 indem der Leitfaden auf dreizehn 

Schlüsselfragen beschränkt wurde. 

In der abschließenden Ausklang- und Abschlussphase erfolgt die strukturierte Beendi-

gung des Interviews. Sie dient, und hierin liegt zugleich die Relevanz dieser Phase, der 

gemeinsamen Reflexion. An dieser Stelle bietet sich an, die Befragten explizit dazu auf-

zufordern, bislang unerwähnte, themenrelevante Informationen anzufügen.332 Aus die-

sem Grund wurde eine offene Abschlussfrage in den Leitfaden integriert. 

Insgesamt erfolgte die Gestaltung der Fragen des Leitfadens in Form einer offenen Fra-

gestellung. Offene Fragen geben keine Antwortmöglichkeit vor und ermöglichen es dem 

Befragten somit frei zu antworten.333 Die Methode der offenen Fragestellung eignet sich 

 
329 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 68f. 
330 Vgl. Glasl, in Mediation, S. 79. 
331 Vgl. Mey/ Mruck, Qualitative Interviews, S. 268. 
332 Vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 69. 
333 Vgl. Züll/ Menold, in: Handbuch Methoden, S. 855. 
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besonders zur Exploration bei Untersuchungen wie der vorliegenden, zu denen nicht 

schon umfassende Kenntnisse vorliegen.334 Durch diese Methode wird zudem verhindert, 

dass der Befragte in eine bestimmte Richtung gedrängt wird und seine Antworten an-

passt. Neben einem Informationsgewinn wirken offene Fragen auf den Befragten schließ-

lich ebenfalls motivierend, weil er in der Antwortformulierung nicht eingeschränkt ist und 

zum Nachdenken angeregt wird.335 

Neben dem Leitfaden, der auch den Experten zur Vorbereitung auf das Gespräch zuging, 

wurde ein weiterer Leitfaden in Tabellenform angelegt, um die Themenschwerpunkte so-

wie neue Erkenntnisse durch die jeweilige Protokollantin übersichtlich festzuhalten.  

4.3 Ablaufplanung der Experteninterviews mittels Leitfaden 

Vor der Durchführung eines Interviews sollte ein sogenanntes Warming-Up erfolgen, da-

runter ist zu verstehen, dass Zeit für die Vorbereitung eines Aufnahmegerätes sowie für 

eine kurze Unterhaltung mit dem Befragten, die sich nicht auf das Forschungsthema be-

zieht, eingeplant wird.336 Zur Erleichterung einer späteren Nachvollziehbarkeit und Aus-

wertung wurde ein Aufnahmegerät bei den Experteninterviews in der Planung bedacht 

und damit auch ein kurzes Zeitkontingent für ein Warming-Up berücksichtigt.  

Des Weiteren sollte eine angemessene Eröffnungsfrage am Beginn des eigentlichen In-

terviews stehen, die nicht überfordernd auf den Befragten wirkt.337 Dieser Umstand wurde 

wie oben dargestellt bei der Erstellung des Leitfadens berücksichtigt, der die Grundlage 

für den Ablauf des Interviews bildete. Im Interviewverlauf sind Eingriffe in die Redebei-

träge des Befragten grundsätzlich zu vermeiden, dennoch können und sollen in der 

Durchführung korrigierende Maßnahmen ergriffen werden, wenn die Frage offenkundig 

missverstanden oder nicht inhaltlich passend auf die Frage geantwortet wurde. Dies 

sollte jedoch innerhalb der Gesprächspausen erfolgen, indem die Frage noch einmal prä-

zisiert wird.338  

Für den Interviewabschluss bietet es sich an, dem Befragten die Möglichkeit zu einer 

abschließenden Stellungnahme sowie einer Ergänzung von noch nicht Besprochenem 

einzuräumen.339 Diese Möglichkeit wurde durch eine gezielte abschließende Frage, die 

im Leitfaden aufgenommen wurde, gewährleistet.  

 
334 Vgl. Kromrey/ Roose/ Strübing, Empirische Sozialforschung, S. 351. 
335 Vgl. Züll/ Menold, in: Handbuch Methoden, S. 856f. 
336 Vgl. Mey/ Mruck, Qualitative Interviews, S. 259. 
337 Vgl. ebd., S. 260. 
338 Vgl. ebd., S. 263. 
339 Vgl. ebd., S. 264. 
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Da es sich lohnen kann Feedback zu den Frageformen und Themen einzuholen,340 wurde 

ein Feedback nach der Durchführung des ersten von insgesamt fünf Interviews einge-

plant, um falls notwendig Korrekturen am Leitfaden vorzunehmen und somit die Qualität 

weiteren Interviews nicht zu beeinträchtigen. 

Für die insgesamt fünf Experteninterviews wurde jeweils ein zeitlicher Umfang von zwei 

Stunden eingeplant und im Vorfeld mit den Experten vereinbart, um einen ausreichenden 

zeitlichen Rahmen für die Beantwortung der Fragen sicherzustellen. Für eine angemes-

sene Vor- und Nachbereitung wurde der Empfehlung gefolgt, nur ein Interview pro Tag 

durchzuführen.341  

Bereits in einer frühen Planungsphase der Experteninterviews wurde entschieden, dass 

die Interviews lediglich von einer Person durchgeführt werden, während die andere Per-

son vorrangig als Protokollantin auftritt. Dies bot den naheliegenden Vorteil, die an-

spruchsvollen Antworten der Experten angemessen festhalten zu können. Zudem wurde 

von einem sogenannten Tandeminterview abgesehen, um nicht durch eine Überzahl von 

Befragenden Assoziationen eines Verhörs hervorzurufen, was unter Umständen dazu 

geführt hätte, dass der Befragte nicht mehr offen antwortet.342 Die jeweils festgelegte 

Rollenaufteilung, bestehend aus einem Befragenden und einem Protokollanten wurde 

zum Gesprächsbeginn den Befragten offengelegt. 

Allgemein wurde für den Beginn der Experteninterviews eine Vorstellung der Befragen-

den sowie eine Hinführung mittels der Erläuterung der Forschungsfrage festgelegt. Dar-

über hinaus wurde die Betonung der Vertraulichkeit des Gespräches und die Garantie 

der Anonymisierung der Experten in der weiteren Auswertung sowie eine Einverständ-

niserklärung über die Gesprächsaufzeichnung mittels eines Aufnahmegeräts eingeplant. 

Wie im Leitfaden festgehalten wurde zudem geplant, vor der Befragung zu den Schlüs-

selfragen zunächst den Begriff des sozialen Konfliktes zu erklären, um möglichst eine 

weite Interpretation der Konflikte zu vermeiden. Im Themenbereich zum Konfliktverlauf 

wurde weiterhin eine Erläuterung des Phasenmodells der Eskalation nach Friedrich Glasl 

vorgesehen, deren Phasen bereits dargestellt wurden (vgl. oben). 

Die Befragungen fanden nach Abstimmung mit den Experten in ihren jeweiligen Behör-

den statt. Dies bot sich an, da durch die Wahl eines vertrauten Ortes das Sicherheits-

empfinden und Wohlsein während der Interviewdurchführung gestärkt werden kann.343 

 
340 Vgl. Mey/ Mruck, Qualitative Interviews, S. 264. 
341 Vgl. ebd., S. 267. 
342 Vgl. ebd., S. 265f. 
343 Vgl. ebd., S. 265. 
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4.4 Die Durchführung von Experteninterviews 

Durch wissenschaftlich-empirische Methoden soll versucht werden die Ungewissheit in 

dem zu untersuchenden Bereich in eine tendenzielle Gewissheit zu wandeln.344 Dass 

eine völlige Sicherheit aus wissenschaftstheoretischen und methodologischen Gründen 

nicht erreicht werden kann, liegt u.a. an Mess- und Erhebungsfehlern und der grundsätz-

lichen Diskrepanz zwischen theoretischer Sprache und Beobachtungssprache.345 Der zu 

untersuchende Bereich stellt in diesem Fall die möglicherweise auftretenden oder aufge-

tretenen Konflikte bei der Einführung der E-Akte in verschiedenen Landesbehörden dar.  

4.4.1 Auswahl der Experten 

Bei der Auswahl der Experten wird es offenkundig, dass die methodologische Prämisse, 

ohne jegliches theoretisches Vorverständnis über das Forschungsthema ein qualitatives 

Interview zu beginnen, nur bedingt realisierbar ist und die Forschenden eine Vorstellung 

davon haben müssen, welche typischen Personen sich als Experten eignen.346 Dafür 

wird ein dreistufiges Vorgehen empfohlen, wobei im ersten Schritt eine präzise Bestim-

mung der interessierenden Gruppe vorgenommen wird und daran anschließend auf eine 

möglichst große Varianz innerhalb dieser Gruppe geachtet werden soll.347 Als dritter 

Schritt sollte nach der Durchführung der Interviews der Geltungsbereich der Aussagen 

überprüft werden.348 Dies soll untersuchen, ob es Konstellationen gibt, die nicht in den 

Interviews vorkamen.349 Im Vorliegenden Fall wurden zunächst alle Teilnehmer am Pro-

jekt eVA.SAX, welche in oder für Landesbehörden arbeiteten als für die Forschungsarbeit 

relevant eingestuft. Es stellte sich folgend die Frage, wie der Expertenstatus definiert 

werden sollte. Generell gilt jemand als Experte, wenn er über ein klares und abrufbares 

Wissen auf einem begrenzten Gebiet, hier dem Projekt eVA.SAX, verfügt.350 Nach dem 

methodisch-relationalen Ansatz jedoch entscheidet allein die Forschungsfragestellung, 

welche Personen zu Experten werden.351 Aufgrund des Fokusses auf die Fragestellung 

der auftretenden Konflikte während der Einführung der E-Akte, wurden Projektleiter als 

besonders geeignet gesehen, da diese am gesamten Prozess beteiligt sind oder waren 

und zudem oftmals auch die Rolle des Veränderungsmanagers innehatten.  

 
344 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 365. 
345 Vgl. ebd. 
346 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 363. 
347 Vgl. Helfferich, die Qualität qualitativer Daten, S. 173f. 
348 Vgl. Helfferich, die Qualität qualitativer Daten, S. 174. 
349 Vgl. Helfferich, die Qualität qualitativer Daten, S. 174. 
350 Vgl. Mayer, Interview, S. 41. 
351 Vgl. Kruse, Qualitative Interviewforschung, S.173. 
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Zudem sind Projektleiter meistens Anspruchspartner für Konflikte von sämtlichen poten-

ziellen Konfliktparteien. Um eine größtmögliche Varianz innerhalb dieser Gruppe herzu-

stellen, sollten Projektleiter von bereits abgeschlossenen Projekten als auch derzeitig 

noch laufenden Projekten befragt werden. Zudem sollten die Projektleiter jeweils aus ver-

schieden großen und strukturell unterschiedlichen Behörden kommen. Des Weiteren 

sollten Projektleiter befragt werden, die eine Doppelrolle (als Projektleiter und Verände-

rungsmanager) innehatten, als auch solche, die eine zusätzliche Stelle für diese Aufgabe 

besetzten. Um zu wissen, welche Personen diese Kriterien erfüllen und damit für ein 

Interview geeignet sind, spielen gerade in der Durchführung qualitativer Interviews, infor-

melle Kontakte (sog. „Gatekeeper“) zu jenen Personen oder Gruppen eine wichtige Rolle 

bei der Auswahlentscheidung.352 Diese werden gebeten, passende Interviewpersonen zu 

benennen, auszusuchen oder anzusprechen.353 Diese Rekrutierungsstrategie ist vor al-

lem üblich, wenn Interviewpartner, wie im vorliegenden Fall, aus bestimmten Institutio-

nen, wie z.B. Ämtern und Behörden gesucht werden.354 Für die vorliegende Arbeit unter-

stütze uns eine Kontaktperson aus einer übergeordneten Instanz bei der Kontaktvermitt-

lung.  

Die Anzahl der Befragten hängt von den jeweiligen zeitlichen, personellen und finanziel-

len Ressourcen des Forschungsprojektes ab.355 Insbesondere qualitative Interviews sind 

aufgrund der Sorgfalt bei Durchführung und Dokumentation besonders zeitaufwendig.356 

Als Orientierung werden daher 6 bis 120 Personen empfohlen, wobei sechs Befragte 

eine Größe ist, die auch in Diplomarbeiten erreicht werden kann.357 Dank der Unterstüt-

zung bei der Kontaktvermittlung haben sechs Experten ihre Zustimmung für ein Interview 

gegeben. Es bestand darüber hinaus der Kontakt zu einem weiteren infrage kommende 

Experten, wobei diese jedoch nicht als Interviewpartner herangezogen werden konnten, 

da dieser das Kriterium der Landesbehörde leider nicht erfüllte. Die Forschenden sollten 

sowohl für von ihren Vorstellungen abweichende Fälle offen sein, als auch gegenüber 

den Inhalten, sodass sie ihr Gedankenrepertoire, wenn dies geboten scheint, im For-

schungsverlauf ergänzen und somit eventuell die inhaltliche Auswahl der Gegenstände 

erweitern.358 Dies trat im Rahmen dieser Forschungsarbeit ein, indem nicht nur soziale 

Konflikte genannt wurden, sondern auch allgemeine und strukturelle Probleme von den 

 
352 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 363. 
353 Vgl. Kruse, Qualitative Interviewforschung, S. 251. 
354 Vgl. ebd. 
355 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 363. 
356 Vgl. Helfferich, die Qualität qualitativer Daten, S. 175. 
357 Vgl. ebd. 
358 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 365. 
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Experten genannt wurden, welche die Stimmung der Mitarbeiter im Projektverlauf beein-

flusste und damit auch indirekt das herrschende Konfliktpotential. Aus diesem Grund 

wurden auch diese mit in die Dokumentation aufgenommen. 

4.4.2 Durchführungsort und -zeit 

Jene Experten, die sich zur Durchführung eines Interviews bereiterklärt haben, wurden 

zunächst per E-Mail kontaktiert. Dabei wurden die potenziellen Interviewpartner sowohl 

genauer über das Forschungsprojekt informiert als auch deren Einverständnis zu einer 

Tonaufnahme während des Interviews erfragt. Der zeitliche Rahmen zur Durchführung 

der Interviews wurde vom 14.01.2020 bis 24.01.2020 vorgegeben, wobei jeder Experte 

selbst ein für ihn passendes Datum sowie Uhrzeit auswählen konnte. Dabei gaben alle 

Experten gleichzeitig ihre Zustimmung zur Mitzeichnung des Interviews durch ein Tonauf-

nahmegerät. Die Durchführung von einem der Interviews wurde innerhalb des gesetzten 

Zeitrahmens krankheitsbedingt verschoben. Andere Abweichungen vom geplanten Ab-

lauf sind jedoch nicht eingetreten. Um den Experten eine Vorbereitung auf das Interview 

zu ermöglichen, wurde der Interviewleitfaden allen Experten in einem zweiten Schritt zu-

gesandt. Dies ermöglichte es den Experten ebenfalls, sich vor dem Interview nochmals 

mit anderen Prozessbeteiligten auszutauschen und eventuell deren Expertise, Perspek-

tiven und möglichen Konfliktthemen zusätzlich mit einfließen zu lassen. 

Da die Datenerhebung in einer Umgebung stattfinden sollte, die dem Interviewten durch 

Alltäglichkeit vertraut ist, fanden die Experteninterviews in den jeweiligen Behörden statt. 

Durch die gewohnte Umgebung als auch dadurch, dass die Befragten mit dem Befra-

gungsthema vertraut sind, wurde den Experten das Antworten erleichtert.  

4.4.3 Erstellung von Gedächtnisprotokollen und deren Paraphrasierung  

Um die Interviewdaten einer Analyse zugänglich zu machen, ist die vollständige oder 

teilweise Transkription des Interviewmaterials bislang der Regelfall.359 Eine Transkription 

ermöglicht in sprachanalytischen Zusammenhängen ein Höchstmaß an erzielbarer Ge-

nauigkeit, welche gerechtfertigt ist, sollte die Linguistik oder die Konversationsanalyse 

die Untersuchung auf die Organisation von Sprache richten. 360 Bei psychologischen oder 

soziologischen Fragestellungen ist diese übertriebene Genauigkeit hingegen nur in Son-

derfällen gerechtfertigt, da der sprachliche Austausch das Medium der Untersuchung 

darstellt.361 Aufgrund dessen und durch die die Einschränkung in zeitlichen Ressourcen 

wurde sich gegen eine Transkription der Tonaufnahmen entschieden. Stattdessen wurde 

 
359 Vgl. Weischer, Sozialforschung, S. 356. 
360 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 379f. 
361 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 380. 
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das Auswertungsverfahren nach Meuser und Nagel angewandt, indem die Interviews pa-

raphrasiert wurden, um sie anschließend einzeln thematisch zu ordnen.362 Meuser und 

Nagel schlagen dafür die Einteilung in fünf Arbeitsschritte vor. Der erste Schritt zur Ver-

dichtung des Materials besteht in diesem Verfahren in der Paraphrasierung.363 Als zwei-

ter Schritt werden den paraphrasierten Passagen in denen ähnliche oder gleiche Themen 

behandelt werden zusammengestellt und mit Überschriften versehen.364 Gegenstand der 

Auswertung ist hierbei jedoch immer noch das jeweilige Einzelinterview.365 Da die para-

phrasierten Aussagen der Experten bereits unter den thematisch passenden Fragestel-

lungen gesammelt sind und ein Umwandlung der Fragestellung in eine Überschrift über-

flüssig erscheint, wurde dieser Schritt nicht vorgenommen. Nachfolgend werden die the-

matisch vergleichbaren Passagen aus verschiedenen Interviews zusammengestellt und 

durch Überschriften vereinheitlicht.366 In einem vierten Schritt eine soziologische Konzep-

tualisierung vorgenommen, um eine Systematisierung von Verallgemeinerungen, Deu-

tungsmustern und Typisierungen zu erreichen. 367Als letzter Schritt wird eine theoretische 

Generalisierung und theoretische Systematisierung sowie Typologisierung vorgeschla-

gen.368 Da die letzten beiden Schritte nach Meuser und Nagel weder für die vorliegende 

Forschungsarbeit relevant noch realistisch realisierbar sind, wurde nur mit den ersten 

drei Schritten gearbeitet. Somit entstand eine Clusterung der Aussagen unter passenden 

Kategorien. 

Die Interviews dauerten zwischen 76 Minuten und 177 Minuten, im Durchschnitt 119 Mi-

nuten. Zu jedem Experteninterview war der Interviewer als auch der Protokollant anwe-

send, welcher in Stichpunkten bereits die relevantesten Aussagen der Experten auf ei-

nem gesonderten Dokumentationsbogen festhielt. Dieser bestand aus den Fragen des 

Leitfadens unter welchen jeweils Raum für Notizen gelassen wurde. Die Gedächtnispro-

tokolle in denen die Gesprächsinhalte in eigenen Worten wiedergegeben wurden, sind in 

kurzem Zeitabstand, meist noch am selbigen Tag, nach den jeweiligen Interviews ver-

fasst worden.369 Auch neue und noch nicht beachtete Themen und Aspekte wurden dabei 

berücksichtigt, sodass nichts unterschlagen, hinzugefügt oder verzerrt wiedergegeben 

wurde.370  

 
362 Vgl. Mayer, Interview, S. 50. 
363 Vgl. Mayer, Interview, S. 51. 
364 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 457f. 
365 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 458. 
366 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 459. 
367 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 462. 
368 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 463. 
369 Vgl. Mayer, Interview, S. 51. 
370 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 457. 
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Die Tonaufnahmen dienten der Absicherung und konnten an Stellen, in denen es Kom-

plikationen gab (z.B. schnelle Abfolge wichtiger Informationen, sodass das Mitschreiben 

im Beobachtungsbogen erschwert war) mit einbezogen werden. Welche Daten in einem 

Protokoll konkret vermerkt werden, bestimmt sich dabei an Fragestellung.371 Da nicht die 

Interviewsituation an sich für die Forschungsfrage relevant war, sondern die Antworten 

auf die Fragestellungen, wurde weder der Ort des Interviews noch die Interviewdauer, 

die Interviewzeit oder sonstige Kontextinformationen dokumentiert. Es wurden jeweils in 

anonymisierter Form die jeweilige Behörde des Experten, der Interviewer und der Erstel-

ler des Protokolls aufgezeichnet. Zudem wurde sich für eine Systematische Protokollie-

rung entschieden, sodass Aspekte die eventuell erst später genannt wurden, jedoch ei-

ner Frage konkret zuzuordnen waren, auch als Aussage unter dieser Frage erfasst wur-

den. Dabei sollte bedacht werden, dass hierbei bereits Interpretationen einfließen könn-

ten, weshalb der Beobachter umso klarer den Sachverhalt von eigenen Interpretationen 

innerhalb der Aufzeichnungen trennen muss.372  

In einem Interview wurden zwei Experten gemeinsam befragt. Welcher Experte welche 

Aussage getroffen hat, wurde aus Gründen der Anonymisierung nicht in den Gedächt-

nisprotokollen unterschieden. Stimmlage, Pausen oder sonstige parasprachliche Ele-

mente sollten nicht Gegenstand der Interpretation werden und sind darum nicht in die 

Erstellung der Gedächtnisprotokolle eingeflossen. Damit auch durch die Angabe der An-

zahl von projektbetroffenen Mitarbeitern keine Rückschlüsse auf die die jeweilige Be-

hörde gezogen werden können, wurden die gemachten Angaben im Gedächtnisprotokoll 

in Spannbreiten eingeordnet. Hierfür wurden Spannbreiten in Hunderter-Schritten ge-

wählt.  

4.4.4 Fehlerkontrolle  

Eine wichtige Aufgabe der Methodenforschung ist die Untersuchung auf mögliche syste-

matische Antwortenverzerrung im Interview, wobei es drei Kategorien von Fehlerquellen 

zu unterscheiden gibt.373 Zum einen sind dies Befragtenmerkmale (soziale Erwünscht-

heit, Response-Set, etc.), zum anderen die Fragemerkmale (Fragenformulierung, Fra-

genposition, etc.) oder als dritte Möglichkeit die Merkmale des Interviewers und der In-

terviewsituation (z.B. Anwesenheit Dritter).374  

 
371 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 378. 
372 Vgl. Lamnek/ Krell, Qualitative Sozialforschung, S. 580. 
373 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 446f. 
374 Vgl. ebd. 
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4.4.4.1 Befragtenmerkmale 

Beinahe alle sozialen Aktivitäten und Eigenschaften werden Bewertungen unterzogen, 

wobei diese je nach Bildungsgrad, sozialer Klassenzugehörigkeit etc. individuell variie-

ren.375 Nimmt man das subjektiv wahrgenommene Maximum einer positiven Bewertung 

von Handlungen oder anderen Eigenschaften als Ort der sozialen Erwünschtheit an, so 

ist es verständlich, dass eine menschliche Tendenz gibt, sozial Erwünschtes anzuge-

ben.376 Eine vorherige genaue Definition der Forschungsfrage und dass diese auf gesell-

schaftlich unerwünschte Themen (Konflikte und Auseinandersetzungen) abzielt, schafft 

hierbei Klarheit sowie Offenheit über diese Thematik zu sprechen. Dennoch kann davon 

ausgegangen werden, dass Experten die Ereignisse vorab filterten und Konflikte damit 

möglicherweise bagatellisierten, um einen Gesichtsverlust ihrer Person oder ihrer Be-

hörde zu vermeiden. Die Tendenz eher Mittelkategorien in Skalen anzukreuzen und die 

Gefahr von Meinungslosigkeit zum Forschungsthema bestanden in dieser Forschungs-

arbeit nicht, da keine Skalierungsfragen gestellt wurden und die Experten sich freiwillig 

sowie bewusst für ein Interview entschieden haben.  

Unter die Befragtenmerkmale fällt auch die Gefahr, dass ein Experte das Interview in 

dessen Verlauf hätte blockieren können, etwa weil er gar nicht, wie zuvor angenommen, 

Experte für das Thema ist.377 Zum anderen hätten Experten häufig zwischen den Rollen 

als Privatmensch und Experte wechseln können, wobei mehr über ihn als Person (z.B. 

dadurch, dass er Beispiele aus seinem familien- oder Vereinsleben heranzieht) deutlich 

werden würde als über sein Expertenwissen.378 Als Zwischenform von Gelingen oder 

Scheitern wird das „rhetorische Interview“ genannt, in dem der Experte sein Wissen in 

einer Art Vortrag referiert, ohne sich auf die Frage-Antwort-Situation des Interviews ein-

zulassen.379 Wenn das referierte Thema das des Interviews trifft, kann es dennoch seinen 

Zweck erfüllen, wohingegen bei dessen Verfehlung die Form der Interaktion und die 

Rückführung zur eigentlichen Thematik erschwert wird.380 Dies tritt auch ein wenn der 

Experte über andere Problematiken statt über das Thema des Interview spricht. 381 Bei 

der Durchführung der Experteninterviews ist die letztere Problematik eingetreten, indem 

die Experten häufig, trotz vorheriger Begriffsdefinition von Konflikten, generelle (z.B. 

technische oder strukturelle) Probleme bei der Einführung der E-Akte nannten, statt Kon-

flikte zwischen zwei Konfliktparteien. Diese angegebenen Probleme wurden zwar, wie 

 
375 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 447. 
376 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 447f. 
377 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 449. 
378 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 450. 
379 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 451. 
380 Vgl. ebd. 
381 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 449f. 
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bereits erwähnt, aufgrund des explorativen Charakters der Forschungsarbeit mit aufge-

nommen, jedoch hätte der Interviewer durch gezieltes Nachfragen und erneutes Hinwei-

sen auf die Thematik der Forschung die Frage wiederholt unter dem eigentlichen Aspekt 

beantworten lassen müssen. Ein direktes Ansprechen der Verfehlung des Themas durch 

die gegebene Antwort wurde nicht vorgenommen, um eine angenehme und wertschät-

zende Interviewumgebung weiterhin zu gewährleisten.  

4.4.4.2 Fragemerkmale 

Auch die Frageformulierung kann die Antwortreaktion erheblich beeinflussen, wobei die 

Effekte dabei nicht immer so offensichtlich sein müssen wie bei einer bewussten Mani-

pulation durch Suggestivfragen.382 Die Fragestellung wurde bereits vorab intensiv durch-

dacht; siehe dazu auch Kapitel 3. Während der Durchführung wurde zudem stets ver-

sucht, sich an den Leitfaden zu halten, damit eine Vergleichbarkeit der Daten gewähr-

leistet ist. Dennoch wurden an wenigen Stellen vertiefende Fragen gestellt, um auf eine 

Aussage näher einzugehen. Ebenfalls auffallend war, dass während der Durchführung 

der Interviews vereinzelt Fragen, trotz Nutzung des Leitfadens, im natürlichen Ge-

sprächsverlauf geschlossen statt offen formuliert wurden. In den meisten Fällen betraf 

dies die Vertiefungsfragen. Dies hinderte zwar weder den Gesprächsfluss noch wurde 

der Eindruck erweckt, dass dies signifikante Auswirkungen auf die Aussagen der Exper-

ten hatte, jedoch wurde in zukünftigen Interviews versucht bewusster auf die offene Fra-

genformulierung zu achten. Dass diese Fehler auftraten kann rückwirkend betrachtet der 

Unerfahrenheit der Interviewer in der Gesprächsführung geschuldet sein.  

4.4.4.3 Merkmale des Interviewers und der Interviewsituation 

Auch Merkmale des Interviewers (Geschlecht, Kleidung, Alter etc.) haben Einfluss auf 

die Antwortreaktionen der Befragten, wobei die Verzerrungen hierdurch geringer sind, 

wenn die soziale Distanz zwischen Interviewern und Befragten gering ist.383 Eine Verzer-

rung hierdurch ist nur bedingt beeinflussbar, jedoch wurde bei der Durchführung der In-

terviews auf ein gepflegtes äußeres Erscheinungsbild, einen gehobenen Kleidungsstil 

und eine angemessene Sprache geachtet. Dennoch wurde im vorliegenden Fall eine ge-

wisse soziale Distanz vermutet, da die Interviewer Studierende, die Experten hingegen 

Führungspersönlichkeiten aus Landesbehörden waren. Eine speziellere Form des Inter-

viewer Effektes ist die bewusste oder unbewusste Fälschung von Antwortreaktionen.384 

 
382 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 458. 
383 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 466. 
384 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 466. 
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Der Sponsoring Effekt, bei dem Kenntnisse über den Auftraggeber die Antworten beein-

flussen, ist in diesem Fall genauso irrelevant wie die Beeinflussung durch die Anwesen-

heit Dritter385, da die Forschenden in keiner solchen Beziehung zu den Experten stehen 

und die Experteninterviews in einem Einzelgespräch stattfanden. In einem einzigen In-

terview wurden zwei Experten gemeinsam befragt, wobei dies jedoch auf einen Vor-

schlag der Experten selbst erfolgte. Auch war den Experten bereits vor der Zusage zu 

den Interviews bewusst, dass zwei Personen in Form von Interviewer und Beobachten-

den an den Interviews teilnehmen, da ersichtlich war, dass die Bachelorarbeit gemein-

schaftlich erstellt werden sollte. 

4.4.5 Gütekriterien 

Gütekriterien dienen der Zielvorgabe und Überprüfung von Forschungsmethoden und 

wurzeln in der qualitativen Forschung.386 Sie stellen die Frage nach der Gültigkeit (Vali-

dität) und Zuverlässigkeit (Reliabilität) des wissenschaftlichen Erkenntnisgewinns, wobei 

die Gültigkeit die Frage betrifft, ob das gemessen wird, was gemessen werden soll und 

sich die Zuverlässigkeit auf die Stabilität und Genauigkeit des Messung bezieht.387  

4.4.5.1 Validität der Daten  

Ansatzpunkte für die Validitätsbestimmung sind das Zustandekommen der Daten und die 

Darstellung von Phänomenen sowie daraus abgeleitete Schlüsse.388 Hierfür kann formal 

überprüft werden, ob es gelungen ist den gewünschten Grad an Authentizität zu Gewähr-

leisten oder in einem zweiten Termin mit den Befragten die inhaltliche Zustimmung zu 

seinen Aussagen eingeholt wird.389 Ein zweiter Termin mit den Experten konnte aufgrund 

des Mangels an zeitlichen Ressourcen nicht realisiert werden. Jedoch kann Validität nicht 

nur als Zustand von Daten, sondern auch als Prozess (in Form der sozialen Konstruktion 

von Wissen) verstanden werden, welcher u.a. dadurch gewährleistet werden kann, dass 

der Forscher wenig selbst redet, und möglichst viel zuhört, frühzeitig genaue Aufzeich-

nungen in nachvollziehbarer Form erstellt und diese möglichst vollständig und offen 

sind.390 Diese Aspekte wurden eingehalten, sodass von einer grundlegenden Validität 

der Daten ausgegangen werden kann.  

 
385 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 468ff. 
386 Vgl. Mayer, Interview, S. 55. 
387 Vgl. Mayer, Interview, S. 55f. 
388 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 493. 
389 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 494f. 
390 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 495ff. 
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Was ebenfalls Einfluss auf die Zuverlässigkeit der Daten hat, ist die Korrektheit der Aus-

sagen über Ereignisse, die bereits vergangen sind, denn selbst wenn der Befragte kei-

nerlei negative Konsequenzen für die Aussage befürchten muss, so ist dennoch zunächst 

eine Erinnerungsleistung zu vollbringen, wobei zu beachten ist, dass zurückliegende Er-

eignisse und Aktivitäten bekanntlich nur unscharf im Gedächtnis bleiben.391 Dabei erfolgt 

die Abrufung von Informationen nicht nur passiv, sondern unterliegt zudem psychologi-

schen Gesetzmäßigkeiten aktiver Informationsverarbeitung, was sowohl bei Retrospek-

tivfragen als auch auf Einstellungs- und Meinungsfragen zutrifft.392 Eine mögliche Ver-

zerrung der Antworten ist daher nicht allein auf motivationale Faktoren (u.a. Vermeidung 

von Missbilligung und der Wunsch nach sozialer Anerkennung) zurückzuführen, sondern 

auf die Eigentümlichkeit des psychologischen Prozesses bei der Informationsverarbei-

tung.393  

Während der Durchführung trat die Wahrnehmung auf, dass wenige Experten die zu-

rückliegenden Ereignisse nicht mehr genau abrufen konnten. Einige Experten gaben so-

gar an, sich vor dem Interview noch einmal belesen zu haben und ließen anmerken, dass 

durchaus von einem gewissen Grad an Vergessen der Ereignisse ausgegangen werden 

kann. Inwiefern das Vergessen von genauen Ereignissen in Zusammenhang mit einer 

möglichen Bagatellisierung von Konflikten steht, lässt sich nicht ergründen. Generell soll-

ten daher Befragungen für weitere Forschungen optimalerweise möglichst zeitnah nach 

der Beendigung von Projekten oder vermehrt noch während eines laufenden Projektes 

durchgeführt werden.  

Da das Experteninterview an Insider-Erfahrungen spezifischer Statusgruppen gebunden 

ist, stellt sich zudem die Frage inwiefern kontrolliert werden kann, ob der Experte die 

„Wahrheit“ sagt, denn es muss immer damit gerechnet werden, dass er nicht die ganze 

Wahrheit, sondern beschönigte Versionen dieser widergibt.394 Ein Anhaltspunkt dafür, 

dass der Experte sich nicht allzu sehr von der Wahrheit entfernt ist, dass er damit rechnen 

könnte, dass auch Kollegen interviewt werden, sodass ein immanenter Zwang zur Wahr-

heit oder eher zum Schweigen als zum Lügen gesehen werden kann.395 Während der 

Durchführung der Interviews gab vereinzelt Stellen, an denen ein Experte keine oder nur 

eine sehr grobe Auskunft geben konnte, was die Forschenden jedoch nicht als bewusstes 

Verschweigen interpretierten, als vielmehr dass der jeweilige Experte zu diesem Punkt 

tatsächlich keine Kenntnisse über die Situation verfügte. 

 
391 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 445. 
392 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 445f. 
393 Vgl. Diekmann, Empirische Sozialforschung, S. 446. 
394 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 466. 
395 Vgl. ebd. 
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4.4.5.2 Reliabilität der Daten 

Für die Reliabilität spielt die Qualität der Aufzeichnungen und die Dokumentation der 

Daten eine zentrale Rolle.396 Zur Erhöhung der Reliabilität der Daten sollten die erstellten 

Aufzeichnungen mehr oder minder weitgehend standardisiert werden, besonders wenn 

mehrere Beobachter die Daten erheben.397 Zudem ist das Zustandekommen der Daten 

dahingehend offen zu legen, was Aussagen der Befragten sind und wo die Interpretation 

der Forschenden beginnen.398 In der vorliegenden Arbeit wurden die Protokolle des Be-

obachters als auch die Gedächtnisprotokolle einheitlich standardisiert. Aufgrund des For-

schungszieles, die auftretenden Konflikte bei der Einführung der E-Akte zu erfassen und 

zu clustern, findet lediglich eine Interpretation der Daten dahingehend statt, dass durch 

die Aussagen der Experten für zukünftige Projekte eigene Lösungsimpulse gegeben wer-

den, welche auch als solche kenntlich gemacht wurden. 

Da die Daten eines Leitfadeninterviews nicht quantitativ ausgewertet werden können, 

weisen sie generell eine begrenzte Reliabilität auf, womit das Interview nur als eine un-

reife Vorstufe für einen eigentlichen Forschungsprozess gesehen werden kann.399 Da 

diese Forschungsarbeit einen explorativen Ansatz hat und keine bereits aufgestellte Hy-

pothese überprüfen soll, scheint das Sammeln und Kategorisieren der Daten als ausrei-

chend. Zwar hat jeder befragte Experte seine subjektive Wahrnehmung des Sachverhal-

tes, jedoch kann davon ausgegangen werden, dass dies durch die Befragung mehrerer 

Experten ausgeglichen wird.  

Der nächste Schritt im Verfahren nach Meuser und Nagel besteht in der Zuordnung der 

paraphrasierten Passagen zu Themen. 400  

5. Datenauswertung: Clustern in Themenkategorien 

Das Ziel der Auswertung bei Experteninterviews ist es, auf Grundlage der erstellten Ge-

dächtnisprotokolle, im Vergleich der erhobenen Daten überindividuelle Gemeinsamkei-

ten herauszuarbeiten.401 Das Clustern der Aussagen der Experten in verschiedene The-

menkategorien soll dabei die teilweise mehrfach genannten Angaben zusammenfassen. 

 
396 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 490. 
397 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 490. 
398 Vgl. Flick, Qualitative Sozialforschung, S. 492. 
399 Vgl. Bogener, Das Experteninterview, S. 17f. 
400 Vgl. Mayer, Interview, S. 52. 
401 Vgl. Meuser/ Nagel, in: Qualitativ-empirische Sozialforschung, S. 452. 
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Dieses Vorgehen reduziert das Material auf ein „überschaubares Abbild“ des Grundma-

terials,402 auf dessen Grundlage gegebenenfalls später eine vertiefte Weiterforschung 

stattfinden kann.  

Das Kategoriensystem sollte dabei verschiedene Kriterien erfüllen. Zum einen ist es se-

lektiv im Hinblick auf bestimmte Fragestellungen zu konstruieren, weshalb nicht alle Ein-

zelheiten aus den Gesprächsprotokollen auch in der Differenzierung des Kategorien-

schemas wiederzufinden sein werden.403 Stattdessen ist es so differenziert, dass es zum 

einen vollständig alle Bedeutungsdimensionen die von Interesse sind erfasst und zum 

anderen eine Vergleichbarkeit zwischen den Protokolldaten zulässt.404 Zudem muss das 

Kategorienschema bestimmte formale Anforderungen erfüllen, indem die einzelnen Ka-

tegorien sich einander ausschließen und erschöpfend sind.405 Dies bedeutet, dass sich 

jede für die Untersuchungsfragestellung interessante Aussage auch einer der definierten 

Kategorien zuordnen lässt, weshalb eine klare Bestimmung dieser eine wesentliche Vo-

raussetzung ist.406 Um eine zuverlässige Einordnung zu gewährleisten, sind die Katego-

rien darum operational zu interpretieren indem für jede Kategorie genau angegeben wird, 

welche Art von Aussagen unter dieser Kategorie subsumiert werden können.407 Hierfür 

findest eine präzise Definition jeder Kategorie statt, wobei sich am Leitfaden orientiert 

wurde. 

Um einen Überblick zu haben, welche Konflikte überhaupt aufgetreten sind, wurde als 

erstes das Cluster „Konfliktthemen“ gebildet. Hier hinein zählen alle Konfliktthemen die 

von den Experten genannt wurden. Da jede Konfliktsituation in Zusammenhang mit einer 

Konfliktursache steht, wird hier ausnahmsweise von der Voraussetzung der Ausschließ-

barkeit abgesehen, denn die Nennung von den Konfliktparteien, die sich auch den Betei-

ligten zuordnen lassen würden und die Ursache des Konfliktes, welche ebenfalls in ein 

anderes Cluster zählen, ist hierbei unabdingbar. Der Fokus liegt aber auf dem Konflikt an 

sich. Es wurde keine Beachtung von ähnlichen Mehrfachnennungen vorgenommen. Un-

ter dieser Kategorie wurde auch gesammelt, in welchen Phasen des Projektes Konflikte 

auftraten. 

Zudem wurde das Cluster „Beteiligte“ gebildet, in welches die Parteien aufgenommen 

wurden, die an den Konflikten beteiligt waren. Hierfür wurde auch ausgewertet, wie häufig 
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die jeweilige Partei in Interviews genannt wurde, um eine mögliche Tendenz für beson-

ders konfliktanfällige Prozessteilnehmer herauszufinden. Es wurde dabei nicht berück-

sichtigt von welcher Partei der Konflikt ausging, sondern lediglich welche Parteien daran 

generell mitwirkten. Hierunter fällt auch, ob die Beteiligten den Konflikt heiß oder kalt 

ausgetragen haben und in welcher Form die Konflikte von den jeweiligen Konfliktparteien 

als solche erkannt wurden.  

Des Weiteren wurde das Cluster „Konfliktentstehung“ erstellt, in welche alle Ursachen 

und möglichen Einflüsse auf den Konfliktverlauf oder die Grundhaltung vor dem Projekt-

start gesammelt wurden. Da menschliches Handeln von multiplen Faktoren beeinträch-

tigt wird, wurden zusätzlich unter diesem Cluster die eventuellen Vorgeschichten mit Ver-

änderungsprozessen in den Behörden sowie generelle Probleme gesammelt, welche 

sich ebenfalls auf die Stimmung der Mitarbeiter ausgewirkt haben könnten.  

Als letztes Cluster wurde die „Konfliktlösung“ gebildet. Hierunter wurden sowohl die Aus-

wirkungen der Konflikte auf das Projekt gesammelt, als auch alle Maßnahmen die die 

Experten bzw. Behörden vornahmen, um die Konflikte aktiv zu lösen oder welche prä-

ventiv zur Konfliktvermeidung vorgenommen wurden. Hierunter fällt zudem alles, was die 

Experten zur Empfehlung des Einsatzes eines Veränderungsmanagers mitteilten, da die-

ser ebenfalls dazu dienen sollte, dass die Projekte reibungslos ablaufen und Konflikte 

vermieden werden.  

5.1 Die Themenkategorien 

5.1.1 Konfliktthemen  

Zum einen trat ein Konflikt zwischen einem Projektleiter der Behörde und einem Projekt-

leiter eines externen Dienstleisters auf, welcher durch Unklare Anforderungs- und Erwar-

tungsdefinition zu Spannungen im gegenseitigen Umgang miteinander führte. Diese wa-

ren schlussendlich so groß, dass ein Konfliktgespräch mit einer übergeordneten Instanz 

als Mediator durchgeführt werden musste. 

Zum anderen trat ein Konflikt zwischen einem Projektteam mit einem einzelnen Projekt-

gruppenmitglied auf, welcher sich durch anmaßendes Verhalten und Nichtteilnahme an 

Sitzungen auf Seiten des Projektgruppenmitgliedes und negativer Stimmung sowie ab-

lehnender Haltung seitens der gesamten Projektgruppe äußerte. Die Meinung des Team-

mitgliedes wurde im weiteren Verlauf nicht mehr ernstgenommen. Besonders die Span-

nungen zwischen dem Projektleiter und diesem Projektgruppenmitglied beeinflusste die 

Arbeitsatmosphäre dabei negativ.  
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Zudem gab es Spannungen zwischen einem Projektleiter und einzelnen Geschäftsbe-

reichsleitern, wobei ein Geschäftsbereichsleiter zunächst offen äußerte, dass er das Sys-

tem nicht nutzen werde und später die Kommunikation zeitweise verweigerte. Die Be-

hörde reagierte daraufhin mit einer Ankündigung einer möglicherweise später erfolgen-

den Revision.  

Ein Konflikt entstand zwischen der übergeordneten Instanz und einer einführenden Be-

hörde. Da die Behörde immense Datenmengen produziert, hatte das Programm Perfor-

manzprobleme. Dies wurde so an die übergeordnete Instanz und den IT-Anwender kom-

muniziert, welche das Problem jedoch vorerst nicht nachvollziehen konnten, da deren 

Technik (z.B. anhand Belastungskurven) keinen Fehler erkannten und daher die Meinung 

vertraten, dass das Programm normal laufe. Die Mitarbeiter der Behörde nahmen dies 

jedoch anders wahr.  

Ein Konflikt äußerte sich darin, dass ein Fachanwender stetig versuchte, sein eigenes 

Softwaresystem als das Führende darzustellen und die einführende Behörde dahinge-

hend zu bewegen, dieses einzusetzen. Obwohl es sich hierbei hauptsächlich um einen 

technischen Konflikt in der Behörde handelte, so erwähnte der Experte hierzu, dass die-

ser auf einer menschlichen Komponente beruhe (Stolz auf das eigene System und das 

Interesse dieses überall in der Einsetzung zu sehen) 

 Ein weiterer Konflikt entstand zwischen einem Projektteam und dem Personalrat, weil 

dieser die bereits ausgearbeitete Dienstvereinbarung vorerst nicht unterzeichnete. Dies 

verzögerte das Projekt um drei bis vier Wochen. Dabei wurden die Dienstvereinbarungen 

oft verändert, da vermehrt Änderungswünsche seitens des Personalrates auftraten. Der 

Personalrat zog seine Bedenken im vorliegenden Konflikt im weiteren Verlauf zurück. In 

einem anderen Fall wurde die E-Akte eingeführt, obwohl keine Dienstvereinbarung hier-

für vom Personalrat unterzeichnet wurde. Da dennoch alle in der Dienstvereinbarung 

festgehaltenen Regeln eingehalten wurden, stellt dies jedoch keine Nachteile für die Mit-

arbeiter dar. 

In einem Konflikt waren die Mitarbeiter zwar von den Vorteilen des Projektes überzeugt, 

jedoch wurde dieses teilweise von den Referatsleitern blockiert, welche für sich keinen 

Vorteil sahen. 

Außerdem trat ein Konflikt zwischen dem Projektleiter und den Mitarbeitern aus, welche 

mehrere direkte Anfragen zur Notwendig- bzw. Zweckmäßigkeit der Einführung des Pro-

gramms für Verwaltungsakten in Form des VIS.SAX äußerten. Sie verwiesen auf die zu-

künftig geplante Einführung eines anderen Programms in einem angegliederten Bereich, 

welches ggf. VIS.SAX perspektivisch ablösen könnte und versuchten darum des Projekt 
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zeitlich zu verzögern (in der Hoffnung die Einführung dieses anderen Programms noch 

abzuwarten und gezielt zu übernehmen)  

Des Weiteren gab es einen Konflikt zwischen der Ebene der Projektleitung und den Mit-

arbeitern aufgrund der Untergliederung in der Schriftgutverwaltung. Diese stellt sich nun 

anders dar, als das gewohntes Dokumentenablagesystem. Im neuen System gibt es ein 

dreistufiges Ordnungssystem, wohingegen das gewohnte vorherige System sehr fein-

gliedrig war. Die Mitarbeiter forderten mehr Gliederungsmöglichkeiten, welche ihnen letz-

ten Endes auch gewährt wurden.  

Auch das das Konfliktpotenzial zwischen Behörden und Menschen mit Behinderung (hier: 

insbesondere Sehbehinderung) wurde genannt. Bei diesem Konflikt war eine Einzelfall-

betreuung notwendig, denn durch die verwendete Technik war keine Barrierefreiheit ge-

geben.  

Zudem beschwerten sich Führungskräfte nach der Einführung der E-Akte beim Projekt-

team, da sie die Ansicht vertraten, dass ihr eigener Arbeitsprozess nicht prozessual ab-

bildbar wäre. Dies führte zu einem Konflikt, da von Seiten des Projektteams das Problem 

festgestellt wurde, dass die fehlende Arbeitsdokumentation der Führungskräfte, welche 

versuchten nach alter Gewohnheit weiterzuarbeiten, nicht revisionssicher ist. 

Es wurden keine Konflikte genannt die auf Ressourcen (z.B. Finanzmittel) zurückzufüh-

ren waren. Einige Behörden nutzen zusätzliche eigene finanzielle Mittel, um eine fortfüh-

rende externe Begleitung zu haben (z.B. für spätere VIS.SAX-Updates oder sollten tech-

nische Probleme auftreten) Auch die notwenige neue Arbeitsplatzausstattung (z.B. zwei 

Bildschirme) verlief ohne Konflikte. Die Behörden orientierten sich dabei stets an den 

Empfehlungen des CCV und erkannten die Wichtigkeit dieser Anpassungen an.  

Ein weiterer Konflikt bestand darin, dass Mitarbeiter vereinzelt die Arbeitsanweisungen 

zum ersetzenden Scannen, durch Nutzung des Arbeitsplatzscanners statt des gesondert 

angeschafften zentralen Scanners, umgingen, da sie dies als zu umständlich empfanden. 

Dies ist jedoch hinsichtlich der Qualitätssicherung problematisch. In diesem Konflikt 

wurde der Einfluss von vorherigen negativen Erfahrungen mit Veränderungsprozessen 

vermutet. 

Des Weiteren kam es zu einer Verweigerung der Mitarbeit in den Schulungen aufgrund 

einer grundsätzlichen Verweigerungshaltung derer, welche somit auch den Fortschritt 

der Schulungen hemmte. Hierbei kam es ebenfalls zu Konflikten zwischen Schulungs-

teilnehmern mit unterschiedlichen Motivationsgraden. 



59 

Ein weiterer Konflikt trat zwischen einer Behörde und dem externen Dienstleister auf, da 

die Behörde seine Anfrage zur ausschließlichen Benutzung seiner eigenen Software ab-

lehnte. Der externe Dienstleister versuchte zu argumentieren, dass es Problemen mit 

dem Support geben würde, wenn noch Softwarekomponenten von einem anderen 

Dienstleister genutzt werden (z.B. Schwierigkeiten bei Updates). Es wurde jedoch wei-

terhin mit zwei Dienstleistern gearbeitet, auch nach der Anfrage, da diese erst in einer 

weit fortgeschrittenen Projektphase gestellt wurde, so dass ein Eingehen auf die Anfrage 

mit Rückschritten bzw. Verluste (z.B. hinsichtlich Neuanschaffungen) verbunden wäre. 

Als übergeordnetes Konfliktthema wurde hierbei das Eingreifen in ein bewährtes System 

genannt, ohne dass ein sofortiger Vorteil für die Beteiligten ersichtlich ist. 

Besonders häufig traten die Konflikte dabei mit Beginn der Schulungen in der Phase der 

Einführung auf, da den Mitarbeitern meistens an dieser Stelle bewusstwurde, dass die 

Einführung der E-akte wirklich stattfindet. Auch schaffen die Zuarbeiten für die Aktenab-

lage, Anpassungsarbeiten und Schulungen neben dem Tagesgeschäft Mehrarbeit für die 

Mitarbeiter. 

Auch in Phase 4 bei der Betriebsetzung gab es mehrere Konflikte, da nun eine endgültige 

Trennung von der gewohnten Arbeitsweise für die Mitarbeiter stattfand sowie ein damit 

einhergehender Vertrauensmangel an die eigenen Kompetenzen. Auch zeigen sich an 

dieser Stelle Probleme mit dem Programm oder ob es organisatorische Regelungen gibt, 

die noch nicht umgesetzt oder ausreichend bedacht wurden. Technische Probleme in der 

IT-Infrastruktur und mangelndes Anwendungswissen verstärken dies. An zweiter Stelle 

steht die Konzeptionsphase, welche konfliktreich sein kann, wenn das Projektteam z.B. 

nur intern arbeitet und keine Informationsweitergabe nach außen stattfindet. Selten ge-

nannt wurde die Initialisierungsphase, bei welcher Unsicherheit herrscht, ob alles genü-

gend vorbereitet wurde und Umsetzbar ist. 

5.1.2 Beteiligte 

Die am häufigsten beteiligten Konfliktparteien stellten die Mitarbeiter der einführenden 

Behörde und das Projektteam (meist vertreten durch den Projektleiter) dar. Externe 

Dienstleister waren nur in zwei Konflikten aktive Konfliktparteien, das CCV nur einmalig. 

Ebenfalls an Konflikten beteiligt waren zudem einmal vereinzelte Geschäftsbereichsleiter 

einer Behörde sowie ein einzelnes Projektgruppenmitglied. Auch die Ebene der Füh-

rungskräfte war an einem Konflikt beteiligt. Die Multiplikatoren wurden nie als Konflikt-

partei genannt, wurden aber von Konfliktparteien (hier meist den Mitarbeitern) direkt auf-

gesucht oder wurden zur Konfliktschlichtung hinzugezogen, womit sie indirekt beteiligt 

waren.  
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Auch der Personalrat, welcher nur einmalig als aktive Konfliktpartei genannt wurde, war 

meist indirekt beteiligt, da es seine Aufgabe ist die Interessen der Mitarbeiter zu vertreten.  

Damit sind Konflikte mit allen am Prozess teilnehmenden Parteien aufgetreten. Ob das 

Alter einen Indikator dafür darstellt, dass eine Person konfliktanfälliger ist wurde dabei 

mehrfach verneint. Es sei zwar die Tendenz zu sehen, dass ältere Mitarbeiter mehr Sor-

gen hätten, jedoch sei dies darauf zurückzuführen, dass in Verwaltungen durchschnittlich 

überwiegend ältere Personen arbeiten. 

Ob die Konflikte offen angesprochen werden oder verdeckt ausgetragen werden, hängt 

dabei oftmals von der Persönlichkeit der Person und seinen persönlichen Beziehungen 

zur Konfliktpartei ab. Auch der Charakter des Projektleiters hat darauf Einfluss. Teilweise 

wurden hier auch die Komponenten der Hierarchieebenen, des Organisationsklimas und 

der formal zugeteilten Rollen genannt, welche eventuell einige Personen davon abhielten 

Konflikte offen zu äußern. Generell gab es ein ausgewogenes Verhältnis zwischen hei-

ßen und kalten Konflikten, wobei mehrfach eine leichte Tendenz zu heißen Konflikten 

genannt wurde. So gab es z.B. offene Beschwerden oder der Betroffene ist direkt an den 

Projektleiter herangetreten. Es wurde zudem Kritik bei Personalversammlungen geäu-

ßert oder aber vom Personalrat herangetragen. Der Personalrat zögerte in einem Fall, 

die Dienstvereinbarung zu unterschreiben, womit er einen Konflikt ebenfalls offenlegte. 

Zudem gab es Besprechungen von Problemen zu einem Jour fixe mit den eingesetzten 

Multiplikatoren und Emailpostfächer für Beschwerden. 

Zwei Experten hingegen nannten eine Tendenz zu kalten Konflikten, da die Grundaus-

sage der jeweiligen Konfliktparteien sei, dass sie grundsätzlich für die Einführung der E-

Akte seien, daran geknüpft jedoch Bedenken bestehen. Eine hierfür typische Aussage 

sei z.B. „Ich bin schon dafür, aber mein Arbeitsplatz ist dafür nicht geeignet“. Die Konflikte 

wurden zwar seltener kalt geführt, jedoch sind hier die Möglichkeiten, in welchen dich der 

Konflikt äußert wesentlich vielfältiger. Wenn die Konflikte verdeckt ausgetragen wurden, 

sind diese meist dadurch wahrgenommen wurden, dass vermehrt Diskussionen stattfan-

den, Personen genervt reagierten, die Tonlage lauter wurde und es an einer fachlichen 

Zuarbeit mangelte. Auch durch die allgemeine negative Stimmung, Verzögerungen im 

Projektablauf sowie an Blicken und einer allgemeinen motivationslosen Stimmung ließen 

sich Spannungen bemerken. Auch das Herantragen von Gerüchten und informellen Ge-

sprächen zwischen dem Personal durch andere Mitarbeiter an den Projektleiter, deckten 

bestehende Konflikte auf. In einem Fall wurden keine Termine mehr wahrgenommen und 

auch die erneute Terminfindung wurde sabotiert.  
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Teilweise wurden die Konflikte indirekt von anderen Beteiligten bemerkt und daraufhin 

gezielt angesprochen oder per Zufall aufgedeckt. Auch fiel es im Laufe der Zeit auf, dass 

einige Mitarbeiter aufgrund einer verdeckten Verweigerungshaltung nicht wie durch die 

Behörde festgelegt mit dem Programm umgingen. Teilweise wurde dies durch die Füh-

rungsebene, entgegen der Revisionssicherheit, toleriert. 

Somit waren alle am Projektprozess Beteiligten auch an mindestens einer Konfliktsitua-

tion beteiligt. 

5.1.3 Konfliktentstehung 

Im Zuge der Befragung zur Konfliktentstehung wurde nach konfliktreichen Vorgeschich-

ten, wie beispielsweise Projekten oder anderen Veränderungsprozessen, der Behörden 

gefragt, um deren Einfluss auf die Grundhaltung auf das Projekt der Einführung der E-

Akte im Freistaat Sachsen zu eruieren. Die Experten nannten als Einflussfaktoren auf die 

Grundhaltung der Mitarbeiter vor allem Veränderungsprozesse in der Behördenge-

schichte, die den Mitarbeitern ein hohes Maß an Umstellung und Anpassung abverlang-

ten. Dies wirkte sich besonders negativ auf die Haltung der Mitarbeiter aus, wenn der 

vorangegangene Veränderungsprozess als nicht notwendig und adäquat für die eigene 

Arbeit wahrgenommen wurde oder mit einem Arbeitszuwachs verbunden war. Ebenso 

verhielt es sich, wenn in vorherigen Projekten und Veränderungen keine Vorteile für die 

eigene Arbeit erkannt wurden und diese Erwartung nun auf die Einführung der E-Akte 

übertragen wurde.  

In einem Fall stellte sich ein bereits gescheiterter Einführungsversuch, der mit einem 

Projektstopp verbunden war, als wirkmächtig heraus. Daneben hatten auch die Erfahrun-

gen von Mitarbeitern aus anderen Behörden, die bereits die Einführung der E-Akte ab-

geschlossen hatten, Einfluss auf die Haltung der Mitarbeiter. In einem informellen Aus-

tausch wurden so negative als auch positive Aspekte des neuen Programms an die Mit-

arbeiter herangetragen, die zum einen negative Auswirkungen auf die Grundstimmung 

hatten, zum anderen aber aufgrund der Erwartung einer verbesserten Arbeitsweise för-

derlich auf die Stimmung wirkten. Weiterhin hatte in einem Fall eine erfolgreiche Verwei-

gerung bei einem früheren Veränderungsprozess einen negativen Einfluss auf die Be-

reitschaft zur Einführung der E-Akte, da durch den in der Vergangenheit ausgehandelten 

Kompromiss die grundsätzliche Verweigerungshaltung vor Veränderungen weiter be-

stärkt wurde. Darüber hinaus beeinflusste die Grundhaltung auch, wenn neben dem Ein-

führungsprojekt der E-Akte parallele Projekte und Änderungsprozesse bearbeitet oder 

durchgeführt wurden.  
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Ferner wurde genannt, dass eine Unerfahrenheit der Projektmitglieder hinsichtlich der 

Durchführung von Projekten ebenfalls die Grundhaltung negativ beeinflusste. Nur ein Be-

fragter gab an, dass keine negative Beeinflussung durch vorangegangene Verände-

rungsprozesse hinsichtlich der Mitarbeiterhaltung erkennbar war und die Mitarbeiter-

schaft dem Projekt offen gegenüberstand. 

Neben der Befragung zu der Grundhaltung der Mitarbeiter, wurden zudem die möglichen 

Ursachen der genannten Konflikte und der Haltung bezüglich des Einführungsprojektes 

erfragt. Hierbei standen vor allem die Benennung der Interessen und Bedürfnisse, die 

sich hinter den Konflikten verbergen, im Fokus. Bezüglich der Bedürfnisse der Mitarbeiter 

wurde am häufigsten die Angst vor einer Überwachung und Leistungskontrolle genannt. 

Diese geht einher mit der Angst vor Druck und einem Gesichtsverlust. Daneben spielen 

eine Vielzahl von Sicherheitsbedenken eine Rolle, die sich zum einen auf ein mehrfach 

genanntes Sicherheitsbedürfnis der Mitarbeiter beziehen, zum anderen aber auch auf 

Bedenken bezüglich der Informations- und Datensicherheit. Diese Sorge könnten als vor-

geschobenes Argument zur Begründung der eigenen Ablehnungshaltung, die aufgrund 

anderer nicht offenbarter Ängste und Bedürfnisse besteht, interpretiert werden. Gleich-

zeitig könnte dieses Bedenken auch mit dem Wunsch nach einer reibungslosen und ord-

nungsgemäßen Arbeitsweise zusammenhängen.  

Ebenso häufig wurde der Wunsch nach Wertschätzung und Anerkennung der eigenen 

Person und der bereits geleisteten Arbeit genannt, der durch den Veränderungsprozess 

angezweifelt oder gefährdet erscheint. Weiterhin wurde mehrfach das Sozialbedürfnis 

der Mitarbeiter angesprochen. So wird durch die Einführung der E-Akte ein Verlust sozi-

aler Kontakte befürchtet, da der direkte durch den elektronischen Austausch ersetzt wer-

den könnte. Vielfach wurde eine der Ursache für die Konflikte in dem Bedürfnis des ge-

wohnten und routinierten Arbeitens vermutet, mit der ebenso die oftmals ausgedrückte 

Papieraffinität begründet wurde. Damit verbunden wurde von einem allgemeinen Kom-

fortbedürfnis des Menschen ausgegangen.  

Hinter einer allgemeinen Kritik am eingeführten Anwendungsprogramm konnten mehrere 

Interessen und Bedürfnisse vermutet werden. So wurde oftmals die Befürchtung eines 

Mehraufwands bezüglich der Einarbeitung und generellen Arbeit aufgeführt. Verknüpft 

damit wurde ebenfalls genannt, dass oftmals der Vorteil und damit Nutzen des Verände-

rungsprozesses für die eigene Arbeit nicht erkannt wurde, sodass eine Anpassungsleis-

tung lediglich als unsinniger Kraftaufwand und Mehrarbeit empfunden wurde.  
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Diesbezüglich wurde in einem Fall auch das Alter der Mitarbeiter als ausschlaggebend 

angeführt. So wurde vermutet, dass nach Auffassung der älteren, kurz vor dem Ruhe-

stand stehenden Mitarbeiter, der tatsächliche und vor allem langfristige Nutzen einer An-

passungsleistung gegenüber dem eigenen Kraftaufwand in der Wertung unterlag.  

Als Konfliktursache wurde außerdem die Angst vor dem eigenen Versagen und Fehlern 

angenommen, die im äußersten Fall in einen Gesichtsverlust münden könnten. Schließ-

lich wurden auch Faktoren wie Druck, Konkurrenzdenken, gesundheitliche Bedenken 

durch die Art der Tätigkeit, Frustration und Überforderung als Ursachen genannt. 

Bezüglich der Bedürfnisse und Interessen der Projektleiter und Projektmitglieder wurde 

ebenfalls die Wertschätzung des Arbeitsaufwands durch das Einführungsprojekt ge-

nannt. Daneben bestand das besondere Interesse einer idealen Projektdurchführung, 

verbunden mit dem Wunsch der Eskalationsvermeidung. Die Eskalationsvermeidung 

spielte nicht nur für den erfolgreichen Projektabschluss eine Rolle, sondern auch im Zu-

sammenhang mit dem Bedürfnis nach Ruhe. Dieses Interesse wird, wenn auch von den 

Befragten bei der Befragung nach den Konfliktursachen genannt, eher für die Konfliktlö-

sung und damit der Kompromissbereitschaft ausschlaggebend gewesen sein. Daran an-

knüpfend spielte neben der Anerkennung auch der Wunsch nach Beliebtheit und einem 

angenehmen Arbeitsklima eine Rolle. Das Bedürfnis nach einer Vermeidung einer auf-

kommenden Gegnerschaft steht hierfür exemplarisch, sodass mitunter offenen Konflikten 

seitens der Projektleiter durch Duldung von provozierendem Verhalten ausgewichen 

wurde. Im Interesse der Projektleiter lag ferner die Ausübung einer Vorbildfunktion, um 

die Akzeptanz des Projektes zu steigern. Weiterhin wurde ein Sicherheits- und Unterstüt-

zungsbedürfnis offenbar, da Unsicherheit im menschlichen Umgang im Rahmen der Ein-

haltung von Hierarchien benannt wurde. 

Die Bedürfnisse und Interessen der externen Dienstleistungsanbieter lassen sich vor al-

lem konkurrenz- und wettbewerbsorientiert beschreiben. Mehrfach wurden Konflikte ver-

ursacht, weil das eigene Produkt gefördert werden sollte. Daneben wurde das Bedürfnis 

nach hinreichender Kommunikation und Anbindung aufgezeigt. Auch eindeutige Anfor-

derungs- und Leistungsdefinitionen wurden von den Dienstleistungsanbietern ge-

wünscht, die jedoch nicht erstellt wurden. Aufgrund dessen wurden durch vertraglich 

nicht vereinbarte Mehrarbeit Frustrationen und Konflikte provoziert. Hieraus wurde auch 

ein Bedürfnis nach Anerkennung abgeleitet, da bemängelt wurde, dass der Umgang zwi-

schen den Behörden und Dienstleistern nicht immer auf Augenhöhe stattfand.  
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Abschließend lässt sich bezüglich der Personalvertretungen konstatieren, dass sich de-

ren Interessen, aufgrund der Aufgabe der adäquaten Vertretung der Mitarbeiterinteres-

sen, auf aufgekommenen Konflikte vor allem durch die Leistungsüberwachung und Kon-

trolle der Mitarbeiter durch Vorgesetzte beschränkte. 

Als häufigste Bedürfnisse, die Konfliktpotential entfalten können, wurden das Bedürfnis 

nach Anerkennung, Sicherheit sowie nach sozialem Kontakt und erfolgreichen Aus-

tausch genannt. Diese Bedürfnisse sind, neben den physiologischen Grundbedürfnissen 

sowie dem Bedürfnis nach Selbstverwirklichung, deckungsgleich als Sicherheitsbedürf-

nis, Sozialbedürfnis und dem Bedürfnis nach Wertschätzung der Bedürfnispyramide 

nach Abraham Maslow zu entnehmen.408 

5.1.4 Konfliktlösung- und Vermeidung 

Die oben aufgeführten Konflikte hatten sowohl positive als auch negative Auswirkungen 

auf das Einführungsprojekt.  

Als positive Auswirkungen wurden zum einen die Förderung und Weiterentwicklung der 

Prozessplanung durch den Konflikt, zum anderen auch die Anregung zur Selbstreflexion 

des Projektteams und damit auch eine Veränderung der Wahrnehmung der Bedürfnisse 

der Mitarbeiter genannt. Letztere Auswirkung stärkte zudem die künftige Kompromissbe-

reitschaft. Ausgelöst durch einen Konflikt und dessen Lösung konnte mitunter die Sinn-

haftigkeit des Projektes für die eigene Arbeit vormals skeptischen Mitarbeitern vermittelt 

und damit mutmaßlich eine verbesserte Grundhaltung gegenüber zukünftigen Projekten 

erreicht werden.  

Vielfach wurden jedoch negative Auswirkungen angeführt. Überwiegend wurde ein Mehr-

aufwand aufgrund von Verzögerungen, aber auch auf Zugeständnissen beruhende 

Mehrarbeit angebracht. Durch die Konflikte wurden darüber hinaus grundsätzliche Befür-

worter des Projektes verunsichert. Damit zusammenhängend könnten auch zukünftige 

Projekte, die in anderen Behörden geplant sind, durch einen informellen Austausch der 

Mitarbeiter über die Konflikte behindert werden. Des Weiteren konnte vereinzelt ein 

Rückgang des persönlichen Austauschs und sogar eine Ausschlusstendenz gegenüber 

einem Projektmitglied festgestellt werden. Hinsichtlich der Projektleiter wurde eine Frust-

ration und damit einer geringeren Bereitschaft derartige Rollen in weiteren Projekten ein-

zunehmen befürchtet. 

 
408 Vgl. Kirchler/ Walenta, in: Arbeits- und Organisationspsychologie, S. 328f. 
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Aufgrund des Erfahrungsgewinns aus den Auswirkungen der Konflikte, konnten hinge-

gen ebenso Strategien zur Konfliktlösung- und Vermeidung entwickelt und im Projektver-

lauf eingesetzt werden. Für eine erfolgreiche Konfliktlösung wurden vorrangig direkte Ge-

spräche mit den Konfliktparteien geführt. Ebenso häufig wurde das Aushandeln von Kom-

promissen und damit das Eingehen auf spezifische Bedürfnisse angegeben. Bei eviden-

tem Misstrauen, Missverständnissen und einer allgemeinen Missstimmung bezüglich der 

Projektplanung- und Durchführung unter den Mitarbeiten konnten gesondert angesetzte 

Mitarbeiterversammlungen, während denen die Planungen sowie der Projektstand offen-

gelegt wurden, entgegenwirken. Daneben wurde auf die Verunsicherung der Mitarbeiter 

zusätzlich mit der Herstellung größtmöglicher Transparenz reagiert, indem beispiels-

weise Beratungsprotokolle veröffentlicht und Zugriffsrechte für die Mitarbeiter erweitert 

wurden, um die Sorge vor einseitiger Kontrolle aufzulösen. Bei spezielleren Problemati-

ken und spezifischen Thematiken wurden bisweilen gesonderte Projektgruppen instal-

liert. Vereinzelt konnten Unsicherheiten der Mitarbeiter zur Programmanwendung und zu 

Bedenken im Hinblick auf die IT-Sicherheit durch eine eigenfinanzierte Anwendungsbe-

ratung sowie durch die Einstellung eines IT-Sicherheitsbeauftragen aufgefangen werden. 

Anwendungsprobleme wurden jedoch vorrangig durch die Einsetzung von eingeschränkt 

eigenverantwortlichen Multiplikatoren, welche die Mitarbeiter direkt unterstützten, beho-

ben. 

Das am häufigsten genannte und als essenziell herausgehobene Mittel zur Konfliktver-

meidung stellte eine erfolgreiche sowie umfassende Kommunikation dar. Diese sollte ad-

ressatengerecht, offen und deutlich erfolgen und auf eine regelmäßige Unterrichtung der 

Mitarbeiter hinsichtlich der Planungsziele, des Zeitrahmens, des Zwischenstands, der 

Verzögerungen und Problemen sowie der erwarteten Veränderungen (z.B. die Behör-

denkultur betreffend) zielen. Dies beinhaltet ferner den regelmäßigen Versand von 

Newslettern und Hausmitteilungen und ähnlich geeigneten Informationsmitteln. Zur Ver-

meidung von Konflikten wurde mehrfach betont, dass Authentizität und Transparenz 

maßgeblich für eine Akzeptanz der Veränderung sind. Folglich wurde das Aufzeigen von 

sowohl Vorteilen als auch Nachteilen als wesentlich herausgestellt, um die Grundhaltung 

positiv zu beeinflussen, ohne zu idealisieren und aufgebauten Erwartungshaltungen nicht 

gerecht zu werden. Gleichzeitig wurde die Mitteilung über Erfolge als ebenso effektiv für 

die Grundstimmung sowohl im Projektteam als auch unter den Mitarbeitern erkannt.  

Weiterhin wurde mehrfach die möglichst frühzeitige und umfassende Einbindung der Per-

sonalvertretung als Projektbeteiligte als Instrument der Konfliktvermeidung angeführt, um 

die notwendigen Dienstvereinbarungen nicht zu gefährden und dadurch eine Projektver-

zögerung zu provozieren. 
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Die Einplanung der Anwendung eines Multiplikatorenmodells von Beginn des Projektes 

an, gehört ebenfalls zu den erfolgreichen Strategien einer Konfliktvermeidung.  

Dasselbe gilt für die Berücksichtigung von Einführungsschulungen und einer adäquaten 

Anwenderbetreuung in der Planung. Damit eine Einbeziehung der spezifischen Bedürf-

nisse und Sorgen in die Projektplanung- und Durchführung erfolgen kann, wurde die In-

stallation von speziellen Kanälen für Anregungen- und Beschwerden in Form von geson-

dert eingerichteten E-Mailpostfächern oder Ansprechpartnern als maßgebend erachtet. 

Des Weiteren haben alle Befragten angegeben, dass vor der Einführung der E-Akte eine 

Anpassung der Arbeitsplätze vorsorglich, beispielsweise durch mehrere Computerbild-

schirme, vorgenommen wurde. Eine Behörde hat zudem, um auf diese Arbeitsplatzan-

passungen und der Veränderung der Arbeitsweise zu reagieren, den Mitarbeitern Ange-

bote des Gesundheitsmanagement bereitgestellt. Für eine zukünftige Vermeidung von 

Konflikten wurde auch eine Überarbeitung der Anforderungen und Inhalte in der Ausbil-

dung sowie bei Neueinstellungen von Mitarbeitern angeregt.  

Hinsichtlich der Vermeidung von Konflikten mit externen Dienstleistern, aufgrund von feh-

lenden Anforderungs- und Leistungsdefinitionen, könnte ein Leitfaden über eine eindeu-

tige Rollen- und Zieldefinition erarbeitet werden. 

Der abschließenden offenen Frage des Leitfadens folgte als Gesprächsresümee durch 

die Befragten meist eine Zusammenfassung aller Erfolgsfaktoren, die in der Retrospek-

tive erkannt wurden. Häufig wurde die Kommunikation, die Organisationskultur, die Un-

terstützung des Projekts durch die Behördenleitung, erfahrene Projektleiter, die Multipli-

katoren und ein guter Führungsstil der Führungskräfte genannt. Es lassen sich insgesamt 

Überschneidungen mit den wichtigsten Erfolgsfaktoren des Change Management fest-

stellen (vgl. oben). Dennoch wurde nur einmal die Loslösung des Aufgabengebiets des 

Veränderungsmanagement von der Projektleiterrolle als erfolgstragend aufgezeigt. Mit 

Hinblick darauf, dass lediglich während eines Roll-Out-Projektes eine gesonderte Stelle 

eines Veränderungsmanagers geschaffen wurde, lässt sich diese Tendenz erklären. 

Schließlich wurden mehrheitlich die Hilfestellungen zum Veränderungsmanagement des 

CCV auch nicht bewusst eingesetzt. Stattdessen nahmen überwiegend die Projektleiter 

eine Doppelrolle ein und fungierten, entgegen der Empfehlung des CCV, ebenfalls als 

Veränderungsmanager. Von den Experten selbst wurde weder ein möglicher Zielkonflikt 

noch die der Projektleiterrolle eher untergeordnete Einordnung der Veränderungsmana-

gerrolle problematisiert. 

Des Weiteren wurden vereinzelt Wünsche und Empfehlungen für die Durchführung zu-

künftiger Projekte geäußert. 
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So wurde angemerkt, dass ein vom CCV organisiertes Mentorensystem hilfreich er-

scheint, sodass erfahrene Projektleiter oder Projektmitglieder zur Unterstützung vermit-

telt werden. Ebenso wurde von einem Experten das Bedürfnis nach einem erfahrenen 

Veränderungsmanager geäußert, um Termine gezielt vor- und nachzuarbeiten. Dass die-

ser Bedarf nicht von anderen Experten genannt wurde, könnte mit deren Doppelrolle als 

Projektleiter und Veränderungsmanager in Zusammenhang stehen, die selbst als un-

problematisch wahrgenommen wurde. Allgemein wurde aber der Austausch mit Behör-

den, in denen das Roll-Out-Projekt bereits abgeschlossen wurde, als Erfolgsfaktor dar-

gestellt, der jedoch in einem noch größeren Vernetzungsumfang gewünscht wird. 

5.2 Zusammenfassende Kontextualisierung der Konflikte 

Aufgrund der Vielzahl und Vielartigkeit der oben genannten Konflikte, bietet es sich nicht 

an einzelne Diagnosen für jeden Konflikt durchzuführen. Vielmehr wird versucht, die Kon-

flikte abschließend im Kontext der Konflikttheorie von Friedrich Glasl zu betrachten. 

Die oben aufgeführten Konflikte sind vorrangig als Systemveränderungs-Konflikte in ei-

nem meso-sozialen Konfliktrahmen einzuordnen. Es wurden, mit Ausnahme von zwei 

Experten, überwiegend heiße Konflikte durch die Experten wahrgenommen. Es kann ver-

mutet werden, dass kalte Konflikte, die sich ohnehin auf einem niedrigen Eskalationsgrad 

abgespielt haben, den Experten nicht erinnerlich waren, sofern sie nicht auch im Verlauf 

als heiße Konflikte aufgetreten sind. Zudem wurden die Konflikte in der Tendenz nicht 

als schwerwiegend angesehen.  

Die durch die Experten getroffenen Einstufungen innerhalb Friedrich Glasls Phasenmo-

dell der Eskalation, gingen nicht über die sechste Eskalationsstufe hinaus. Am häufigsten 

wurden die Konflikte auf den ersten beiden Eskalationsstufen eingeordnet. Lediglich ein 

Konflikt wurde von einem Experten in der Stufe der Drohstrategien gesehen. Aus Sicht 

des Experten aus einer übergeordneten Instanz kamen zwar selten, jedoch öfter als in 

den anderen Interviews erwähnt, Konflikte auf den Eskalationsstufen fünf bis sechs vor. 

Diese gingen dann jedoch vorwiegend von Führungskräften oder Interessensvertretern 

aus und richteten sich an die Projektgruppen. Das lässt vermuten, dass wie im Kapitel 

2.3.4 erläutert, Abhängigkeiten die Beziehungen beeinflussen und sich spezifisch auf das 

Konfliktpotential und dessen Erscheinungsform auswirken. So handelt es sich bei den 

oben genannten Gruppen um Parteien, die gegenüber der Projektgruppe und der Behör-

denleitung, nicht in einem derart stark ausgeprägten Verhältnis vertikaler Abhängigkeit 

stehen, wie beispielsweise Sachbearbeiter. Dies könnte erklären, weshalb auch schwer-

wiegendere Konfrontationen nicht gescheut wurden. 
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5.3 Lösungsimpulse  

Nach dem thematischen Clustern der Expertenaussagen, sollen im Folgenden Lösungs-

impulse für ähnlich strukturierte zukünftige Projekte gegeben werden, welche die bereits 

angewandten erfolgreichen Strategien der Experten ergänzen könnten.  

Nach Auswertung der Experteninterviews stellte sich heraus, dass die dem Projekt über-

geordnete Instanz erkannte, dass für einen reibungslosen Ablauf eine Vollzeitstelle für 

den Veränderungsmanager notwendig ist. Obwohl die Behörden allesamt die Bedeut-

samkeit aktiv Veränderungsmanagement auszuüben erkannten und dieses, meist ne-

benbei, mitbetrieben, reflektierten sie das Problem jedoch nicht vollumfänglich. Ein wich-

tiger Grund hierfür ist, dass die Behörden bereits personellen und finanziellen Mangel 

haben und die Projektleiter in den meisten Fällen keine externe Stelle wünschen. Durch 

eine zusätzliche Stelle für den Veränderungsmanager würde ihnen Mehrarbeit (z.B. in 

Form von notwendigen Absprachen) entstehen. In wenigen Fällen wurde die zukünftige 

Auslagerung dieses Aufgabenbereiches sogar von den Projektleitern gewünscht.  

Aus diesem Grund wird die Vergabe einer Vollzeitstelle als Veränderungsmanagers an 

eine geeignete behördeninterne Person in Verknüpfung mit einem, den Behörden bereit 

gestellten, Projektleiter als optimal angesehen. Zudem wurde von einem Experten expli-

zit gewünscht, dass es bereits im Prozess der Einführung mehr Reflexions- und Aus-

tauschmöglichkeiten gibt. Supervisionen oder Vernetzungstreffen von Behörden in un-

terschiedlichen Projektphasen werden hierbei als ein geeignetes Mittel angesehen.  

Auch Mediatoren oder Mitarbeiter, die eine Fortbildung zum Streitschlichter absolvierten, 

könnten eine Bereicherung für das Projektteam darstellen, indem sie aktiv zur Konflikt-

vermeidung beitragen.  
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6. Fazit 

In der vorliegenden Bachelorarbeit wurde untersucht, inwiefern Konflikte bei der Einfüh-

rung der E-Akte in der Landesverwaltung Sachsen auftraten. Aus der Auswertung der 

Experteninterviews ging hervor, dass während der Einführung der elektronischen Akte 

mehrere Konflikte eingetreten sind. Dabei waren besonders das Projektteam, vertreten 

durch den Projektleiter, und die Mitarbeiter der einführenden Behörde Beteiligte. Es kann 

vermutet werden, dass die Organisationsstruktur, deren Kultur sowie die darauf beruhen-

den Hierarchien dabei beeinflussten, welche Personenkreise ihre Anliegen in Form von 

heißen oder kalten Konflikten austrugen. Die Bedürfnisse und Sorgen der Mitarbeiter 

prägten dabei das Konfliktpotential sowie bei bereits ausgebrochenen Konflikten den 

Konfliktverlauf. Hierbei ist besonders die Affinität zum Papier hervorzuheben, welche es 

den Mitarbeitern erschwerte sich auf die neuen Prozesse einzulassen und ihre routinier-

ten Arbeitsweisen zu verändern. Damit verbunden besteht, wie bei allen Veränderungs-

prozessen, die Angst vor eigenen Fehlern im Umgang mit dem neuen System und einem 

möglichen Gesichtsverlust vor anderen Kollegen oder Vorgesetzten.  

Die starke Überlappung der Themen des Change Management mit den von den Experten 

genannten Erfolgsfaktoren machen deutlich, dass dem Veränderungsmanagement für 

die Konfliktvermeidung und damit der erfolgreichen Einführung der E-Akte eine bedeu-

tende Rolle zukommt. Es wäre weiter zu untersuchen, weshalb die Experten die Aufgabe 

jedoch mehrheitlich als Nebentätigkeit im Hauptgeschäft der Projektgruppe wahrnahmen 

und trotz Empfehlung des CCV keinen gesonderten Veränderungsmanager installierten. 

Aufgrund der explorativen Ausrichtung der vorliegenden Arbeit, konnten nur erste Einbli-

cke über auftretende Konflikte bei der Einführung der E-Akte als stellvertretendes Bei-

spiel für Veränderungsprozesse gewonnen werden.  

Aus den vorgenommenen Untersuchungen ergibt sich darum die Notwendigkeit, die von 

den Experten genannten Erfolgsfaktoren, insbesondere die Multiplikatoren sowie die 

Führungsstile, weiterführend zu erforschen. Des Weiteren könnte aufschlussreich sein 

zu prüfen, inwiefern die Anzahl der Mitarbeiter, die geplante und tatsächliche Dauer des 

Projektes, das Alter der Mitarbeiter oder behördeninterne Erfahrungen mit bereits statt-

gefundenen Veränderungsprozessen das Konfliktpotential beeinflussen. Zudem könnte 

sich eine Beschränkung auf die Untersuchung noch nicht abgeschlossener Roll-Out-Pro-

jekte als lohnenswert erweisen, da hier eine stärker ausgeprägte Sensibilisierung auf die 

Wahrnehmung der Konflikte vermutet wird, welche in der Retrospektive nachzulassen 

scheint. Zumindest drängt sich der Eindruck auf, dass die rückwirkende Betrachtung des 

Konfliktpotentials in den Veränderungsprozesse deren Darstellung oder Bewertung maß-

geblich beeinflusst.  
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7. Kernsätze 

1.Die Einführung der E-Akte in den Landesbehörden des Freistaates Sachsen war kon-

fliktreich. 

2. Besonders konfliktreich waren dabei die Projektphase der Einführung und der Betrieb-

setzung und Evaluierung. 

3. Für zukünftige Projekte wird ein umfangreicherer Austausch zwischen den Roll-Out-

Behörden sowohl empfohlen als auch gewünscht, um die Expertise der bereits im Projekt 

fortgeschritteneren Behörden zur Konfliktvermeidung zu nutzen.  

4. Jegliche Projektbetroffene waren auch Konfliktparteien. Dabei spielten die Grundhal-

tung der Führungskräfte eine entscheidende Rolle für die allgemeine Akzeptanz der Mit-

arbeiter. 

5. Das Veränderungsmanagement bedarf zukünftig einer herausgehobeneren Rolle, wel-

che in der Vergangenheit zwar erkannt, jedoch aufgrund struktureller und finanzieller De-

fizite nicht vollumfänglich umgesetzt wurde. 
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